
#ST# 79.072

Botschaft
zu einem Bundesgesetz über den Umweltschutz
(USG)

vom 331.Oktober 1979

Sehr geehrte Herren Präsidenten,
sehr geehrte Damen und Herren,

Wir unterbreiten Ihnen den Entwurf zu einem Bundesgesetz über den Umwelt-
schutz mit dem Antrag auf Zustimmung.

Gleichzeitig beantragen wir Ihnen, folgende parlamentarische Vorstösse abzu-
schreiben :

1969 P 10058 Koordination der Bemühungen gegen die Gefahren der
Technisierung (N 20.. 3. 69, Schalcher)

1971 M 10787 Umweltschutz. Massnahmen- und Gesetzgebungsprogramm
(N 21. 9. 71, Binder; S 2. 12. 71)

1971 P 10797 Plastikgefässe (N21.9.71, Martin)
1971 P 10873 Vernichtung von Verpackungen (N 4. 12. 71, Hofer-Flawil)
1971 P 10986 Landschaftsforschung (N 13. 12. 71, Grünig)
1972 P 11288 Umweltschutz. Ausbildung von Fachleuten (N 20.12. 72,

Rothen)
1973 M 11117 Belastbarkeit des Lebensraumes (N 20. 11.72, Bächtold;

S 15. 3. 73)
1973 P 11677 Umweltschutz und Marktwirtschaft (S 12. 12. 73, Muheim)
1973 P 11615 Umweltkonforme Politik (N 28. 11. 73, Gehen)
1973 P 11771 Müllbeseitigung (N 28. 11. 73, Schalcher)
1973 P 11478 Heizöl. Entschwefelung (N 14. 3. 73, Welter)
1974 M 11503 Luftverunreinigung. Grenzwerte (N 28. 11.73, Dürr;

S 13. 3. 74)
1974 M 11859 Abfallstoffe. Wiederverwendung (N4.3.74, Jaeger-St. Gallen ;

S 20.6.74)
1974 P 11896 Umweltschutzkonzept (N 4. 3. 74, Künzi) •
1974 P 11861 Naturgüter-Nutzung. Verfassungsgrundlage (N 28.6.74,

Leutenegger)
1975 P 12236 ETH. Fachrichtung Umweltschutz (S 3. 6. 75, Jauslin)
1975 P 75.397 Wettbewerbsverzerrungen (N 3. 10. 75, Flubacher)
1977 P 76.376 Ölfeuerungskontrolle (N 19. 9. 77, Ganz)
1979 P 78.485 Lärmschutz an Nationalstrassen (N 7. 3. 79, Kloter)
1979 P zu 78.202 Umweltschutz. Verpackungen und Kunststoffe (S 21. 6. 79,

Kommission des Ständerates)
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Wir versichern Sie, 'sehr geehrte Herren Präsidenten, sehr geehrte Damen und
Herren, unserer vorzüglichen Hochachtung.

3I.Oktober 1979 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundespräsident : Hürlimann
Der Bundeskanzler: Huber
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Übersicht

Artikel 24septles der Bundesverfassung verpflichtet den Bund zum Erlass von Vor-
schriften «über den Schutz des Menschen und seiner natürlichen Umwelt gegen
schädliche oder lästige Einwirkungen». Das Umweltschutzgesetz erfüllt diesen Auf-
trag in folgendem Rahmen:

1. Im Sinne der Vorsorge sollen Einwirkungen, die schädlich oder lästig werden
könnten, begrenzt werden, soweit dies technisch und betrieblich möglich sowie
wirtschaftlich tragbar ist. Sind Einwirkungen schädlich oder besonders lästig,
müssen sie auf jeden Fall verhindert werden. Die Kosten für die entsprechenden
Massnahmen sind grundsätzlich vom Verursacher zu tragen.

2. Luftverunreinigungen und Lärm werden durch den Betrieb von Anlagen wie In-
dustriebetriebe, Verkehrsanlagen und Ölfeuerungen sowie von Motorfahrzeu-
gen, Flugzeugen usw. verursacht. Die Emissionen dieser Anlagen müssen so-
weit als möglich begrenzt werden. Das Gesetz sieht vor, dass die Behörden von
Bund und Kantonen dafür einheitliche Kriterien schaffen. Auf diese Weise lässt
sich weitgehend verhindern, dass die von Anlagen ausgehenden Umwelteinwir-
kungen je die Grenze der Schädlichkeit erreichen.

Das Gesetz verpflichtet den Bundesrat sodann, für Luftverunreinigungen und
Lärm die höchstzulässige Belastung in der Form von Immissionsgrenzwerten
festzulegen.

Die Vorschriften zur Bekämpfung von Luftverunreinigungen und Lärm gelten
nicht nur für neue Anlagen, sie dienen auch als Grundlagen für die Sanierung
bestehender Anlagen. Die Sanierung muss aber verhältnismässig sein. Das Ge-
setz bestimmt deshalb, unter welchen Voraussetzungen und in welchem Mass
Anlagen von der Sanierungspflicht befreit werden können.

3. Schädliche oder lästige Umwelteinwirkungen werden nicht nur durch den Be-
trieb von Anlagen, sondern auch durch die Verwendung chemischer Stoffe und
den immer grösser werdenden Abfallberg verursacht. Das Gesetz schreibt des-
halb vor, wie umweltgefährdende chemische Stoffe verwendet und Abfälle ver-
wertet, unschädlich gemacht und zweckmässig beseitigt werden müssen.

4. Die Massnahmen zum Schutz der Umwelt sollen durch eine Reihe besonderer
Massnahmen verstärkt und ergänzt werden :
- Bei der Planung und Errichtung neuer oder Änderung bestehender ortsfester

Anlagen, welche die Umwelt erheblich belasten können, müssen die Behör-
den durch eine Umweltverträglichkeitsprüfung abklären, welche Umweltbe-
lastung von einer solchen Anlage zu erwarten ist und wie sie vermindert wer-
den kann.

- Zur Verhinderung von Umweltkatastrophen und zur Begrenzung ihrer Aus-
wirkungen werden die Inhaber der betreffenden Anlagen verpflichtet, die
notwendigen Sicherheitsvorkehren zu treffen. Nötigenfalls kann der Bundes-
rat bestimmte Produktionsverfahren verbieten.
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5. Das Umweltschutzgesetz fügt sich in die bestehende Gesetzgebung ein; es baut
auf den bereits getroffenen Massnahmen der Behörden auf, ergänzt sie und
füllt die Lücken der geltenden Gesetzgebung aus.
- So koordiniert es die Umweltschutzvorschriften, die der Bundesrat zum Bei-

spiel aufgrund der Luftfahrtgesetzgebung erlassen muss, nach einheitlichen
Kriterien für die Emissionsbegrenzung (durch technische und betriebliche
Massnahmen) sowie für die zulässige Umweltbelastung (Immissionsgrenz-
werte) .

- Das Umwehschutzgesetz ergänzt auch das Giftgesetz, das die unmittelbare
Gefährdung von Menschen und Tieren verhindert. Vor allem im Hinblick
auf die mittelbaren Gefährdungen wird die Verwendung von Stoffen gere-
gelt, die sich langfristig oder im Zusammenwirken mit anderen Stoffen und
Einwirkungen oder dadurch, dass sie sich im Kreislauf der Natur anreichern,
schädlich auf die Umwelt auswirken.

- Zum Schutz wertvoller Uferbereiche, Riedgebiete, Moore usw. vor techni-
schen Eingriffen werden die bereits bestehenden Vorschriften des Natur- und
Heimatschutzgesetzes verstärkt.

- Da die Sanierung von Strossen zum Schütze der Anwohner vor Lärmeinwir-
kungen mit erheblichen Kosten verbunden ist, soll durch die Änderung des
Bundesbeschlusses über die Verwendung des für den Strassenbau bestimm-
ten Anteils am Treibstoffzollertrag ein Teil des Zollertrages für die Finan-
zierung von Schallschutzmassnahmen an Strassen und Gebäuden reserviert
werden.

6. Umweltschutz lässt sich nur verwirklichen, wenn alle, d. h. Private, Gemeinde-,
Kantons- und Bundesbehörden im Rahmen ihrer Möglichkeiten und in gegen-
seitiger Ergänzung ihren Beitrag zur Verminderung der Umweltbelastung lei-
sten.
- Umweltschutzmassnahmen sollen nach Möglichkeit auf freiwilliger Basis

durchgeführt werden. Deshalb verpflichtet das Gesetz die Umweltschutz-
fachstellen, die Bevölkerung durch Information und Empfehlungen zu um-
weltgerechtem Verhalten anzuhalten.'Wo Empfehlungen jedoch nicht zum
Ziele führen, werden verbindliche Vorschriften erlassen.

- Kantonales Umweltschutzrecht wird auch nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
möglich, ja erforderlich sein, da der Bundesrat im Sinne des Subsidiaritäts-
prinzips Vorschriften nur erlassen wird, wenn eine einheitliche Regelung für
die ganze Schweiz erforderlich ist. Überdies baut das Umweltschutzgesetz
auf dem bereits bestehenden Umweltschutzrecht der Kantone und Gemein-
den auf. Der Vollzug des Bundesrechts im Umweltschutz ist weitgehend Sa-
che der Kantone.

7. Das Umweltschutzgesetz regelt nicht alle Aufgaben des Umweltschutzes. Um-
fassende Massnahmen zur sparsamen Verwendung von Energie - mit Aus-
nahme der Wärmeisolation von Häusern -, zur Erhaltung ausreichender Was-
servorkommen oder zur Verhinderung von Bodenerosion sind auf dem Weg der
Spezialgesetzgebung zu regeln.
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Botschaft

l Ausgangslage und Vorarbeiten

Am 6. Juni 1971 haben Volk und Stände mit überwältigendem Mehr der Auf-
nahme des neuen Artikels 24sepiies in die Bundesverfassung (BV) zugestimmt. Er
lautet :

1 Der Bund erlässt Vorschriften über den Schutz des Menschen und seiner na-
türlichen Umwelt gegen schädliche oder lästige Einwirkungen. Er bekämpft
insbesondere die Luftverunreinigung und den Lärm.
2 Der Vollzug der Vorschriften wird, soweit das Gesetz ihn nicht dem Bunde
vorbehält, den Kantonen übertragen.

Nachdem erste Vorarbeiten für eine eidgenössische Gesetzgebung in einer kleinen
Arbeitsgruppe geleistet worden waren, setzte das Eidgenössische Departement
des Innern anfangs 1973 eine ausserparlamentarische Expertenkommission unter
dem Vorsitz von Prof. Leo Schürmann ein und erteilte ihr den Auftrag, ein Um-
weltschutzgesetz zu entwerfen. Bereits Ende des Jahres legte die Kommission ei-
nen Entwurf vor, der 1974 einem breiten Vernehmlassungsverfahren unterzogen
wurde.
Die Vernehmlassung zeigte, dass auf der Grundlage des vorgelegten Entwurfs kein
politischer Konsens gefunden werden konnte. Wohl wurde allgemein die Not-
wendigkeit einer wirksamen Gesetzgebung zum Schütze der Umwelt anerkannt.
Mehrheitlich wurde jedoch die Vorlage abgelehnt mit der Begründung, sie sei zu
perfektionistisch und zu ambitiös und in der Umschreibung von Massnahmen
und Kompetenzen zu wenig präzis.
Der Vorsteher des Eidgenössischen Departementes des Innern beauftragte in der
Folge das Bundesamt für Umweltschutz, die Materie auf der Grundlage der Er-
kenntnisse, welche dank des breiten Konzepts des ersten Vorentwurfs gewonnen
werden konnten, zu überarbeiten und dabei der gegenüber 1973 veränderten wirt-
schaftlichen Lage und der Finanzlage des Bundes Rechnung zu tragen. Gestützt
auf die verwaltungsinternen Arbeiten, zu denen auch aussenstehende Fachleute
beigezogen wurden, legte das Eidgenössische Departement des Innern im Herbst
1976 die neu erarbeitete Konzeption der Ausführungsgesetzgebung in Form von
Thesen vor. Zu diesen Thesen nahmen Vertreter der kantonalen Regierungen so-
wie der Wirtschafts- und der Umweltschutzkreise Stellung. Sie stimmten ihnen
mehrheitlich zu.

Aufgrund dieser Thesen wurde unter der Leitung des Experten, Prof. Thomas
Fleiner, der neue Entwurf erarbeitet.
Die Arbeitsgruppe berücksichtigte bei der Erarbeitung des Gesetzesentwurfes ne-
ben den Thesen auch die verschiedenen parlamentarischen Vorstösse zum Thema
Umweltschutz sowie die Empfehlungen und Erkenntnisse der verschiedenen in-
ternationalen Organisationen, in denen die Schweiz mitwirkt, wie des Umwelt-
programmes der UNO (UNEP), der Organisation für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (OECD), des Europarates, der Europäischen Wirt-
schaftskommission der UNO (ECE) sowie auch Ergebnisse des regelmässigen In-
formationsaustausches mit den Europäischen Gemeinschaften (EG).
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2 Umweltschutz als Staatsaufgabe

Eine gesunde Umwelt ist Grundlage für die Lebensqualität und damit wesentli-
cher Bestandteil der. Wohlfahrt eines Landes. Umweltschutz ist deshalb eine
wichtige Aufgabe unseres Staates. Diese Aufgabe ist aber so umfassend und
reicht in so viele Bereiche hinein, dass sie nur bewältigt werden kann, wenn Bund,
Kantone, Gemeinden und Private sie gemeinsam angehen und sich dabei sinnvoll
ergänzen. Dazu kann der Bund durch seine Gesetzgebung beitragen. Diese ist je-
doch nur ein Mittel unter mehreren. Umweltschutz lässt sich nur verwirklichen,
wenn jeder Einzelne seine Eigenverantwortung dafür erkennt und wahrnimmt.
Voraussetzung dafür ist, dass der Staat die Bevölkerung über Umweltschutz-
belange umfassend und regelmässig informiert. Im übrigen muss auch er seine Ver-
antwortung wahrnehmen, indem er bei all seinen Tätigkeiten den Umweltschutz
als ein wesentliches Ziel mitberücksichtigt.

21 Der Verfassungsauftrag

Artikel 24seplies BV verpflichtet den Bund, Vorschriften zum Schütze des Men-
schen und seiner natürlichen Umwelt gegen schädliche oder lästige Einwirkungen
zu erlassen und insbesondere Luftverunreinigungen und den Lärm zu bekämpfen.
Zur Umwelt gehören der Boden, das Wasser, die Luft sowie die Tiere und die
Pflanzen. Der Schutz darf sich aber nicht auf die einzelnen Lebewesen oder
Landschaftsteile beschränken, sondern muss Tiere und Pflanzen als Lebensge-
meinschaften und die Umwelt als Lebensraum erfassen. Dies ist deshalb notwen-
dig, weil die Natur sich nicht aus starr aneinander gefügten Teilen zusammen-
setzt, sondern weil alle Teile in oft komplizierten Systemen untereinander verbun-
den sind.
Wer beispielsweise ein Tümpelgebiet trockenlegt, kann dadurch den Lebensraum
zahlreicher wertvoller Tier- und Pflanzenarten zerstören. An die Stelle der ur-
sprünglichen Lebensgemeinschaften treten zwar neue Gemeinschaften, diese sind
in der Regel aber weniger vielfältig. Überdies können diese ärmeren Lebensge-
meinschaften die ökologischen Verhältnisse in bisher unberührten Naturgebieten
beeinflussen. Aber auch innerhalb bestehender Ökosysteme können menschliche
Eingriffe - durch Strukturveränderung, Anwendung chemischer Stoffe oder Lärm
- die Beziehungen zwischen den Tieren oder Pflanzen, unter sich und gegenseitig,
empfindlich stören und so die natürlichen Systeme vernichten.

Der Verfassungsauftrag bezieht sich auf alle von Menschen verursachten Umwelt-
einwirkungen. Als solche gelten chemische, physikalische und biologische Verän-
derungen der Umwelt.

Wie bereits in der Botschaft vom 6. Mai 1970 zum neuen Verfassungsartikel aus-
geführt, ist der Begriff «Einwirkung» umfassender zu verstehen als die Begriffe
Emission und Immission. «Eine Einwirkung wäre zum Beispiel auch die stark
nachteilige Veränderung, der die natürliche Beschaffenheit des Erdreichs, das
Wetter oder das Klima unterworfen sein könnte» (BEI 7970 I 776).
Eine Einwirkung ist schädlich, wenn sie die physische oder psychische Gesundheit
des Menschen schädigt oder einen Schaden an seiner natürlichen Umwelt verur-
sacht. Für den Verfassungstext wurde seinerzeit bewusst der Ausdruck «schäd-
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lieh» und nicht etwa «gefahrlich» gewählt, weil er umfassender ist. Schädlich sind
Umwelteinwirkungen zudem nicht nur dann, wenn sie
- die Tier- und Pflanzenarten sowie deren Lebensgemeinschaften unmittelbar be-

einträchtigen oder durch Veränderungen ihrer Lebensräume deren Fortbestand
gefährden,

sondern auch, wenn sie
- die für Menschen, Tiere und Pflanzen wesentlichen Lebenselemente Luft, Was-

ser oder Boden derart verändern, dass längerfristig mit einer nachteiligen Be-
einflussung der biologischen Lebensräume gerechnet werden muss.

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, dass die Schädlichkeit einer Einwirkung nicht
immer sofort, sondern oft erst nach längerer Zeit erkennbar ist. Aus diesem
Grund misst das Gesetz der Vorsorge besondere Bedeutung zu.

Lästig sind Einwirkungen, wenn sie dem betroffenen Menschen zwar nicht einen
eigentlichen Schaden zufügen, ihn jedoch in seinem Dasein beeinträchtigen. «Die
Belästigungen können beim Menschen dazu führen, dass die Leistungsfähigkeit
und die Lebensfreude, der Naturgenuss, das Gefühl der Ungestörtheit, das pri-
vate Leben überhaupt beeinträchtigt werden. Darin liegt ein Angriff auf die Per-
sönlichkeit und damit auf die Freiheit» (BB1 1970 l 776).

Bei manchen Arten von Einwirkungen besteht zwischen der Schädlichkeit und
der Lästigkeit nur ein gradueller Unterschied. Oft sind die Grenzen fliessend.
Nach der Definition der Weltgesundheitsorganisation ist Gesundheit ein Zu-
stand, der nicht nur durch das Fehlen von Krankheit, sondern durch körperliches
und seelisches Wohlbefinden gekennzeichnet ist. Dies zeigt klar, dass die Gesund-
heitsschädlichkeit nicht ein allgemeingültiger und rein objektiv definierter Begriff
sein kann. Noch schwieriger ist es, die Umweltschädlichkeit genau zu umschrei-
ben.
Umweltschäden lassen sich oft nur schwer voraussehen. Die wechselseitigen Be-
ziehungen der Lebewesen unter sich sowie zu ihrer unbelebten Umwelt sind der-
art komplex, dass sich die Folgen einzelner Umwelteinwirkungen kaum genau
abschätzen lassen. Vor allem dürfen die langfristigen Folgen nicht unterschätzt
werden. Die nachteiligen Wirkungen von DDT (Dichlordiphenyltrichloräthan),
eines hochwirksamen Vernichtungsmittels für Insekten, sind zum Beispiel erst
lange Zeit nach seiner ersten Verwendung erkannt worden. Es dauerte zehn
Jahre, bis man entdeckte, dass dieser Schadstoff über den Boden in die Gewässer
und ins Meer gelangt war und sich in Fischen zum Teil so stark angereichert
hatte, dass diese nicht mehr als Nahrungsmittel verwendet werden konnten.

Zu bedenken ist weiter, dass bisweilen mehrere Jahre verstreichen, bis eine Um-
weltschutzmassnahme wirksam wird.

Das Umweltschutzgesetz kann somit nicht von vollständigen, exakten und unver-
änderlichen naturwissenschaftlich vorgegebenen Kriterien für die Schädlichkeit
und die Lästigkeit einer Umwelteinwirkung ausgehen. Es überträgt deshalb dem
Bundesrat die Befugnis, die Schädlichkeits- und Lästigkeitsgrenzen entsprechend
dem jeweiligen Stand der Wissenschaft oder der Erfahrung in der Form von Im-
missionsgrenzwerten festzulegen.

Der Verfassungsauftrag von Artikel 24seplies BV ist zwar sehr umfassend; er ent-
hält jedoch keine unbeschränkte Bundeskompetenz. So Hesse sich beispielsweise
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eine staatliche Bewirtschaftung der Rohstoffe, zum Beispiel der Brenn- und
Treibstoffe, zur Durchführung von Energiesparmassnahmen nicht auf Artikel
24sepiies BV abstützen

Überdies müssen bei der Konkretisierung des Verfassungsauftrages die allgemei-
nen verfassungsrechtlichen Grundsätze wie zum Beispiel Verhältnismässigkeit,
Rechtsgleichheit, Eigentumsgarantie und Handels- und Gewerbefreiheit beachtet
werden. Es versteht sich deshalb von selbst, dass staatliche Massnahmen des Um-
weltschutzes für die Wirtschaft tragbar sein sollen und aus Gründen der Wettbe-
werbsneutralität staatliche wie private Vorhaben in gleicher Weise betreffen müs-
sen. Allerdings darf bei der Anwendung des Grundsatzes der Verhältnismässig-
keit nicht allein das wirtschaftliche Interesse berücksichtigt werden. Dieses Inter-
esse muss vielmehr auch dem elementaren Interesse der Erhaltung der Gesund-
heit untergeordnet werden.

22 Entwicklung der Umweltbelastung

Nicht nur während der Zeit des grossen Wirtschaftswachstums, sondern auch
über die jüngsten Jahre der Rezession hinweg nahmen in den industrialisierten
Ländern die Güterproduktion, der Verkehr (vor allem der private Autoverkehr),
die Energieerzeugung und der Energieverbrauch ständig zu. Zwangsläufig wuch-
sen damit auch die Umweltbelastungen. Verantwortlich dafür war nicht etwa das
verhältnismässig bescheidene Bevölkerungswachstum, sondern vor allem das
Streben nach höherem Wohlstand und die Tendenz, Güter zu verschwenden und
Gegenstände früher als nötig wegzuwerfen.

221 Internationale Beurteilung der Umweltbelastung

Die Umweltministerkonferenz der OECD hat an ihrer Tagung vom 7. und 8. Mai
1979 in Paris über den Stand der Umweltbelastung in den Mitgliedstaaten folgen-
des festgestellt: Einerseits hat die Umweltbelastung in den vergangenen zehn Jah-
ren in einer Reihe von Teilbereichen abgenommen. So konnte zum Beispiel in
Stadtgebieten die Luftverschmutzung verringert werden. Anderseits gibt die Um-
welt in verschiedenen anderen Bereichen nach wie vor Anlass zur Besorgnis. Zu
nennen wären vor allem die Luftverunreinigungen durch Schadstoffe, die über
weite Entfernungen befördert werden, oder durch solche, deren schädliche Aus-
wirkungen erst seit kurzem bekannt sind, sowie die übermässige Verwendung von
Kunstdünger und die zunehmende Lärmbelästigung in bestimmten Gebieten.
Ganz allgemein, hielt die Ministerkonferenz fest, werde der enge Zusammenhang
zwischen Umweltbelastung und Gesundheitsschäden mehr und mehr erkannt.
Deshalb seien die Mitgliedstaaten verpflichtet, zusätzliche Massnahmen zum
Schütze der Umwelt vorzusehen.

222 Die Umweltbelastung in der Schweiz

Umfassende Angaben über den genauen Stand der Umweltbelastung sind zurzeit
noch nicht vorhanden, nicht zuletzt deshalb, weil gesetzliche Grundlagen für sta-
tistische Erhebungen der Umweltbelastung bisher fehlten. Deshalb müssen wir
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uns darauf beschränken, im folgenden einige Beispiele über die zunehmende Um-
weltbelastung in der Schweiz aufzuführen:

222.1 Strassenverkehr

Motorfahrzeugbestand in der Schweiz

Jahr

1965
1970
1975
1978 . .

Personen \Migcn

900 000
1 400 000
1 800 000
2 100000

Lastwagen

100000
140000
180000
290 000

Lärmbelastung durch den Strassenverkehr
Nach Schätzungen werden in der Schweiz heute rund 25-30 Prozent der Bevölke-
rung tagsüber einem mittleren Strassenlärm von über 60 Dezibel ausgesetzt,
8-12 Prozent sogar einem solchen von über 65 Dezibel. Würden für die Motor-
fahrzeuge die zulässigen Lärmgrenzwerte in Zukunft nicht mehr gesenkt, wäre
damit zu rechnen, dass innert den nächsten 20-30 Jahren der Anteil der von über
60 Dezibel gestörten Bevölkerung auf 40-50 Prozent steigen würde.

Luftverun re in igung

Von 1970 bis 1975 haben sich die Schadstoffemissionen durch Motorfahrzeuge in
der Schweiz (in t/Jahr) wie folgt entwickelt:

Kohlenmonoxid
Kohlenwasserstoffe
Stickoxide . . . .
Blei
Schwefeldioxid . . . .

1970

368 400
37 700
36 000
1 250
3 566

1975

469719
41 282
61 095
1 205
3976

Entwick lung von
1970 bis 1975

+ 27,5%

+ 9 5%

+ 69,7%
— 3,6%
+ 11,5%

222.2 Flugverkehr

Flugbewegungen auf den Landesflughäfen Zürich und Genf

gewerbsmässige Flugbewegungen
ohne Rundflüge

1950
1960
1970
1978

Zürich

14200
44 500
96 600

1 1 5 700

Genf

11 300
27200
63000
74500

In der Umgebung der Flughäfen Kloten und Cointrin werden heute rund 70 000
Personen mit einem mittleren Tageslärm von über 60 Dezibel belastet.
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222.3 Schienenverkehr

Nach Schätzungen der Kommission für die Gesamtverkehrskonzeption werden
rund 10 Prozent der Bevölkerung von einem Eisenbahnlärm über 60 Dezibel be-
troffen.

222.4 Luftverunreinigungen durch Feuerungsanlagen

Analog der internationalen Entwicklung haben gewisse Luftverunreinigungen
durch Feuerungsanlagen auch in der Schweiz etwas abgenommen. Dies ist vor
allem auf eine Qualitätsverbesserung des Heizöls und vermehrte Ölfeuerungskon-
trollen zurückzuführen. Die Gesamtemissionen an Schwefeldioxid (SO2) betragen
in der Schweiz im Jahr 1970 rund 132000 Tonnen, im Jahr 1975 rund 119000
Tonnen. Dies entspricht einer durchschnittlichen Emission von rund 3 Tonnen
Schwefeldioxid pro Quadratkilometer und Jahr. Schwefeldioxid ist aber nur einer
von mehreren Luftfremdstoffen, die von Feuerungsanlagen ausgehen.

222.5 Entwicklung der kommunalen Abfälle

Kommunale Abfälle in 1000 Tonnen pro Jahr 1100 1360- 1600 1878
Kommunale Abfälle in Kilogramm pro Ein-
wohner und Jahr -. 262 275 300 316

222.6 Verbrauch von Trichlor- und Perchloräthylen in der Schweiz
(hauptsächlich als Lösungsmittel und in Reinigungsbetrieben verwendet)

1972 7 698 724
1974 6 547 100
1976 7 520 997
1978 14 700 415

222.7 Verbrauch von Unkrautvertilgungsmitteln in der Schweiz

.hihr Tonnen

1960 520
1962 525
1965 720
1968 1080
1971 1110
1974 1100
1977 1100
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Der Verbrauch aussérhalb der Landwirtschaft ist nur zum Teil erfasst. Es ist je-
doch bekannt, dass gerade die Verwendung von Unkrautvertilgungsmitteln für
den Privatgarten sowie den Unterhalt von Böschungen, Grünflächen, Strassen-
rändern und Plätzen usw. in den letzten Jahren stark zugenommen hat.

23 Volkswirtschaftliche Probleme

231 Umweltschutz und Wirtschaft

Zwischen Umweltschutz und Volkswirtschaft bestehen mannigfaltige Zusammen-
hänge. Deshalb hat das vorliegende Gesetz nicht nur Auswirkungen auf die Qua-
lität der natürlichen Umwelt, sondern auch Konsequenzen für die verschiedenen
Bereiche der schweizerischen Volkswirtschaft.

Diese Auswirkungen sind vielfach günstig ; letztlich kommt eine gesunde Umwelt
sowohl der Land- und Forstwirtschaft als auch der Industrie, dem Gewerbe und
dem Tourismus zugute. Verschiedentlich können aber zwischen Umweltschutz-
massnahmen und anderen Staatsaufgaben wie zum Beispiel dem Schutz der Ar-
beitsplätze oder dem Ausbau der Verkehrswege auch Zielkonflikte auftreten.
Diese verlangen einen politischen Entscheid, der nur getroffen werden kann,
wenn die Beziehungen zwischen Umweltschutz und einer leistungs- und konkur-
renzfähigen Wirtschaft bekannt sind.
Im folgenden geht es darum, die Beziehungen zwischen Umweltschutz und der Er-
haltung einer leistungs- und konkurrenzfähigen Wirtschaft aufzuzeigen. Zwei Fra-
gen stehen hier im Vordergrund:

1. Welchen Nutzen bringen Umweltschutzmassnahmen, und welcher Preis
muss dafür bezahlt werden?

2. Wie wirkt sich der Umweltschutz indirekt auf die Volkswirtschaft aus?

232 Berechnung von Kosten und Nutzen

Aus verschiedenen Gründen ist es nicht leicht, Kosten und Nutzen des Umwelt-
schutzes zu berechnen oder auch nur befriedigend zu schätzen :

1. Vielfach ist es schwierig nachzuweisen, in welchem Masse eine Umwelt-
schutzmassnahme die Umweltqualität verbessert, und umgekehrt lassen sich
nicht alle Schäden und Beeinträchtigungen des Wohlbefindens eindeutig auf
eine ganz bestimmte Umweltbelastung zurückführen. Eine Aufteilung der
sozialen Kosten auf ihre verschiedenen Verursacher ist überdies zumeist
kaum möglich. So lässt sich beispielsweise nur schwer abschätzen, wie weit
die privaten Haushalte, die Krankenversicherungen und Krankenkassen so-
wie die öffentliche Hand weniger belastet werden, wenn die Betroffenen wie-
der ruhiger schlafen und gesündere Luft einatmen können, deshalb weniger
zum Arzt gehen und weniger Medikamente brauchen.

2. In manchen Fällen können Kosten und Nutzen des Umweltschutzes nicht
ohne weiteres in Geld ausgedrückt werden, da sie immaterieller Natur sind.

' Was «kostet» beispielsweise der Verzicht auf eine beliebte - aber lärmige -
Freizeitaktivität wie die Sport- oder die Modellfliegerei? Wie lässt sich der
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Nutzen der erhöhten Lebensqualität in ruhigeren Wohn- und Erholungsge-
bieten mehr als nur annäherungsweise bemessen? In beiden Fällen stehen
Werte auf dem Spiel, die kaum in Geld auszudrücken sind.

3. Schliesslich ist es oft nicht leicht festzulegen, welche Kosten als Umwelt-
' schutzkosten gelten sollen. Der Einbau einer Einspritzanlage anstelle eines

konventionellen Vergasers verteuert beispielsweise wohl die Herstellung ei-
nes Benzinmotors, verbilligt jedoch die Betriebskosten durch den geringeren
Treibstoffverbrauch. Es wäre somit nicht richtig, die Mehrkosten allein dem
Umweltschutz anzulasten. Ähnlich steht es mit den Ölfeuerungskontrollen.
Sicher entstehen dadurch Kosten, sie werden jedoch durch die sich daraus
ergebende Einsparung an Heizöl mehr als gedeckt.

In zahlreichen internationalen Studien ist versucht worden, diese Schwierigkeiten
zu meistern. Bei allen Vorbehalten hinsichtlich ihrer Aussagekraft vermitteln
diese Studien aber dennoch aufschlussreiche Anhaltspunkte zur Abschätzung von
Aufwand und Ertrag des Umweltschutzes. Sie sind gerade auch für die Schweiz
wertvoll, die hier wegen Lücken in der amtlichen Statistik und weitgehend fehlen-
der gesetzlicher Grundlage zum Erheben entsprechender Daten noch einen gros-
sen Nachholbedarf hat.

Die OECD zum Beispiel ermittelt laufend die Ausgaben für den Umweltschutz in
den verschiedenen Mitgliedländern. Ihre Berechnungen zeigen unter anderem,
dass für die Zeitspanne von 1976 bis 1980 der Anteil der Umweltschutzausgaben
am Bruttosozialprodukt in den Vereinigten Staaten von Amerika l,7 Prozent, in
Italien und den Niederlanden je 1,3 Prozent beträgt. Für den Zeitraum von 1971
bis 1980 wird der Anteil für Grossbritannien mit 0,3-0,5 Prozent veranschlagt
(OECD, Implications économiques du contrôle de la pollution, Paris 1974). Diese
Zahlen zeigen deutlich, dass die Ausgaben für Umweltschutzprogramme im Ver-
hältnis zu Ausgaben in anderen staatlichen Bereichen international sehr beschei-
den sind. Sicher darf man solche Studien nicht unkritisch entgegennehmen, da
man darüber, was als Umweltschutzkosten zu gelten hat, durchaus geteilter Mei-
nung sein kann. Dies dürfte übrigens auch eine Erklärung dafür sein, warum der
Anteil der Umweltschutzkosten am Bruttosozialprodukt nach diesen Studien von
Land zu Land doch recht unterschiedlich ist.

Der Nutzen von Umweltschutzmassnahmen liegt in erster Linie darin, dass die
Kosten für die Behebung von Schäden vermindert werden können. Eine amerika-
nische Studie kommt zum Beispiel zu folgendem Schluss: Würde man die Luft-
verschmutzung in den wichtigsten städtischen Gebieten der USA um die Hälfte
vermindern, so könnte man die durch Krankheit und Tod verursachten jährli-
chen Kosten um 2,08 Milliarden Dollar senken (Lester B. Lave, Eugene P. Ses-
kin, Air Pollution and Human Health, Science, Vol. 109 (1970), 3947). Damit ist
allerdings erst der in Geld angebbare Nutzen ausgedrückt. Die verschiedenen im-
materiellen Faktoren wie menschliches Leid oder Glück sind nicht berücksich-
tigt.

Auch über die einfacher quantifizierbaren Materialschäden liegen Untersuchun-
gen vor. Ein internationaler Vergleich zeigt, dass die durch Luftverschmutzung
anfangs der siebziger Jahre verursachten Materialschäden in den USA 4,7 Mil-
liarden Dollar, in Grossbritannien 252 Millionen Pfund und in den Niederlanden
110 Millionen Gulden betragen haben. Für die USA und Grossbritannien sind
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dies rund 0,5 Prozent, für die Niederlande rund 0,1 Prozent des Bruttosozialpro-
duktes (Werner Meissner, Erich Hödl. Positive ökonomische Aspekte des Um-
weltschutzes, Berlin 1977). Allerdings lässt sich auch von Materialschäden nicht
immer eindeutig sagen, welche Emissionen sie verursacht haben, und ebenso lässt
sich eine Verminderung von Schäden nicht immer eindeutig auf eine Begrenzung
bestimmter Emissionen zurückführen. Immerhin geben die erwähnten Untersu-
chungen doch Hinweise auf die Grössenordnung der auf dem Spiel stehenden
wirtschaftlichen Werte.

233 Indirekte volkswirtschaftliche Wirkungen des Umweltschutzes

Umweltschutzvorschriften bringen nicht nur direkte Kosten und Nutzen für den
einzelnen Bürger, die Unternehmen und Betriebe oder den Staat. Die Pflicht,
Umweltschutzmassnahmen zu treffen, hat für die Wirtschaft auch indirekte Fol-
gen.

Im Vordergrund des Interesses steht dabei der Einfluss von Umweltschutzmass-
nahmen auf die Beschäftigung. Vergleichende Studien im Rahmen der OECD ha-
ben ergeben, dass Umweltprogramme sich zu Beginn deutlich positiv auf die Be-
schäftigungslage auswirken, längerfristig aber sowohl geringfügige positive als
auch geringfügige negative Effekte haben können. Die Erfahrungen verschiedener
OECD-Länder zeigen übrigens, dass bei entsprechender Ausgestaltung gerade
Umweltschutzprogramme erfolgreich in den Dienst der Beschäftigungspolitik ge-
stellt werden können (OECD, Emploi et environnement, Paris 1978).
In Deutschland durchgeführte Berechnungen schätzen, dass durch die Umwelt-
schutzpolitik zwischen 1975 und 1979 jährlich durchschnittlich mindestens
370 000 Arbeitsplätze beansprucht wurden. Diesen positiven stehen negative Wir-
kungen in der Höhe von 76 400 Arbeitsplätzen gegenüber. Davon sind allerdings
etwa 70 000 nicht auf die Kostenbelastung durch Umweltschutzmassnahmen zu-
rückzuführen. Sie sind vielmehr deshalb verloren gegangen, weil die Privaten ihre
Investitionen zurückstellten, da sie nicht wussten, welche konkreten Umwelt-
schutzmassnahmen aufgrund der unklaren Umweltschutzprogramme zu treffen
waren. Die Autoren weisen darauf hin. dass zur Auflösung dieses Investitions-
staus nicht eine Abschwächung der Umweltschutzbestimmungen erforderlich
wäre. Vielmehr gehe es allein um einen klaren, entschlossenen Kurs in der Um-
weltpolitik, welcher die Planung der Investitionstätigkeit für die privaten Unter-
nehmer erleichtere (Werner Meissner. Erich Hödl, Auswirkungen der Umweltpo-
litik auf den Arbeitsmarkt, Bonn 1978).

Auch hinsichtlich der Auswirkungen von Umweltschutzprogrammen auf das
Preisniveau liegen im Rahmen der OECD internationale Vergleiche vor. Sie stüt-
zen sich auf Modelle, die in Italien, den Niederlanden, den USA und Japan
durchgerechnet wurden. Nach diesen Studien sind die Auswirkungen auf das
Preisniveau mit jährlichen Preissteigerungen von zumeist einigen wenigen Zehn-
telsprozenten durchwegs gering. So rechnen etwa die USA, dass ihr Umweltpro-
gramm zwischen 1970 und 1983 einen Anstieg des Konsumgüterindexes um
4,7 Prozent verursacht, was eine jährliche Zunahme von ungefähr 0,4 Prozent
ausmacht. Für die gesamte Dauer ihres Programmes von 1973 bis 1985 rechnen
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die Niederlande sogar mit einer Zunahme der Konsumgüterpreise von bloss
1,0 Prozent, was einer jährlichen Zunahme von weniger als einem Zehntelspro-
zent entspricht (OECD, Evaluation macro-économique des programmes de l'en-
vironnement, Paris 1978). Dabei sind solche Preiserhöhungen oft mit, spürbaren
Qualitätsverbesserungen verbunden.
Dieselben Studien geben auch Auskunft über die zu erwartenden Auswirkungen
von Umweltprogrammen auf den Aussenhandel. Danach nehmen die Importe
durchwegs zu, und zwar deshalb, weil in der Initialphase Umweltschutzgüter ein-
geführt werden und die interne Nachfrage steigt. Nach den italienischen, nieder-
ländischen und amerikanischen Studien nimmt die Wettbewerbsfähigkeit der Ex-
portindustrie ab, da die Produktionskosten zunehmen. Aufgrund der japanischen
Studie nimmt die Wettbewerbsfähigkeit in der ersten Phase ebenfalls ab; in der
zweiten Phase dagegen steigen die Exporte stark an, was zumindest zum Teil dar-
auf zurückgeführt werden kann, dass neue umweltschonende Produktionspro-
zesse oftmals auch effizienter sind und damit die Produktivität steigern. - In dem
Ausmass, wie auch die Wirtschaft der verschiedenen Handelspartner durch die
Kosten des Umweltschutzes belastet wird, schwächen sich die Auswirkungen auf
den Aussenhandel generell ab.

24 Rechtliche Probleme

241 Bestehendes Umweltschutzrecht des Bundes

Mit Artikel 24?epties BV wurde dem Bund eine neue, materiell sehr weitreichende
und umfassende Gesetzgebungskompetenz zugewiesen. Schon vor der Aufnahme
des neuen Verfassungsartikels bestanden aber zahlreiche Bundesvorschriften, die
dem Schütze des Menschen und seiner natürlichen Umwelt dienten. Allein, es
fehlte an einer einheitlichen Konzeption des Umweltschutzes, und die vorhande-
nen Regelungen waren vielfach lückenhaft. Entsprechend unübersichtlich und vor
allem unvollständig blieben die Regelungen zum Umweltschutz im Bundesrecht.

Innerhalb zahlreicher Aufgabenbereiche hatte der Gesetzgeber zwar bereits das
Recht und die Pflicht, auch den Schutz des Menschen und seiner natürlichen
Umwelt zu berücksichtigen. Seine Zuständigkeit war in einigen Bereichen jedoch
auf die Oberaufsicht und den Erlass von Grundsatzgesetzen beschränkt.
Verschiedene Verfassungsbestimmungen begründen eine ausdrückliche Bundes-
kompetenz, Vorschriften zum Schütze des Menschen oder eines Teilbereiches seiner
Umwelt gegen schädliche Einwirkungen zu erlassen; entsprechende Gesetzgebun-
gen sind vorhanden.
- Einer der ältesten, für den Umweltschutz bedeutsamsten Erlasse ist das Bun-

desgesetz vom 11. Oktober 1902 betreffend die eidgenössische Oberaufsicht über
die Forstpolizei, das unter anderem die Erhaltung des Waldareals der Schweiz
bezweckt. Da nahezu ein Viertel der Oberfläche unseres Landes mit Wald be-
deckt ist, trägt dieses Gesetz massgeblich zur Erhaltung der natürlichen Um-
welt bei (Art. 24 B V).

- Ein weiterer wichtiger Teilbereich des Umweltschutzes, nämlich der gütemäs-
sige Schutz der Gewässer, ist im Gewässerschutzgesetz aus dem Jahre 1971 ge-
regelt (Art. 24bis, früher 24qualer BV).
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Zum Schutz vor den Gefahren ionisierender Strahlen wurde 1959 das Bundes-
gesetz über die friedliche Verwendimg der Atomenergie und den Strahlenschutz
erlassen (Art. 24QUilKlllles BV). Die gestützt darauf erlassene Strahlenverordnung
regelt die erforderlichen Schutzmassnahmen detailliert und umfassend.
Das Bundesgesetz vom 1. Juli 1966 über den Natur- und Heimatschutz strebt ei-
nerseits die Erhaltung des heimatlichen Landschafts- und Ortsbildes, der ge-
schichtlichen Stätten sowie der Natur- und Kulturdenkmäler des Landes an.
Dem ökologischen Aspekt wird durch den Schutz der einheimischen Tier- und
Pflanzenwelt sowie ihres natürlichen Lebensraumes Rechnung getragen
(Art. 24sexlcs BV).
Das Landwirtschqftsgesetz aus dem Jahre 1953 enthält insbesondere an drei
Stellen Vorschriften, die sich mit dem Umweltschutz befassen : Der Abschnitt
Pflanzenschutz hat den Schutz der Kulturen zum Ziel; die Vorschriften über
die landwirtschaftlichen Hilfsstoffe müssen naturgemäss auch der Umwelt
Rechnung tragen ; und der fünfte Titel Bodenverbesserungen schreibt vor, dass
bei den Bodenverbesserungen den allgemeinen Interessen der Umwelt, insbe-
sondere der Erhaltung des Grundwassers und der damit verbundenen Trink-
wasserversorgung sowie dem Schutz der Natur und der Wahrung des Land-
schaftsbildes, Rechnung zu tragen sei. Sodann ist auf die Interessen der Fische-
rei, der Jagd und der Bienenzucht sowie auf den Schutz der Vögel Rücksicht
zu nehmen.
Die Fabrikgesetze von 1877 und von 1914 sowie das Arbeitsgesetz von 1964
dienten von Anfang an nicht nur dem Schutz des Menschen am Arbeitsplatz,
sondern gleichzeitig auch dem Schutz der Umgebung der Betriebe vor schädli-
chen Einwirkungen (Art. 31Ms und 34ler BV).
Mit dem Bundesgesetz vom 10. Juni 1925 über Jagd und Vogelschutz werden
zahlreiche einheimische Tiere durch einschränkende Jagdbestimmungen vor ei-
ner zu starken Bestandesverminderung bzw. Ausrottung geschützt (Art. 25
B V).
Das Bundesgesetz vom 14. Dezember 1973 über die Fischerei bezweckt den
Schutz der Lebensräume der Fische und ihrer Nährungstiere vor schädlichen
Einwirkungen sowie die Wahrung eines nachhaltigen Fischertrages (Art. 25
BV).
Gestützt auf Artikel 69bis BV sind 1905 das Bundesgesetz betreffend den Ver-
kehr mit Lebensmitteln und Gebrauchsgegenständen sowie 1969 das Giftgesetz
erlassen worden. Beide Gesetze dienen dem Schutz des Menschen gegen die
Wirkungen von gesundheitsschädlichen Stoffen im direkten Kontakt durch Be-
rühren, Einnehmen oder Einatmen.
Das Bundesgesetz vom 22. Juni 1979 über die Raumplanung stützt sich auf Arti-
kel 22qualer BV und gehört ebenfalls zu den Gesetzen, die dem Schütze der Um-
welt dienen. Ein Zweck der Raumplanung ist es, durch die Ordnung der Nut-
zungen und durch Koordination der raumwirksamen Tätigkeiten schädlichen
oder lästigen Einwirkungen im Sinne von Artikel 24seplles BV vorzubeugen.
Der Schutz der Umwelt ist allerdings nur eines der Interessen, die bei der
Raumplanung berücksichtigt werden müssen. In diesem Sinne ist die Raum-
planung eine umfassendere Aufgabe und mehr auf das Gesamthafte und die
Bestimmung der erwünschten räumlichen Entwicklung ausgerichtet. Sie ist
aber auch in hervorragender Weise geeignet, durch das räumliche Abgrenzen
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und Umsetzen der Randbedingungen des Umweltschutzes frühzeitig uner-
wünschte Entwicklungen und Umweltbelastungen zu verhindern.

Sogar das Schweizerische Zivilgesetzbuch (ZGB) aus dem Jahre 1907 und das Ob-
ligationenrecht (OR) von 1911 enthalten Vorschriften über den Immissionsschutz.
So verpflichtet beispielsweise Artikel 684 ZGB jedermann, sich bei der Ausübung
seines Eigentums aller übermässigen Einwirkungen auf das Eigentum der Nach-
barn zu enthalten.

242 Bestehendes Umweltschutzrecht der Kantone

Auch das kantonale Recht enthält zahlreiche Umweltschutzbestimmungen ; einige
Vorschriften bestanden schon vor der Begründung der neuen Bundeskompeten-
zen, manche wurden erst in den letzten Jahren erlassen. Neuere Kantonsverfas-
sungen (z. B. Glarus und Jura) enthalten sogar ausdrückliche Verpflichtungen
zum Umweltschutz.

Ähnlich wie im Bund bestehen neben eigentlichen Schutzerlassen viele einzelne
Bestimmungen in Spezialgesetzen (vor allem im Bau- und Wirtschaftsrecht).
Würde man einen vollständigen Katalog aller umweltrelevanten kantonalen Be-
stimmungen erstellen, so ergäbe sich ein sehr unterschiedliches Bild.
Die kantonalen Vorschriften zur Luftreinhaltung, Lärmbekämpfung und zur Ab-
fallbeseitigung sind gleichsam vorweggenommene Konkretisierungen des noch zu
schaffenden Bundesrechts. Vielfach werden auch regionale und lokale Probleme
(z. B. für besondere Schutzzonen) geregelt.

Im folgenden wollen wir einige Beispiele kantonaler Regelungen kurz darstellen :

242.1 Luftreinhaltung

Die Luftreinhaltung wird in den Kantonen Basel-Landschaft und Bern mit einem
Gesetz (Lufthygienegesetz), im Kanton Basel-Stadt mit einer besonderen Verord-
nung geregelt. Diese Erlasse sind alle jüngeren Datums. Sie haben einen verhält-
nismässig weiten Anwendungsbereich. Allgemeine lufthygienische Vorschriften
finden sich ferner in kantonalen Baugesetzen. In einzelnen Kantonen (z. B. Aar-
gau) wird Artikel 684 ZGB in das Baurecht integriert. Das privatrechtliche Ver-
bot übermässiger Immissionen wurde von zahlreichen öffentlich-rechtlichen Bau-
gesetzen sinngemäss übernommen. Ähnliche Vorschriften finden sich sodann in
einzelnen Gesetzen über das Gesundheitswesen und den dazugehörigen Verord-
nungen. Verschiedene Kantone haben überdies Regelungen über Ölfeuerungsan-
lagen und Feuerungsabgase erlassen.

242.2 Lärmbekämpfung

Allgemeine Lärmbekämpfungsgesetze kennen die Kantone Luzern, Basel-Stadt
und Genf.
Speziellere Erlasse begrenzen den Schiesslärm (z. B. Basel-Landschaft) und den
Baulärm (z. B. Zürich, Basel-Stadt, Aargau). Gewisse Baugesetze enthalten Vor-
schriften zum Schutz vor Aussen- und Innenlärm (z. B. Zürich, Bern, St. Gallen,
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Aargau, Wallis). Schliesslich finden sich in einigen Gesetzen über die öffentlichen
Ruhetage (z. B. Glarus, Basel-Landschaft) Lärmbekämpfungsvorschriften.

Im übrigen ist die Lärmbekämpfung in den meisten Kantonen Sache der Gemein-
den. Diese regeln sie entweder in den allgemeinen Polizeiverordnungen oder im
kommunalen Baurecht. Der Kanton Bern hat den Gemeinden ein Musterregle-
ment für entsprechende Lärmschutzvorschriften zur Verfügung gestellt.

242.3 Wärmeisolation von Gebäuden

Die Wärmeisolation von Gebäuden, die gleichzeitig auch gegen Lärm schützt,
wird in zahlreichen Baugesetzen geregelt. Während die älteren Erlasse kaum spe-
zifische Vorschriften enthalten, legen neuere Baugesetze (z. B. Glarus, Solothurn,
Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Waadt, Genf) besondere Isolationswerte fest.

242.4 Abfallbeseitigung

Der Kanton Basel-Landschaft hat ein Gesetz von 1974 über die Verwertung und
Beseitigung von Abfällen. Bemerkenswert ist auch die Verordnung des Regie-
rungsrates des Kantons Nidwaiden von 1963 über die Anlage und Ausdehnung
von Steinbrüchen und Kiesgewinnungseinrichtungen, die Schaffung und Erweite-
rung von Lagerplätzen für Abbruchautos, Alt- und Neumaterialien und die Er-
richtung von Aufbereitungsanlagen für Schotter, Beton, Strassenbeläge, Bitumen-
gemische usw. Der Kanton Freiburg regelt in der Abfallgesetzgebung überdies
die industriellen Abfälle. Die übrigen Kantone beschränken sich auf die Regelung
der allgemeinen (häuslichen) Kehrichtabfuhr und der Beseitigung von Kadavern.
Zahlreiche Kantone (darunter Aargau. Appenzell A. Rh., Graubünden, St. Gal-
len, Schaffhausen, Waadt und Zürich) besitzen sogenannte Altautogesetze. Ein-
zelne Gesetze erfassen neben den Altautomobilen auch den übrigen Schrott.
Nach einigen jüngeren Baugesetzen wird das Errichten von Abfalldeponien dem
Bau bewilligungsverfahren unterstellt; vereinzelt bestehen besondere Deponiever-
ordnungen (z. B. Solothurn).

243 Konsequenzen für die Gesetzgebung des Bundes

Die heute geltenden Umweltschutzvorschriften von Bund und Kantonen sind in
ihrem Inhalt äusserst vielgestaltig, an unterschiedlichen Zielen ausgerichtet und in
ihrer Gesamtheit in kein System fassbar. Das neue Umweltschutzgesetz müss da-
her in erster Linie dafür sorgen, dass die künftigen Umweltschutzmassnahmen
des Bundes und der Kantone anhand eines einheitlichen Konzeptes und aus einer
ganzheitlichen Betrachtung heraus koordiniert werden. Diesem Ziel dienen zum
Beispiel die ausdrückliche Verankerung des Vorsorge- und des Verursacherprin-
zips im Gesetz, die Kriterien für die Emissionsbegrenzungen und die Immissions-
grenzwerte. Zudem schafft das Gesetz für alle dringenden Probleme des Umwelt-
schutzes, für deren Bewältigung bei Bund und Kantonen die gesetzlichen Mittel
heute noch fehlen, ein wirksames und modernes Instrumentarium. So enthält es
namentlich Vorschriften über Chemikalien, die in die Umwelt gelangen, die Wie-
derverwertung von Abfällen sowie die Prüfung der Umweltverträglichkeit von
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Stoffen. Ferner gibt es dem Bundesrat die Kompetenz, Emissionsbegrenzungen
für Anlagen, Geräte und Maschinen zu erlassen.

Bereits bestehende Regelungen des Bundes, die den Umweltschutz betreffen, wie
auch die in den Kantonen unternommenen Anstrengungen auf dem Gebiet des
Umweltschutzrechtes sollen indessen' durch das neue Gesetz nicht in Frage ge-
stellt, sondern vielmehr wirksam unterstützt und zweckmässig ergänzt werden.
Überdies sollen die Kantone angehalten werden, die in ihrem eigenen Umwelt-
schutzrecht bestehenden Lücken durch den Erlass von Ausführungsbestimmun-
gen zum Bundesgesetz auszufüllen bzw. das bestehende Umweltrecht der Kon-
zeption des Bundesgesetzes anzupassen.

3 Ergebnis des Vernehmlassungsverfahrens
31 Einleitung

In der Zeit vom 21. Februar bis 30. September 1978 führte das Eidgenössische
Departement des Innern ein Vernehmlassungsverfahren über den Vorentwurf zu
einem Umweltschutzgesetz vom 23. Dezember 1977 durch. Zur Stellungnahme
waren 163 Adressaten aufgerufen, darunter die Regierungen der 25 Kantone, 11
politische Parteien, 5 Arbeitgeber- und 7 Arbeitnehmerverbände, 82 Berufs- und
Wirtschaftsorganisationen sowie weitere Interessenvertretungen und schliesslich
33 private Umweltschutzvereinigungen.

Der Einladung leisteten 129 Adressaten Folge, was einer Beteiligung von nahezu
80 Prozent entspricht. Dazu kamen 13 Eingaben von Einzelpersonen oder Orga-
nisationen, die nicht offiziell begrüsst worden waren.

Die Mehrheit der Stellungnahmen befasste sich sehr eingehend mit der Vorlage.
Bemerkenswert ist die hohe Zahl von fast 2000 Bemerkungen und Anträgen, die
oft ausformulierte Alternativen zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfs
enthielten.

32 Gesamtbeurteilung
Von den insgesamt 142 Eingaben befassten sich 9 einzig mit ausgesprochenen
Teilaspekten der Vorlage, die für die jeweiligen Verfasser von ganz besonderem
Interesse waren. In den übrigen 133 Stellungnahmen wurde der Entwurf dagegen
in seiner Gesamtheit beurteilt. Stellt man für diese Beurteilungen eine Skala mit
den drei Wertungen «gut», «annehmbar» oder «schlecht» auf, so ergibt sich fol-
gendes Bild :

Kantone
Politische Parteien
Arbeitgeberverbände . .
Arbeitnehmerverbände
Berufs- und Wirtschaftsverbände; Interes-
senvereinigungen
Umweltschutzorganisationen
Einzelne Eingäben

Total

gut

21
3
3
2

40
13
6

00
00

annehmbar

3
3
1
9

12
6
3

30

schlecht

2

1

1 4
7
1

15
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Wie aus dieser Tabelle hervorgeht, hatten 66 Prozent der Vernehmlasser, die eine
Gesamtbeurteilung vornahmen, einen positiven Eindruck vom Vorentwurf. Nach
Ansicht der Befürworter erfüllt der Vorentwurf den Verfassungsauftrag. Sie fin-
den, die Aufgabenverteilung zwischen Bund und Kantonen sei ausgewogen und
das Instrumentarium reiche für den Vollzug aus. Finanziell seien die vorgeschla-
genen gesetzlichen Massnahmen sowohl für die öffentliche Hand als auch für.die
private Wirtschaft tragbar. Allerdings wurde oft darauf hingewiesen, dass sich die
finanziellen Auswirkungen erst bei Kenntnis der wichtigsten Verordnungen ab-
schätzen lassen. Schliesslich wurde festgestellt, durch die Beschränkung der Mate-
rie seien die richtigen Konsequenzen aus dem Ergebnis der Umfrage zum ersten
Vorentwurf aus dem Jahr 1973 gezogen worden, so dass nunmehr ein Gesetz mit
konkret gefassten und praktisch anwendbaren Bestimmungen vorliege. Anerken-
nend hervorgehoben wurden namentlich auch Form und Sprache. Der Entwurf
sei klar und übersichtlich.

30 Eingaben - rund ein Fünftel aller Stellungnahmen - waren nur beschränkt po-
sitiv. Zwei Drittel dieser Vernehmlasser waren zwar mit einer Beschränkung der
Materie gegenüber dem Vorentwurf von 1973 einverstanden, nach ihrer Auffas-
sung wurden aber im neuen Vorentwurf zu viele Abstriche gemacht. Der Verfas-
sungsauftrag werde deshalb nur noch knapp erfüllt. Die 10. restlichen Vernehm-
lasser dieser Gruppe lehnen die Vorlage dagegen aus völlig gegenteiliger Sicht ab,
da sie vermuten, sie werde von einzelnen Wirtschaftszweigen zu grosse Opfer ver-
langen.

Die restlichen 15 Vernehmlasser, die den Vorentwurf ganz ablehnten, wandten
sich dagegen, weil er für die einen zuwenig weit und für die anderen viel zu weit
ging. In 12 Eingaben wurde kritisiert, die Fassung des Vorentwurfs von 1977 ent-
spreche lediglich noch einem erweiterten Immissionsschutzgesetz, betreibe Symp-
tombekämpfung und erfülle den umfassenden Verfassungsauftrag nicht. Umge-
kehrt wurde in 3 Stellungnahmen der Vorwurf erhoben, der Entwurf führe zu un-
haltbaren finanziellen Belastungen und Beschränkungen der Freiheit.

33 Beurteilung einzelner Bestimmungen des Vorentwurfs

331 Die allgemeinen Bestimmungen

Der Zweckartikel

Viele Vernehmlassungen bedauerten die Beschränkung des Gesetzes auf die vier
Teilbereiche Luft, Lärm, Stoffe und Abfälle und forderten die Ausdehnung des
Geltungsbereiches auf weitere Bereiche (z. B. Bauwerke, Klima, Ressourcen, Bio-
tope und Restwassermengen). Andere Stellungnahmen verwarfen bereits das Ziel
des Entwurfes, nämlich die Verhinderung schädlicher und - vor allem - lästiger
Einwirkungen in den genannten vier Teilgebieten. Sie wandten sich gegen diese
absolute Formulierung und forderten, dass bereits zu Beginn des Gesetzes der
Grundsatz der Verhältnismässigkeit ausdrücklich genannt werden müsse. Im all-
gemeinen verlangten aber die verschiedenen Vernehmlasser, im Zweckartikel soll-
ten die gegenseitigen Wechselbeziehungen und Abhängigkeiten zwischen Men-
schen, Tieren und Pflanzen besser zur Geltung kommen ; überdies seien auch ihre
Lebensräume zu schützen.
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Das Verursacherprinzip

Die ausdrückliche Verankerung dieses Prinzips wurde nahezu einhellig begrüsst.
Viele verlangten hingegen, dass die Bestimmung nicht als Verhaltensnorm formu-
liert werde, sondern dem Verursacher lediglich die Kostenfolge für Umwelt-
schutzmassnahmen übertrage.

332 Immissionsgrenzwerte

Der Versuch, die Kriterien für die Festlegung der Grenzwerte ins Gesetz aufzu-
nehmen, wurde allgemein begrüsst; die Formulierungen des Vorentwurfs waren
jedoch stark umstritten. Die einen fanden sie «wohlgelungen», die anderen
«gründlich missglückt». Am heftigsten kritisiert wurde die Bestimmung über den
Lärm-Grenzwert. In einigen Stellungnahmen wurde verlangt, zumindest für den
Bereich des Lärms seien die Grenzwerte konkret - d.h. in Dezibel ausgedrückt -
im Gesetz selbst festzulegen. Überdies wurde gefordert, die Zuständigkeit 'zur
Festlegung von Immissionsgrenzwerten dürfe nicht dem Bundesrat, sondern
müsse dem Parlament übertragen werden.

333 Begrenzungsvorschriften für Emissionen

Die Vernehmlassungen verlangten vielfach, an die Stelle der blossen Kann-Vor-
schrift eine klare Verpflichtung zu setzen. Die Kriterien für den Erlass von Be-
grenzungsvorschriften wurden unterschiedlich beurteilt: Zahlreiche Eingaben
wandten sich gegen eine allzu starke Rücksichtnahme auf die wirtschaftlichen
Möglichkeiten, für andere ist diese Konkretisierung des Prinzips der Verhältnis-
mässigkeit unerlässliche Voraussetzung für ihre Zustimmung zum Gesetz.

334 Umweltverträglichkeitsprüfung

Diese Bestimmung wurde als wesentliches Element der Vorlage mehrheitlich be-
grüsst. Viele forderten, der schriftliche Bericht über das Ergebnis der vom Ge-
suchsteller durchgeführten Abklärungen sei nicht nur für öffentliche,. sondern
auch für private Anlagen zu verlangen. In vielen Vernehmlassungen wurde zudem
angeregt, mit der Umweltverträglichkeitsprüfung sei nicht nur die Übereinstim-
mung eines Vorhabens mit dem Umwelt- und dem Gewässerschutzgesetz, son-
dern auch mit Umweltschutzbestimmungen in anderen Gesetzen zu prüfen.

Stark umstritten war das im Vorentwurf enthaltene allgemeine Einsichtsrecht in
die Prüfberichte : Während die Akteneinsicht vor allem von Umweltschutzkreisen
begrüsst wurde, verlangte eine erhebliche Anzahl der begrüssten Stellen einen
ausdrücklichen Vorbehalt zugunsten berechtigter Geheimhaltungsinteressen des
Gesuchstellers.

335 Schallschutz bei bestehenden Gebäuden

Die meisten Stellungnahmen wiesen darauf hin, es sei unmöglich, die finanziellen
Auswirkungen der passiven Schallschutzmassnahmen zu überblicken, da die
Höhe der Alarmwerte erst auf Verordnungsstufe festgelegt werde.
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336 Umweltgefährdende Stoffe

Die grosse Mehrheit der Vernehmlasser, die sich zu diesem Teilbereich äusserten,
begrüsste grundsätzlich die Vorschriften über Chemikalien, die in die Umwelt ge-
langen.
Einzig die Bestimmungen über die Haftung für ungenügend durchgeführte Selbst-
kontrollen wurde von den einen als unnötige Sonderregelung abgelehnt, während
andere eine Verschärfung verlangten.

337 Abfälle

Die Pflicht zur vorschriftsgemässen Abfallbeseitigung blieb unbestritten. Begrüsst
wurde auch die Ermächtigung des Bundesrates, Vorschriften über die Beseitigung
und namentlich die Verwertung von Abfällen zu erlassen.

338 Organisation, Vollzug, Förderung und Verfahren

Organisation
Nur wenige Vernehmlasser äusserten sich zu den organisatorischen Bestimmun-
gen des Vorentwurfs. Breite Zustimmung fanden die vorgesehene Möglichkeit,
Vollzugsaufgaben an Institutionen ausserhalb der Verwaltungen von Bund und
Kantonen zu übertragen, sowie die Ermächtigung des Bundesrates, zwischen-
staatliche Vereinbarungen abzuschliessen.

Vollzug
Gerügt wurde vor allem, dass entgegen dem Sinn der Verfassung anstelle der
Kantone primär der Bund mit dem Vollzug beauftragt werde.
Weitgehende Zustimmung fand dagegen die Verpflichtung des Bundesrates, vor
Erlass der Ausführungsvorschriften die Kantone und interessierten Kreise anzu-
hören.

Förderung

Die Bestimmungen über die Förderung der Ausbildung und Forschung auf dem
Gebiet des Umweltschutzes durch den Bund blieben im wesentlichen unbestrit-
ten.

Umstritten war dagegen die vorgesehene Verwendung des Treibstoffzoll-Zu-
schlags für passive Schallschutzmassnahmen bei Strassen: Während sich einige
Vernehmlassungen entschieden gegen eine derartige Verwendung aussprachen,
wurde die Regelung von anderer Seite ausdrücklich begrüsst; zum Teil wurde so-
gar ausdrücklich verlangt, der Zollzuschlag sei auch für Massnahmen gegen den
Fluglärm zu verwenden.

Verfahren
32 Vernehmlasser verlangen, im Umweltschutzgesetz solle - ähnlich wie im Na-
tur- und Heimatschutzgesetz - den Umweltschutzorganisationen eine Beschwer-
demöglichkeit (Verbandsbeschwerde) eingeräumt werden.
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339 Strafbestimmung

Eine deutliche Mehrheit der zahlreichen Stellen, die sich zu den speziellen Straf-
tatbeständen des Umweltschutzgesetzes äusserten, verlangte eine wesentliche Ver-
schärfung der Strafandrohungen, mindestens aber deren Angleichung an das Ge-
wässerschutzgesetz.

3310 Schluss- und Übergangsbestimmungen

Der Änderung des Gewässerschutzgesetzes wurde von mehreren Vernehmlassern
nur unter dem Vorbehalt zugestimmt, dass die Subventionierung von Abfallanla-
gen dadurch nicht in Frage gestellt werde.

Die Ausklammerung des Umweltschutzes aus dem Arbeitsgesetz wurde zum Teil
ausdrücklich begrüsst, von einigen Kreisen dagegen abgelehnt, weil der Schutz
nach geltendem Arbeitsgesetz umfassender sei als nach dem neuen Umwelt-
schutzgesetz.

Verschiedene Vernehmlasser traten schliesslich für eine Übergangsbestimmung
ein, wonach bis zum Inkrafttreten der Ausführungsbestimmungen zum Umwelt-
schutzgesetz die bestehenden kantonalen und kommunalen Vorschriften in Kraft
bleiben, damit mögliche Lücken vermieden werden.

34 Weitergehende Postulate

In zahlreichen Stellungnahmen wurde die Aufnahme zusätzlicher Bestimmungen
gefordert. Im Vordergrund standen dabei die drei folgenden Forderungen :

341 Ökologie/Biotopschutz

In 38 Vernehmlassungen wurde verlangt, das Umweltschutzgesetz müsse ver-
mehrt ökologische Zusammenhänge berücksichtigen und insbesondere Biotope
besser schützen.

342 Wärmeisolation von Gebäuden

29 Stellungnahmen forderten die Aufnahme von Vorschriften zur Wärmeisolation
von Gebäuden, weil solche Vorschriften gleichzeitig der Luftreinhaltung, dem
Schallschutz sowie der sparsamen Verwendung der Energie dienen.

343 Lenkungsabgaben

31 Stellungnahmen verlangten die Einführung von Lenkungsabgaben, unter ande-
rem mit der Begründung, die Bevölkerung könne durch Lenkungsabgaben einfa-
cher zu einem umweltgerechten Verhalten veranlasst werden als durch Verhal-
tensvorschriften.
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4 Schrittweiser Ausbau des Blundesrechtes

41 Regelung der wichtigsten Teilbereiche und Grundlage für einen
Weiterausbau des Bundesrechtes

Der vorliegende Entwurf behandelt die Gebiete Luftreinhaltung, Lärmbekämp-
fung, umweltgefährdende chemische Stoffe und Abfälle. Mit dem in den Schlussbe-
stimmungen geänderten Natur- und Heimatschutzgesetz wird auch der Schutz
von Lebensräumen vor zu weit gehenden technischen Eingriffen gewährleistet. Zu-
dem wird für Vorhaben, welche die Umwelt erheblich belasten, eine besondere
Umweltverträglichkeitsprüfung eingefühlt. Diese erstreckt sich über die genann-
ten Teilbereiche hinaus und schliesst auch weitere Gebiete wie den Gewässer-
schutz, den Natur- und Heimatschutz, die Fischerei und die Forstpolizei ein. Da-
mit ist eine Grundlage geschaffen, auf der die übrige Bundesgesetzgebung koordi-
niert auf einen umfassenden Umweltschutz hin weiter ausgebaut werden kann.
Für das Ausmass, die Richtung und die Dringlichkeit dieses Ausbaus werden die
praktischen Erfahrungen beim Vollzug des Umweltschutzgesetzes massgebend

42 Weitere Regelungen in besonderen Erlassen

Verschiedene Anliegen des Umweltschutzes sind in Spezialgesetzen zu regeln, weil
sie in engem Zusammenhang zu anderen Bundesaufgaben stehen, für die eine be-
sondere verfassungsrechtliche Grundlage bereits besteht oder noch zu schaffen
ist. Dies gilt unter anderem für folgende Bereiche:
- Gesetzliche Grundlagen für die mengenmässige Erhaltung der Wasservorkom-

men sollten, gestützt auf Artikel 24bis BV, durch eine Ergänzung des Gewässer-
schutzgesetzes geschaffen werden können. Eine Studienkommission unter dem
Vorsitz von Regierungsrat W. Geiger, St. Gallen, untersucht gegenwärtig die
Probleme der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen im Bereich der
gesamten Wasserwirtschaft. Ihr Bericht wird für die entsprechenden Gesetzge-
bungsarbeiten wegleitend sein.

- Der mengenmässige Schutz des Bodens wird, was die Probleme des Brachlandes
betrifft, im Rahmen des Ihnen mit Botschaft vom 28. Februar 1979 (BB11979 I
1309) vorgelegten Bewirtschaftungs-Beitragsgesetzes behandelt. Die vorge-
schlagene Lösung sieht Beiträge für die Bewirtschaftung landwirtschaftlicher
Grundstücke nach Massgabe ihrer Fläche vor. Im weiteren haben wir die
Pflicht der Eigentümer vorgeschlagen, die Bewirtschaftung durch Dritte zu
dulden, wenn dafür ein öffentliches Interesse besteht. Mit diesen Massnahmen
sollte es nach dem heutigen Stand der Erkenntnisse möglich sein, das Brach-
landproblem in den Griff zu bekommen.

- Die Möglichkeit, Bundesvorschriften für die Durchführung von Energiespar-
massnahmen zu erlassen und die verfassungsmässigen Bundeskompetenzen auf
dem Energiesektor zu erweitern, werden gegenwärtig geprüft. Den Schlussbe-
richt der Eidgenössischen Kommission für die Gesamtenergiekonzeption ha-
ben wir im April 1979 bei den Kantonen und interessierten Kreisen in ein breit
angelegtes Vernehmlassungsverfahren gegeben. Es ist damit zu rechnen, dass
die Auswertung der Ergebnisse bis Ende 1979 vorliegt, so dass die Botschaft
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für die erforderlichen Verfassungsänderungen und Gesetzesbestimmungen im
Verlauf des Jahres 1980 vorgelegt werden kann. Wir haben jedoch bereits im
Umweltschutzgesetz Vorschriften über die Wärmeisolation von Bauten vorge-
sehen (Art. 10), und zwar aus folgenden Gründen: Wärmeisolation ist wegen
der Entwicklung auf dem Energiesektor nicht nur besonders dringlich gewor-
den, sondern steht technisch und von der Wirkung her gesehen in sehr engem
Zusammenhang mit der Luftreinhaltung und dem Schallschutz.

43 Lenkungsabgaben

Durch wirtschaftliche Lenkungsinstrumente wie Beiträge, Darlehen, Steuererleich-
terungen usw. einerseits und Abgaben, Preiszuschläge usw. anderseits kann das
Verhalten von Produzenten und Konsumenten in eine gewünschte Richtung ge-
lenkt werden. Einige Kantone gewähren heute schon Steuererleichterungen bei
der Abschreibung von Umweltschutzinvestitionen ; ferner empfiehlt die Eidgenös-
sische Steuerverwaltung, Investitionen für den Gewässerschutz und für Energie-
sparmassnahmen steuerlich zu begünstigen.
Die Einführung von Lenkungsabgaben im neuen Entwurf wurde eingehend ge-
prüft. Mit den Lenkungsabgaben können die Behörden den individuellen Ver-
hältnissen der Normadressaten besser Rechnung tragen. Diejenigen Unterneh-
men zum Beispiel, die Massnahmen zum Schütze der Umwelt nur mit überdurch-
schnittlich hohen Kosten ergreifen können, haben die Möglichkeit, sich durch
Entrichtung einer Abgabe von den Umweltschutzauflagen zu befreien. Alle ande-
ren Unternehmen dagegen, für die Umweltschutzmassnahmen mit relativ niedri-
gen Kosten verbunden sind, werden diese ergreifen, um der für sie kostspieligeren
Lenkungsabgabe auszuweichen. Auf diese Weise lässt sich eine bestimmte Um-
weltqualität für die Volkswirtschaft mit insgesamt niedrigeren Kosten erreichen
als mit starren Geboten und Verboten.
Trotz dieses Vorteils haben wir aus folgenden Gründen auf die Übernahme von
Lenkungsabgaben verzichtet :

1. Wie im Rechtsgutachten von Prof. Fleiner zum Vorentwurf von 1973 her-
vorgehoben wird, kann der Bund nach geltendem Verfassungsrecht im Rah-
men von Artikel 24septies BV nur in beschränktem Masse Lenkungsabgaben
erheben.

2. Von entscheidender Bedeutung für die Wirksamkeit der Abgaben ist deren
richtige Bemessung. Die Höhe einer Abgabe muss so festgelegt werden, dass
es sich für eine genügende Anzahl Produzenten oder Konsumenten lohnt,
die zur Erreichung einer bestimmten Umweltqualität erforderlichen Mass-
nahmen zu ergreifen. Da die Verhältnisse in der Umwelt wie auch in der
anwendbaren Technologie einer ständigen Änderung und Entwicklung un-
terliegen, ist es von Vorteil, wenn auch die Höhe der Abgaben Verhältnis-
massig rasch geändert werden kann. Es wäre darum zweckmässig, dem Bun-
desrat diese Kompetenz zu übertragen. Das Bundesgericht hat sich aber ver-
schiedentlich zur Delegationsbefugnis des kantonalen Gesetzgebers im Ab-
gaberecht geäussert und sie stark eingeschränkt (vgl. u. a. BGE 104 la 115
sowie BGE 100 la 139 und BGE 99 la 701). Diese Erwägungen gelten
ebenso für das Bundesrecht. Nach der Praxis - für Gebühren wurde sie al-
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lerdings wieder etwas gelockert - muss die Höhe der Abgaben bereits im
Gesetz selbst festgelegt werden. Es wird von grosser Bedeutung sein, eine
Lösung zu finden, die den rechtlichen Erfordernissen ebenso wie den prakti-
schen Bedürfnissen entspricht.

3. Noch kaum überblickbar ist schliesslich der Vollzug von Bestimmungen
über Lenkungsabgaben. Bevor Lenkungsabgaben erhoben werden, muss
ihre Wirkung vollumfänglich geklärt sein. Vor allem sind mögliche Neben-
wirkungen zu prüfen, wenn verhindert werden soll, dass die daraus erwach-
senden Nachteile die Vorteile überwiegen.

Obschon andere Staaten in Teilbereichen mit Lenkungsabgaben gute Erfahrun-
gen gemacht haben, lassen sich diese nicht ohne weiteres auf unser Land übertra-
gen. Zumindest ungewohnt ist überdies für unsere Bevölkerung das Prinzip der
Lenkungsabgaben, das den Zahlungsfähigen die Möglichkeit gibt, umweltbela-
stendes Verhalten (z. B. Verschmutzung der Luft) mit der Entrichtung der Len-
kungsabgabe zu «erkaufen».
Lenkungsabgaben lassen sich in der Schweiz also nur in beschränktem Rahmen
realisieren. Für welche Bereiche, wo und wie sie eingeführt werden sollen, bedarf
noch eingehender Abklärungen. Zusätzlich wird auch zu überlegen sein, ob man
nicht schon bei der Bemessung bestehender Abgaben Kriterien des Umweltschut-
zes berücksichtigen könnte.

44 Verordnungsrecht des Bundes

' Für den Vollzug des Umweltschutzgesetzes bedarf es konkretisierender Ausfüh-
rungsbestimmungen. Neben dem Erlass allgemeiner Vollziehungsvorschriften und
besonderer Vorschriften über die Umweltverträglichkeitsprüfungen beabsichtigen
wir, die einzelnen Teilprobleme schrittweise zu regeln. Dabei gedenken wir, im
Interesse einer möglichst frühzeitigen praktischen Erprobung nicht in allen Fällen
von Anfang an verbindliche Verordnungen zu erlassen, sondern das Gesetz teil-
weise vorerst in Form von Richtlinien, Empfehlungen sowie über den Weg der
partnerschaftlichen Zusammenarbeit zu konkretisieren und vor allem durch
zweckmässige Informationen die Bevölkerung zu einem umweltgerechten Verhal-
ten zu veranlassen.

In einem ersten Schritt werden folgende Gebiete durch Verordnungen oder, wo
dies geboten erscheint, vorerst durch Richtlinien geregelt:

Luftreinhaltung
- Immissionsgrenzwerte für Schwefeldioxid, Kohlenmonoxid, Stickoxide und

Staub;
- Emissionsbegrenzungen für Haus- und Industriefeuerungen, kommunale Müll-

verbrennungsanlagen, Verzinkereien, Giessereien, Druckereien, Stahlwerke,
Aluminiumhütten, Verbrennungsanlagen für Lösungsmittel und Sondermüll ;

- Emissionsbegrenzungen für spezielle Luftfremdstoffe wie Lösungsmittel-
dämpfe, Schwermetalle und Asbest;

- Vorschriften über die Abgasprüfung von Ölfeuerungen, Konstruktion von
Brennern/Kesseln für Feuerungsanlagen, Mindesthöhe von Kaminen;
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-' Vorschriften über die Begrenzung des Schwefelgehaltes im Heizöl sowie des
Bleigehaltes im Motorenbenzin ;

- Typenprüfung für Brenner/Kessel.

Lärmbekämpfung

- Allgemeine Handhabungsprinzipien für Lärmimmissionsgrenzwerte sowie für
Alarm- und Planungswerte;

- allgemeine Vorschriften zur Gesamtlärmbegrenzung;
- Immissionsgrenzwerte für Verkehrslärm, Baulärm und Schiesslärm;
- Emissionsgrenzwerte und Prüfvorschriften für einzelne Baumaschinentypen,

Brenner/Kesselsysteme und Rasenmäher;
- Sanierungsvorschriften für Verkehrsanlagen;
- Vorschriften über den baulichen Mindestschutz gegen Lärm und Wärmeverlu-

ste.

Umweltgefährdende Stoffe

- Richtlinien über die Selbstkontrolle;
- Vorschriften über den Inhalt von Gebrauchsanweisungen ;
- Vorschriften über Schädlingsbekämpfungsmittel für den nichtlandwirtschaftli-

chen Bereich und Vorschriften zur Verhinderung missbräuchlicher Anwendun-
gen von Schädlingsbekämpfungsmitteln im landwirtschaftlichen und nichtland-
wirtschaftlichen Bereich.

Abfallbeseitigung

- Vorschriften über die Kennzeichnung und Klassierung von gefährlichen Abfäl-
len sowie über die Bewilligung von Entsorgungsbetrieben.

Für die Überprüfung und Anpassung der bestehenden Bundesverordnungen an
das Umweltschutzgesetz werden wir ein Programm festlegen und Ihnen davon in
einem Bericht Kenntnis geben.

5 Konzept des Umweltschutzgesetzes

Für die Verwirklichung des Umweltschutzrechtes sind einige Grundsätze wie das
Vorsorgeprinzip, das Verursacherprinzip sowie die ganzheitliche Betrachtungs-
weise und andere von besonderer Bedeutung. Diese Grundsätze sind im Gesetz
ausdrücklich verankert. Allgemeine Verfassungs- und Verwaltungsgrundsätze
hingegen werden im Gesetz nicht wiederholt, sondern in den einzelnen Bestim-
mungen konkretisiert.

51 Vorsorgeprinzip

Werden Umweltschutzmassnahmen erst getroffen, wenn Schäden auftreten, kann
dies mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden sein. Bestehende umweltbela-
stende Anlagen und Betriebe zu ändern, ist komplizierter und aufwendiger, als
Neues von Anfang an umweltfreundlich zu gestalten. Zudem können sich heikle
Probleme der Rechtsgleichheit ergeben, wenn die verantwortlichen Behörden ent-
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scheiden müssen, welche Verursacher von Umweltbelastungen in welchem Aus-
masse ihre Emissionen reduzieren müssen. Um solchen Schwierigkeiten vorzu-
beugen und um die Umweltbelastung im ganzen so gering wie möglich zu halten,
will das Gesetz Umwelteinwirkungen, die noch nicht schädlich sind, aber schäd-
lich werden könnten, möglichst beschränken. Dieses im Zweckartikel verankerte
Vorsorgeprinzip wird mit den Bestimmungen über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (Art. 7), die Kriterien für die Emissionsbeschränkungen (Art. 9 Abs. 2),
über die Planung neuer Bauzonen sowie die Errichtung ortsfester Anlagen
(Art. 20-22 Abs. 1) sowie über die Selbstkontrolle und die umweltgerechte Ver-
wendung der Stoffe (Art. 23-25) konkretisiert.

52 Schutz vor schädlichen oder lästigen Einwirkungen

Sind Umwelteinwirkungen schädlich oder besonders lästig, müssen sie aufgrund
des klaren Verfassungsauftrages bekämpft werden. Der Schutz des Menschen
steht an erster Stelle. Deshalb verpflichtet das Gesetz die Behörden, schädliche
Einwirkungen mit allen erforderlichen Massnahmen zu verhindern. Diese Pflicht
findet ihre Ausgestaltung ausser in Artikel l Absatz 2 Buchstabe b in den Bestim-
mungen über die Verschärfung von Emissionsbegrenzungen (Art. 9 Abs. 3), den
Kriterien für die Immissionsgrenzwerte (Art. 11-13), der vorsorglichen Anord-
nung von Sanierungen in dringenden Fällen (Art. 14 Abs. 4), den Schallschutz-
massnahmen bei bestehenden Gebäuden (Art. 15), dem Verbot, Erleichterungen
für Sanierungen zu gewähren, wenn die Immissionsgrenzwerte oder die Alarm-
werte überschritten sind (Art. 16 Abs. 2), dem Erlass zusätzlicher Vorschriften
über die Stoffe (Art. 26) und den Vorschriften über gefährliche Abfälle (Art. 29
Est. a und f).

53 Ganzheitliche Betrachtung

Der verfassungsrechtliche Auftrag zum Umweltschutz erfordert eine ganzheitli-
che Betrachtungsweise. Menschen, Tiere und Pflanzen bilden ein Ganzes, d. h.
eine Gemeinschaft, in der die einzelnen Lebewesen voneinander abhängig sind.
Diese Gemeinschaft lebt in einer bestimmten Umgebung, in einem Lebensraum.
Teil dieses Lebensraumes bildet neben der Luft und dem Wasser der Boden. Er
ist die Grundlage für die Entfaltungsmöglichkeiten des Menschen, der Tier- und
der' Pflanzenwelt. Wer die Umwelt schützen will, muss deshalb diese Lebensge-
meinschaften als Ganzes betrachten, ihre gegenseitigen Abhängigkeiten sehen,
aber auch alle ihre Lebensgrundlagen schützen.

Auch die Umwelteinwirkungen müssen ganzheitlich gesehen werden. Luftverun-
reinigungen können das Regenwasser verschmutzen, und verschmutztes Regen-
wasser wiederum kann die Fruchtbarkeit des Bodens beeinträchtigen. Die Lärm-
einwirkung einer Eisenbahnanlage für sich allein ist nicht so gross; kommen
jedoch mehrere Lärmquellen zusammen wie Strassen-, Flug-, Industrie- und Ei-
senbahnlärm, so kann dies für die Betroffenen gesundheitsschädlich oder beson-
ders lästig sein. Dieser ganzheitlichen (ökologischen) Betrachtungsweise trägt das
Gesetz im Zweckartikel (Art. 6), durch die Umweltverträglichkeitsprüfung
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(Art. 7), die Immissionsgrenzwerte (Art. 11-13) und durch den Biotopschutz (Än-
derung der Art. 18, 21 und 24 des Bundesgesetzes über den Natur- und Heimat-
schutz) Rechnung.

54 Verursacherprinzip

Für den ganzen Bereich von Umweltschutzmassnahmen gilt das in Artikel 2 ver-
ankerte Verursacherprinzip, das heute auf dem Gebiet des Umweltschutzes na-
hezu weltweit anerkannt wird. Vor allem um Wettbewerbsverzerrungen zu ver-
hindern oder heute bestehende Wettbewerbsverfälschungen zu korrigieren, müs-
sen die Kosten für die Vermeidung oder die Behebung von Umweltbelastungen
dem Verursacher auferlegt werden. Die Allgemeinheit soll nicht Kosten tragen
müssen, die sich bestimmten Verursachern zurechnen lassen.

55 Information der Öffentlichkeit

Mit dem Umweltschutzgesetz werden nicht nur Vorschriften erlassen, um unmit-
telbar Einwirkungen zu beschränken, sondern auch Voraussetzungen geschaffen,
um Behörden und Private zu einem umweltgerechten Handeln zu veranlassen.
Mit staatlichen Eingriffen allein lässt sich der Umweltschutz nicht verwirklichen ;
ein wirksamer und umfassender Umweltschutz kann vielmehr nur auf einer allge-
meinen positiven Grundeinstellung aufgebaut werden. Es ist daher unerlässlich,
die Öffentlichkeit in die Umweltpolitik einzubeziehen. Das Gesetz sieht deshalb
insbesondere vor : die Verpflichtung zur Information und Beratung (Art. 4), die
Möglichkeit für jedermann, in die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfun-
gen Einsicht zu nehmen (Art. 7 Abs. 7), sowie die Veröffentlichung der Ergeb-
nisse.von Messungen und Typenprüfungen (Art. 41 Abs. 2).

56 Kooperationsprinzip

Alle interessierten Kreise sollen am Entscheidungsprozess beteiligt werden und
mitwirken können. Das Vernehmlassungsverfahren vor Erlass bundesrätlicher
Ausführungsvorschriften (Art. 34 Abs. 3) bildet nur einen Aspekt dieses Postula-
tes. Im Interesse praxisbezogener Vorschriften und damit behördliche Eingriffe
auf ein Minimum beschränkt werden können, muss vor allem auch die Zusam-
menarbeit der Verwaltung mit den betroffenen und interessierten Kreisen ge-
währleistet werden. So soll das Gespräch mit den Vertretern der Wirtschaft es
ermöglichen, die erforderlichen Massnahmen rechtzeitig, gezielt und wirksam zu
treffen und die langfristigen Programme gemeinsam zu erarbeiten. Dadurch kann
die Industrie ihre eigenen Massnahmen besser planen und reibungsloser durch-
führen. Ausdrücklich verankert wird die Zusammenarbeit sodann in Artikel 14
Absatz 3, wonach Sanierungen für einzelne Anlagen grundsätzlich erst aufgrund
entsprechender Vorschläge der Pflichtigen verfügt werden sollen.

Jm Bereiche der Abfallbeseitigung werden die Kantone und Gemeinden ebenfalls
zur Zusammenarbeit verpflichtet; die Mitwirkung privater Unternehmen wird
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ausdrücklich vorgesehen (Art. 28 Abs. 2 und 3). Schliesslich ermächtigt Artikel 37
allgemein die Vollzugsbehörden, öffentlich-rechtliche Körperschaften oder Pri-
vate mit Vollzugsaufgaben, insbesondere mit der Kontrolle und Überwachung,
zu betrauen.

57 Einfügen in die bestehende Rechtsordnung

Ein wesentliches Merkmal des Gesetzes besteht darin, dass es auf den geltenden
eidgenössischen und kantonalen Vorschriften sowie auf den vorhandenen Verwal-
tungsstrukturen und -Organisationen aufbaut. Es soll diese rechtlichen und admi-
nistrativen Grundlagen soweit nötig ergänzen und vervollständigen. Das Umwelt-
schutzgesetz fügt sich also in die bestehende Rechtsordnung ein und verbindet
das aufgrund anderer Bundesgesetze erlassene Umweltrecht unter dem Gesichts-
punkt einer umfassenden und einheitlichen Umweltschutzkonzeption.

Besteht bereits eine gesetzliche Grundlage für den Erlass von Umweltschutzvor-
schriften wie beim Strassenverkehrsgesetz oder beim Luftfahrtgesetz, so wird sie
durch das neue Gesetz nicht aufgehoben. Alle Vorschriften müssen aber nach ei-
nem vom Bundesrat zu erlassenden Programm den Grundsätzen des Umwelt-
schutzgesetzes angepasst werden (Art. 3 Abs. l und Art. 54).

Durch das Umweltschutzgesetz werden mit Ausnahme der Typenprüfung
(Art. 34) grundsätzlich keine besonderen Umweltschutzbewilligungen eingeführt.
Für bestehende Typenprüfungen im Rahmen der Strassen-, Luftfahrts- und
Schiffahrtsgesetzgebung beispielsweise ist kein neues Bewilligungsverfahren not-
wendig. Das Anordnen und Durchsetzen von Umweltschutzvorschriften obliegt
in der Regel den Behörden, die Anlagen oder Stoffe ohnehin schon prüfen, bevor
sie Bewilligungen oder Konzessionen erteilen.

Auf kantonaler Ebene entscheiden die Kantone, welche Behörde in welchem Ver-
fahren die Übereinstimmung mit diesem Gesetz zu prüfen hat (Art. 30). Auf Bun-
desebene sind grundsätzlich jene Behörden für den Vollzug des Gesetzes zustän-
dig, die bereits eine Vollzugskompetenz auf dem betreffenden Gebiet haben.
Wenn nötig, kann der Bundesrat abweichende Regelungen treffen (Art. 35
Abs. 2). Der Bundesrat bzw. die Kantone entscheiden, welche Stellung und Auf-
gabe den Umweltschutzfachstellen in diesem Verfahren zukommt.

Auch mit der Umweltverträglichkeitsprüfung wird kein neues Bewilligungsver-
fahren eingeführt. Die Prüfung der Umweltverträglichkeit von Anlagen, die die
Umwelt erheblich belasten, obliegt der sachlich bereits zuständigen Behörde. Die
Umweltfachstellen beurteilen jedoch das Vorhaben aufgrund eines Berichtes und
stellen der Behörde Antrag.

58 Berücksichtigung allgemeiner Verfassungs- und
Verwaltungsgrundsätze

Es ist nicht nötig, allgemeine Verfassungs- und Verwaltungsgrundsätze wie zum
Beispiel das Verhältnismässigkeitsprinzip oder die Verpflichtung der Behörden,
nach Treu und Glauben zu handeln, im Gesetz ausdrücklich zu erwähnen. Die
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Behörden sind beim Erlass von Ausführungsvorschriften und Verfügungen selbst-
verständlich an diese übergesetzlichen Grundsätze gebunden.

Das Verhältnismässigkeitsprinzip wird jedoch dort im Gesetz konkretisiert, wo
seine Verankerung auf der Gesetzesstufe für die Zulassung von Ausnahmen oder
für eine verhältnismässige Rechtsanwendung unerlässlich ist. So wird in Artikel 9
Absatz 2 ausdrücklich festgehalten, dass vorsorgliche Massnahmen nur angeord-
net werden können, soweit sie technisch und betrieblich möglich und wirtschaft-
lich tragbar sind. Im weiteren findet sich das Verhältnismässigkeitsprinzip auch
in Artikel l Absatz 2 Buchstabe a, Artikel 7 Absatz 7, Artikel 16 Absatz l, Artikel
18 Absatz l, Artikel 22 Absatz 2, Artikel 41 Absatz 2 und Artikel 53 Absatz 1.

Im Zusammenhang mit dem Verhältnismässigkeitsprinzip, dem Gebot der
Rechtsgleichheit und der Handels- und Gewerbefreiheit hält sich das Gesetz an
den Grundsatz der Wettbewerbsneutralität. Die Vorschriften über die Emissions-
begrenzungen, über die Selbstkontrolle von Stoffen oder die Beseitigung von Ab-
fällen gelten für öffentliche und private Anlagen in gleicher Weise. Nur wenn das
überwiegende öffentliche Interesse es erfordert, können öffentliche gegenüber pri-
vaten Anlagen bevorzugt werden (vgl. Art. 15 bzw. Art. 22 Abs. 2 und 3).

An den Grundsatz der Wettbewerbsneutralität ist der Bundesrat aber auch beim
Erlass der Verordnung über die Sanierungspflicht der Anlagen gebunden (Art. 14
Abs. 2). Er muss darauf achten, dass die Sanierungspflicht keine Wettbewerbsver-
zerrungen begünstigt. Anderseits wird die Verpflichtung, bestehende Anlagen zu
sanieren, gerade zur Wettbewerbsneutralität beitragen, denn sie verhindert, dass
jemand durch Betreiben einer alten Anlage Wettbewerbsvorteile hat.

Damit Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Regionen vermieden werden, dür-
fen die Kantone keine neuen Immissionsgrenzwerte erlassen (Art. 55 Abs. 2) und
nicht anstelle des Bundesrates eigene allgemeine Emissionsbegrenzungen erlassen
(Art. 55 Abs. 1).
Es ist auch Ausdruck des Subsidiaritätsprinzips, dass staatliche Zwangsmassnah-
men nicht als erste und einzige Massnahmen zur Verwirklichung des Umwelt-
schutzes vorgesehen sind. Diesem Grundgedanken tragen zum Beispiel die Be-
stimmungen über die Information (Art. 4) und die Selbstkontrolle (Art. 23) Rech-
nung.

Im Sinne des Subsidiaritätsprinzips ist auch die Aufgabenteilung zwischen Bund
und Kantonen. So wird der Grundsatz der konkurrierenden Gesetzgebungskom-
petenz der Kantone für den Erlass von Emissionsbegrenzungen ausdrücklich in
Artikel 55 Absatz l verankert. Überdies überträgt das Gesetz dem Bund Voll-
zugskompetenzen nur für Gebiete (z. B. umweltgefährdende Stoffe und Typen-
prüfung), in denen eine einheitliche Vollzugsregelung unerlässlich oder zweck-
mässig (Vollzug an der Zollgrenze) ist (Art. 35).

Ausfluss des' Subsidiaritätsprinzips ist schliesslich die Verpflichtung der Behörden
von Bund und Kantonen, mit den Privaten beim Vollzug dieses Gesetzes zusam-
menzuarbeiten (Art. 37).
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6 Besonderer Teil: Kommentar zu den einzelnen Gesetzesartikeln

Erster Titel: Grundsätze und allgemeine Bestimmungen

Erstes Kapitel : Grundsätze

Artikel l
Absatz l enthält den im allgemeinen Teil unter Ziffer 22 kommentierten Auftrag
von Artikel 24sep"es BV. Der Schutz des Menschen und seiner natürlichen Um-
welt wird hier in grundsätzlicher Art konkretisiert. Erwähnt wird auch die Erhal-
tung der Bodenfruchtbarkeit. Der Boden soll einerseits seine natürliche Funktion
im biologischen Kreislauf erfüllen können (z. B. durch den Abbau organischer
Substanzen sowie pflanzlicher und tierischer Abfälle aller Art) und anderseits
eine Grundlage für das Wachstum land- und forstwirtschaftlicher Nutzpflanzen
und natürlicher Pflanzengesellschaften bieten. Mit dem Schutz der Bodenfrucht-
barkeit soll erreicht werden, dass Pflanzen das für ihre Entwicklung notwendige
Substrat zur Verfügung haben. Für den landwirtschaftlichen Bereich heisst dies:
Das Ziel ist die Nachhaltigkeit des Ertrages.

Absatz 2 umreisst in knapper Form das auf zwei Ziele ausgerichtete Konzept des
Gesetzes :
Jede Einwirkung, die allein oder zusammen mit anderen Einwirkungen kurz-
öder auch erst längerfristig schädlich oder lästig werden könnte, soll, wenn immer
möglich, auf ein Minimum beschränkt werden, damit die Umweltbelastung, ge-
samthaft und auf lange Zeit betrachtet, in tragbaren Grenzen bleibt oder sogar
herabgesetzt werden kann.

Im Sinne des Vorsorgeprinzips wird also gefordert, dass alles technisch Mögliche
und wirtschaftlich Zumutbare unternommen wird, ohne dass in jedem Einzelfall
eine konkrete Umweltgefährdung nachgewiesen sein müsste. Das Sprichwort
«Vorbeugen ist besser als Heilen» gilt im Bereich des Umweltschutzes in ganz
besonderem Mass, da mögliche Belastungen von morgen bereits heute durch
überlegte Vorsorge verhindert werden können (Bst. a).

Sodann soll mit den Vorschriften des Gesetzes vor allem erreicht werden, dass die
in Absatz l genannten Schutzobjekte nicht durch Einwirkungen zu Schaden kom-
men und dass bereits eingetretene Schäden behoben werden (Bst. b). Selbst wenn
man sich streng an die Forderung hält, alle Einwirkungen auf ein Minimum her-
abzusetzen, werden sich schädliche Umwelteinwirkungen nicht immer vermeiden
lassen, sofern nicht geeignete ergänzende Massnahmen getroffen werden. So kann
nicht ausgeschlossen werden, dass eine Vielzahl von Quellen gleich- oder un-
gleichartiger Einwirkungen gemeinsam zu einer Umweltschädigung führen, ob-
wohl jede einzelne von ihnen den begrenzenden Anforderungen entspricht. Es
müssen deshalb Umweltqualitätsnonnen (z. B. Immissionsgrenzwerte), und zwar
nach den Kriterien der Schädlichkeit und der Lästigkeit, festgelegt werden. Diese
Normen geben an, bei welchem Grad der Umweltbelastung ergänzende Massnah-
men angeordnet werden müssen. Zudem können sie einen Anreiz für die Erfor-
schung besserer Technologien zum weiteren Herabsetzen der Einwirkungen an
den einzelnen Quellen bilden.
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Bei einem sinnvollen Zusammenwirken der Massnahmen nach den Buchstaben a
und b darf erwartet werden, dass die Umweltbelastung in Grenzen gehalten wer-
den kann, ohne dass dadurch eine angemessene wirtschaftliche Entwicklung un-
verhältnismässig beeinträchtigt wird. So ist es möglich, durch die grundsätzliche
Minimierung der Einwirkungen an der Quelle im Rahmen des technisch Mögli-
chen und des wirtschaftlich Zumutbaren die Umweltbelastungen für viele Arten
von Einwirkungen in weiterer Zukunft beträchtlich unter der Schädlichkeits- oder
der Lästigkeitsgrenze zu halten. Die frühzeitige Festlegung und Bekanntgabe von
Belastungsgrenzen hat zudem den Vorteil, dass sich die Verursacher der Einwir-
kungen längerfristig mit Lösungen für deren weitere Eindämmung befassen kön-
nen, ohne dass dadurch die massvolle Fortentwicklung ihrer wirtschaftlichen Tä-
tigkeit behindert wird.

In rechtlicher Hinsicht ist klarzustellen, dass der Zweckartikel für sich allein
keine Rechtsgrundlage zum Erlass von Verordnungen oder Einzelverfügungen
darstellt. Er grenzt jedoch den Geltungsbereich des Gesetzes ab und dürfte sich
darüber hinaus als eine wesentliche Hilfe für die Auslegung der übrigen Bestim-
mungen erweisen.

Artikel 2

In Übereinstimmung mit zahlreichen ausländischen Umweltschutzgesetzgebun-
gen und im Sinne der Empfehlungen von internationalen Organisationen verfolgt
das Gesetz den Zweck, die Massnahmen auf dem Gebiet des Umweltschutzes
möglichst konsequent auf das Verursacherprinzip abzustützen. Wesentlich ist
beim Verursacherprinzip, dass Kosten für Massnahmen des Umweltschutzes, die
sich bestimmten Verursachern zurechnen lassen, von diesen selbst und nicht wei-
terhin von der Allgemeinheit getragen werden. Damit können Wettbewerbsver-
zerrungen und Wettbewerbsverfälschungen insofern korrigiert oder vermieden
werden, als bisher billige, umweltbelastende Verfahren und Produkte durch die
Einrechnung der Kosten für Umweltschutzmassnahmen verteuert und auf diese
Weise den zwar aufwendigeren, aber umweltfreundlicheren Verfahren und Pro-
dukten preislich angeglichen werden.

Das Verursacherprinzip regelt nicht, wer im Einzelfall eine bestimmte Mass-
nahme zur Bekämpfung einer Umweltbelastung zu treffen hat. Es bedeutet je-
doch, dass die Kosten für solche Massnahmen auch in jenen Fällen auf den ei-
gentlichen Verursacher abgewälzt werden, in denen ein Dritter die Massnahmen
treffen muss.

Das Prinzip muss in zweifacher Hinsicht durchbrochen werden: Zum einen müs-
sen nach wie vor dann allgemeine Steuermittel eingesetzt werden, wenn kein Ver-
ursacher feststeht (vgl. z. B. Art. 28 Abs. 2); zum andern legt das Gesetz selbst in
zwei Fällen Ausnahmen fest. Diese beiden Ausnahmen betreffen die Lärmbe-
kämpfung. Der Eigentümer eines Gebäudes kann die Kosten für spätere Lärm-
schutzmassnahmen dann nicht auf den Verursacher überwälzen, wenn er das Ge-
bäude erstellte, obwohl er bereits um die hohe bestehende oder zu erwartende
Lärmbelastung wusste (Art. 15 Abs. 2). Aber auch die Kosten für einen angemes-
senen Mindestschutz gegen Lärm bei Neubauten kann der Bauherr nicht über-
wälzen, weil diese Massnahme nicht bloss Kosten, sondern auch einen Nutzen
bringt: Sie stellt in der Regel gleichzeitig einen Beitrag zur besseren Wärmeisola-
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tion des Gebäudes dar und kann sich so durch Einsparungen bei den Heizkosten
amortisieren (Art. 18). -

In rechtlicher Beziehung stellt Artikel 2 im Gesetz eine Grundsatzbestimmung
dar. Seiner Art nach begründet er keine unmittelbaren Pflichten für den Bürger;
für die mit dem Vollzug des Gesetzes betrauten Behörden von Bund und Kanto-
nen bedeutet er indessen eine verbindliche Anweisung. Die rechtlichen Instru-
mente für den Gesetzesvollzug - Emissionsbegrenzungen, Bau-, Betriebs- und Sa-
nierungsvorschriften, Verbote, behördliche Einzelanordnungen - müssen sich an
das Verursacherprinzip halten. Da das Verursacherprinzip in seiner allgemeinen
Formulierung von Artikel 2 niemanden unmittelbar verpflichtet. Umweltschutz-
massnahmen zu treffen, vermag es auf die Regelung der privat- und
öffentlich-rechtlichen Haftungs- und Schadenersatzansprüche keinen Einfluss
auszuüben.

Artikels

Der Geltungsbereich des Umweltschutzgesetzes beschlägt in den Teilbereichen
Lufthygiene, Lärmbekämpfung, umweltgefährdende Stoffe und Abfälle zahlrei-
che Sachgebiete, die bereits Gegenstand bestehender Vorschriften des Bundes bil-
den. Die Spezialgesetzgebung regelt indessen die jeweilige Materie in erster Linie
für ihren sachspezifischen Zweck und nur beschränkt oder gar nicht unter dem
Aspekt des Umweltschutzes. Als typische Beispiele hiefür seien die Strassenver-
kehrs-, die Luftfahrts-, die Eisenbahn-, die Landwirtschafts- und die Giftgesetzge-
bung genannt. Mit Ausnahme des Strahlenschutzgesetzes, das den Schutz gegen
ionisierende Strahlen auch für die Umwelt detailliert regelt, findet sich kein Bun-
deserlass auf Gesetzesstufe, der den Betrieb von Anlagen, den Umgang mit Stof-
fen oder die Beseitigung von Abfällen derart umfassend und von den Bedürfnis-
sen des Umweltschutzes her abschliessend behandelt, dass es nicht zusätzlicher
neuer, an den besonderen Kriterien des Umweltschutzes bemessener Gesetzesvor-
schriften bedürfte.
Der Verfassungsauftrag von Artikel 24septies BV lässt sich nur erfüllen, wenn der
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen nach einheitlichen Grundsätzen und
Kriterien erfolgt. Aus diesem Grunde müssen sich technische oder betriebliche
Vorschriften in SpezialVerordnungen des Bundes, soweit sie die im Umwelt-
schutzgesetz geordneten Teilbereiche zum Gegenstand haben, nach den Vor-
schriften dieses Gesetzes richten.
Absatz l verlangt, dass sämtliche Umweltvorschriften, die sich auf andere Bun-
desgesetze stützen, an die wichtigsten Grundsätze und Kriterien des Umwelt-
schutzgesetzes angepasst werden. Gemeint sind damit all jene Vorschriften, wel-
che die Umwelt direkt oder zumindest indirekt betreffen, selbst wenn sie nicht
ausdrücklich zum Schutz der Umwelt erlassen wurden.
Die nötigen Anpassungen werden sich allerdings nicht von heute auf morgen
vollziehen lassen. Artikel 54 überbindet deshalb dem Bundesrat die Pflicht, ein
entsprechendes Programm auszuarbeiten und die nötigen Änderungen und Er-
gänzungen gemäss dieser Prioritätenlisten zu veranlassen.
Entsprechend den Legaldefinitionen in Artikel 5 gelten auch Strahlen (z. B. Licht)
und Stoffe als Einwirkungen im Sinne des Umweltschutzgesetzes. Eine Ausnahme
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bilden jedoch die radioaktiven Stoffe und Abfalle sowie die ionisierenden Strah-
len, für welche die Strahlenschutzgesetzgebung bereits eine auch unter dem Ge-
sichtspunkt des Umweltschutzes abschliessende Regelung enthält (Abs. 2).

Das Gesetz verpflichtet grundsätzlich auch die mit der Vorbereitung der Gesamt-
verteidigung beauftragten Organe zur Einhaltung der Umweltschutzvorschriften.
So ist auch in diesem Bereich das technisch und betrieblich Mögliche zum
Schütze der Umwelt vorzukehren, soweit dies die Bedürfnisse der Gesamtvertei-
digung erlauben.

Absatz 3 gibt aber dem Bundesrat das Recht und die Pflicht, Ausnahmen von Be-
stimmungen des Umweltschutzgesetzes für militärische oder zivile Verteidigungs-
massnahmen auf dem Verordnungsweg festzulegen, wenn dies aus Gründen der
militärischen oder zivilen Verteidigung notwendig ist.

Artikel 4
Eine wichtige Staatsaufgabe im Bereich des Umweltschutzes besteht in der Infor-
mation der Bevölkerung. Angesichts der derzeitigen Verunsicherung der Öffent-
lichkeit aufgrund widersprüchlicher Beurteilungen von Umweltbelastungen haben
die staatlichen Behörden die Pflicht, die aktuellen Probleme aufzugreifen, die nö-
tigen Abklärungen zu veranlassen und dem Bürger ein Bild vom Ausmass der Be-
drohung unserer Umwelt zu vermitteln. Solche regelmässigen Informationen aus
fachlicher Sicht fördern zudem bei Behörden und Privaten die Einsicht in ökolo-
gische Zusammenhänge sowie in Ursachen und Gefahren der Umweltbelastung.
Sie erhöhen die Bereitschaft zu um weit gerechtem Handeln und tragen dazu bei,
dass der Bürger die Vorschriften des Umweltschutzrechtes besser versteht.
Darum muss die Bevölkerung über den Sinn und den Zweck umweltschutzrectìtli-
cher Erlasse informiert werden.
Bereits durchgeführte wie auch künftige Erhebungen über Umweltbelastungen
(Art. 38) sollen nicht nur der Verwaltung dienen, sondern vermehrt der Öffent-
lichkeit zugänglich gemacht werden. Im Vordergrund stehen dabei Berichte über
die Belastung durch Verkehrsabgase und -lärm sowie durch Luftverunreinigun-
gen aus Hausfeuerungsanlagen und aus Anlagen der Industrie. In diesem Zusam-
menhang ist auf Artikel 41 Absatz 2 hinzuweisen, wonach die Öffentlichkeit ins-
besondere über Messergebnisse von Typenprüfungen (z. B. von Motorfahrzeugen
oder anderen Maschinen und Geräten) informiert werden kann; der Konsument
kann dadurch die Umweltauswirkungen der verschiedenen Typen miteinander
vergleichen.
Dem Bundesamt für Umweltschutz obliegt es im wesentlichen,' die geltenden und
in Vorbereitung stehenden Erlasse des eidgenössischen Umweltschutzrechtes zu
erläutern, die Ergebnisse gesamtschweizerisch bedeutsamer Forschungen und Er-
hebungen bekannt zu machen sowie über die fachliche Beurteilung wichtiger und
aktueller Umweltprobleme zu orientieren. In den Pflichtenkreis der kantonalen
Umweltschutzfachstellen fällt demgegenüber die Information über das Vollzie-
hungsrecht der Kantone sowie die Beratung in Umweltschutzbelangen von eher
regionaler oder lokaler Bedeutung.
Nach Absatz 2 müssen die Umweltschutzfachstellen die Behörden und Privaten
über die Massnahmen beraten, die im Interesse des Umweltschutzes zweckmässig
sowie wirtschaftlich und technisch geeignet sind.
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Zu den Aufgaben der Umweltschutzfachstellen gehört schliesslich auch die Erar-
beitung von Empfehlungen über freiwillige Massnahmen im Interesse des Umwelt-
schutzes. Oft sind solche allgemeinen Handlungsanweisungen besser geeignet, die
im Zweckartikel genannten Ziele zu erreichen, als Verbote oder Gebote.

Zweites Kapitel: Allgemeine Bestimmungen

Artikels
Artikel 5 enthält die für dieses Gesetz geltenden Begriffsumschreibungen.

Wie aus Absatz l ersichtlich ist. zählt das Gesetz zu den Einwirkungen nicht al-
lein die klassischen Bereiche Luftverunreinigungen, Lärm und Erschütterungen,
sondern auch Verunreinigungen des Bodens und Strahlen. Ausgenommen bleiben
allerdings nach Artikel 3 Absatz 2 die ionisierenden Strahlen, für die allein die
Strahlenschutzgesetzgebung gilt. Der Strahlenschutz beschränkt sich somit nach
dem Umweltschutzgesetz vor allem auf Einwirkungen durch nichtionisierende
Strahlen wie helles Licht, Lichtblitze, Ultraviolett-, Infrarot- oder Laserstrahlen
sowie Mikrowellen.

Das Gesetz beschränkt sich in Anwendung von Artikel 24seplies BV auf Einwir-
kungen, die vom Menschen verursacht werden. Natürliche Ereignisse wie Erdbe-
ben oder Überschwemmungen sind keine Einwirkungen im Sinne des Umwelt-
schutzgesetzes. Das Gesetz beschränkt sich überdies auf jene Einwirkungen, die
vom Betrieb einer Anlage oder dem Umgang mit Stoffen oder Abfällen herrüh-
ren.
Absatz2 liegt folgender Sachverhalt zugrunde: Jede Einwirkung stammt aus einer
Quelle und ruft gewisse Wirkungen hervor. Sehr oft ist der Standort der Quelle
weit vom Ort des Einwirkens entfernt. Beim Austritt aus der Quelle spricht man
von Emissionen, am Ort des Einwirkens von Immissionen.

Diese Unterscheidung lässt gleichzeitig erkennen, dass Einwirkungen auf zwei
verschiedene Arten bekämpft werden können. Möglich sind einmal Massnahmen
bei der Quelle selbst oder dann Schutzvorrichtungen am Ort des Einwirkens. Die
beiden Massnahmen können aber auch kombiniert eingesetzt werden.

Gemäss Absatz 3 gelten als Luftverunreinigungen grundsätzlich alle Veränderun-
gen des natürlichen Zustandes der Luft. Diese weitgefasste Definition ist unum-
gänglich, weil aus ökologischer Sicht prinzipiell jede Veränderung eines natürli-
chen Gleichgewichtszustandes Einwirkungen im Sinne dieses Gesetzes zur Folge
haben kann, beispielsweise die Erwärmung der Atmosphäre ebenso wie deren
Abkühlung.

Bezugsgrösse ist der natürliche, d. h. vom Menschen nicht beeinflusste Zustand
der Luft. Als Verunreinigung gilt somit jede chemische, physikalische und biolo-
gische Änderung dieses Zustandes. Ob diese Änderung unerwünscht oder schäd-
lich ist, ist für die Bestimmung des Begriffes unerheblich.

Absatz 4: Auf eine Definition des Lärms wurde verzichtet, weil das Gesetz den
Begriff des Lärms so verwendet, wie er in der Umgangssprache gebraucht wird.
Mit einer Ausnahme allerdings: Als Lärm gelten auch Infra- und Ultraschall.
Beide können schädlich sein, obwohl sie vom menschlichen Ohr nicht wahrge-
nommen werden.
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Absatz 5: Das Umweltschutzgesetz gilt nicht für alle chemischen Elemente und
Verbindungen, sondern nur für solche, die direkt oder indirekt eine biologische
Wirkung hervorrufen. Dabei bezieht es sich auf diese Substanzen ungeachtet, ob
sie in reiner Form vorliegen oder in Gemischen oder in Gegenständen enthalten
sind.

Soweit das Gesetz Massnahmen zur Begrenzung der Umweltbelastung (2. Titel)
vorsieht, wird der Begriff «Stoffe» insbesondere für industrielle, gewerbliche oder
landwirtschaftliche Hilfsstoffe, Zwischen- und Endprodukte sowie für Konsum-
güter verwendet. Für stoffliche Abgänge aus Anlagen hingegen verwendet man
andere Begriffe: Werden sie in die Luft abgegeben, so bezeichnet man sie als
Luftverunreinigungen, werden sie ins Wasser abgeleitet, so spricht man von Ab-
wassereinleitungen ; entledigt man sich ihrer auf andere Weise, so fallen sie unter
den Begriff Abfälle.
Biologische Wirkungen sind nicht nur die direkten Folgen eines Stoffes für den
Stoffhaushalt eines einzelnen Lebewesens oder einer Lebensgemeinschaft,' son-
dern ebenso Veränderungen der unbelebten Umwelt, die auf lebende Organismen
zurückwirken und damit zumindest indirekte biologische Wirkungen zeitigen. Ein
Beispiel für eine Stoffgruppe mit möglicher indirekter biologischer Wirkung sind
die Fluorchlorkohlenwasserstoffe: Ihre Anwendung führt zu keinen unmittelba-
ren biologischen Wirkungen, doch wird befürchtet, dass sie die Ozonschicht der
Stratosphäre angreifen, wodurch mehr ultraviolette Strahlen auf der Erde auftref-
fen. Erst diese indirekte Folge bewirkt eine biologische Veränderung, indem sie
das Risiko einer Hautkrebserkrankung erhöht. Um den Schutz umfassend zu ge-
stalten, müssen solche indirekten Folgen den unmittelbaren Veränderungen
gleichgestellt werden.

Eine Chemikalie kann als solche für sich allein verwendet werden und dabei in
die Umwelt gelangen, sie kann jedoch auch Bestandteil eines Gegenstandes sein
und erst bei dessen Gebrauch zu Umwelteinwirkungen führen.

Gegenstände, die umweltgefährdende Stoffe enthalten können, sind zum Beispiel
Thermometer (Quecksilber), Transformatoren (polychlorierte Biphenyle), Brems-
beläge (Asbest) oder speziell behandeltes Holz (Pentachlorphenol). Soll der
Schutz gegen Umweltgefährdungen durch Chemikalien gewährleistet sein, müs-
sen die Schutzvorschriften auch die Gegenstände einschliessen, die mit umweltge-
fährdenden Chemikalien behandelt worden sind oder solche enthalten.

Absatz 6: Im Unterschied zum Lärm muss der Begriff «Abfall» näher umschrie-
ben werden, da man hier nicht einfach auf den Sprachgebrauch abstellen kann.
Der Umweltschutz verlangt nämlich, dass eine Sache auch dann als Abfall behan-
delt wird, wenn sie im öffentlichen Interesse, zum Beispiel aus Gründen des
Landschaftsschutzes, beseitigt, verwertet oder unschädlich gemacht werden sollte.
In mehreren Kantonen gilt zum Beispiel ein Autowrack bereits seit langem als
Abfall, der vorschriftsgemäss zu beseitigen ist, selbst wenn sein Besitzer es auf
eigenem Grund und Boden aufbewahren möchte. Verlangt jedoch das öffentliche
Interesse die Beseitigung eines Gegenstandes nicht, so bleibt es dem Besitzer
überlassen, ihn als Abfall zu behandeln oder nicht. Ob der Gegenstand selbst
wertlos ist, spielt dabei keine Rolle.
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Artikel 6
Umweltbelastungen sind häufig Folge der Emissionen aus einer grossen Zahl von
Anlagen, die für sich allein oft von geringer Bedeutung sind, durch ihr Zusam-
mentreffen indessen zu ernsten Gefährdungen führen können.

Die Summe der Belastungen kann von einer Vielzahl gleicher Quellen oder von
verschiedenartigen Quellen verursacht werden. Der Luftschadstoff Schwefeldi-
oxid (802) beispielsweise entsteht überall dort, wo schwefelhaltige Brenn- und
Treibstoffe (Heizöl. Kohle, Dieselöl) verbrannt werden. Er kann wegen der gro-
ssen Zahl der Ölfeuerungen und Dieselfahrzeuge gefährliche Konzentrationen er-
reichen, obwohl jede einzelne dieser Quellen für sich nur einen kleinen Anteil am
gesamten Ausstoss hat.
Komplexer liegen die Dinge dort, wo verschiedenartige, für sich allein vielleicht
recht harmlose Einwirkungen zusammentreffen und sich dadurch in ihrer Schäd-
lichkeit gegenseitig verstärken (Synergismus). So ist zum Beispiel erwiesen, dass
Schwefeldioxid bei gleichzeitigem Auftreten von RUSS eine wesentlich höhere
Schadwirkung erzeugt. ' Bekannt sind auch Insektizide mit unterschiedlichen
Wirkstoffgruppen, die, wenn sie zusammentreffen, um ein Vielfaches giftiger wer-
den. Sind solche Zusammenhänge bekannt, so müssen sie berücksichtigt werden.
Schliesslich beeinträchtigen gewisse Einwirkungen nicht immer nur einen ein-
zigen, sondern oft mehrere Bereiche der Umwelt; sie können auch von einem Be-
reich auf einen anderen übertragen werden. Dies ist namentlich bei Schadstoffen
der Fall, die zunächst in die Luft ausgestossen werden, später jedoch mit dem
Regenwasser in den Boden gelangen, sich dort allein oder mit anderen Stoffen
anreichern und dadurch gefährlich werden können.
Alle diese Erscheinungen machen es erforderlich, Einwirkungen nicht isoliert,
sondern immer auch auf ihr mögliches Zusammenwirken oder ihre denkbare
mehrfache Wirkung in der Umwelt zu beurteilen. In diesem Sinne gilt Artikel 6
als verbindliche Anweisung sowohl für den Erlass von Verordnungen als auch
von Verfügungen. Den Behörden obliegt es, verfeinerte Ermittlungsverfahren an-
zuwenden, um auch allfällige indirekte Folgen der Einwirkungen feststellen zu
können.

Artikel 7
Umweltzerstörungen sind in der Regel unerwünschte und oft unerwartete Neben-
wirkungen von Tätigkeiten, die an sich durchaus berechtigt oder sogar notwendig
sind. Vor der Errichtung grösserer Anlagen, die die Umwelt erheblich belasten
können, müssen mögliche Nebenwirkungen frühzeitig, vollumfänglich und genau
ermittelt werden. Ihre Bedeutung muss von Spezialisten abgeklärt und deren Ur-
teil beim Entscheid über die Verwirklichung des Vorhabens berücksichtigt wer-
den. Überdies müssen alle möglichen Umweltbelastungen und die erforderlichen
Schutzmassnahmen gesamthaft beurteilt werden. Diese umfassenden Abklärun-
gen werden in der sogenannten Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) vorgenom-
men, die das Gesetz vorschreibt. Die Vorteile einer solchen Prüfung liegen auf
der Hand: Die Behörden erhalten schon in der Planungsphase eine umfassende
Entscheidungsgrundlage. Aber auch der Bauherr erfährt schon vor dem Bau, wel-
che Umweltschutzmassnahmen er treffen muss, und kann sie in seine weitere Pla-
nung einbeziehen.
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Absatz l hält zunächst fest, dass die UVP nur in besonderen Fällen verlangt wird,
nämlich bei der Planung, Errichtung oder Änderung ortsfester Anlagen, die die
Umwelt erheblich belasten können. Von der Pflicht zur UVP werden öffentliche
und private Anlagen gleichermassen erfasst. Der Kreis der unter Artikel 7 fallen-
den Anlagen wird vom Bundesrat auf dem Verordnungsweg festgelegt werden.
Anlagen, die die Umwelt erheblich belasten können, sind beispielsweise Verkehrs-
anlagen (Hochleistungsstrassen, Bahnanlagen und Flugplätze), besonders um-
weltbelastende Industrieanlagen, Anlagen zur Energiegewinnung (Kraftwerke)
und zum Energietransport (Rohrleitungen), Waffen- und Schiessplätze, grössere
Wasserbauten, Deponien und andere Massnahmen, welche die Landschaft in er-
heblichem Masse verändern. Soweit solche Anlagen Gegenstand spezieller Pla-
nungen darstellen (wie z. B. die generellen Linienführungen im Strassenbau), un-
terliegen bereits diese Pläne der UVP.

Die UVP erfordert in der Regel kein zusätzliches Bewilligungsverfahren. Sie fügt
sich ein in bereits bestehende behördliche Entscheidverfahren und wird beispiels-
weise im Rahmen der Richtplanung nach Raumplanungsgesetz, der Plangeneh-
migung nach Eisenbahngesetz oder der Baubewilligung nach kantonalem Bau-
recht durchgeführt. Die Umweltverträglichkeit wird von den gleichen Behörden
geprüft, die auch zuständig sind, die Projekte zu bewilligen, die Pläne zu geneh-
migen, Konzessionen zu erteilen oder öffentliche Vorhaben auszuführen. Wenn
ein Projekt von der Planung bis zur Realisierung mehrere Stufen mit verschiede-
nen behördlichen Entscheiden durchläuft, sollte die UVP in derjenigen Phase er-
folgen, die zum ersten Mal eine zuverlässige Beurteilung der möglichen Umwelt-
belastung sowie der notwendigen Schutzmassnahmen erlaubt. Der Zeitpunkt der
Durchführung der UVP wird in den Ausführungsbestimmungen geregelt.

Die für die UVP formell zuständigen Behörden lassen sich im Umweltschutzge-
setz nicht abschliessend bezeichnen, da mit der UVP kein neues Verfahren einge-
führt wird, sondern lediglich bestehende Verfahren ergänzt werden. Deshalb rich-
tet sich die Zuständigkeit nach den für diese Verfahren geltenden unterschiedli-
chen Vorschriften (Art. 30 und 35 Abs. 2). So sind beispielsweise für gewöhnliche
Bauten die Gemeinden oder - je nach Kanton - auch kantonale Instanzen, für
Fabrikanlagen die kantonalen Arbeitsinspektorate, für andere Vorhaben wiede-
rum besondere Bundesbehörden zuständig. Für den Gesuchsteller bietet diese Re-
gelung indessen die Gewähr, dass ihm mit der Einführung der UVP keine neue
Behörde gegenübergestellt wird.

Die Umweltverträglichkeit wird nach dem geltenden Umweltschutzrecht des Bun-
des geprüft. Dabei steht die Prüfung der Vereinbarkeit des betreffenden Vorha-
bens mit den Bestimmungen dieses Gesetzes und seinen Ausführungsvorschriften
im Vordergrund. Darüberhinaus sind jedoch auch die Umweltschutzvorschriften
in anderen Bundesgesetzen zu berücksichtigen, so etwa Vorschriften über den Ge-
wässerschutz, den Natur- und Heimatschutz, die Fischerei oder die Forstpolizei.

Wer eine Anlage errichten will, für die eine UVP durchgeführt werden muss, hat
gemäss Absatz 2 einen Bericht über alle Aspekte der voraussichtlichen Belastung
der Umwelt durch das Projekt zu erstellen. Dieser Bericht geht vom ursprüngli-
chen Zustand der Umwelt aus und stellt dessen voraussehbare Veränderung
durch das Vorhaben dar. Sofern das Projekt bereits Massnahmen zum Schutz der
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Umwelt vorsieht, sind diese Vorkehren darzulegen und hinsichtlich ihrer Wir-
kung zu beschreiben. Bieten sich ausserdem noch andere Möglichkeiten für eine
zusätzliche Verminderung der Umweltbelastung, so sind diese ebenfalls anzuge-
ben.

In Absatz 3 wird für öffentliche Anlagen, von denen erhebliche Umweltbelastun-
gen zu erwarten sind, überdies eine Begründung des Vorhabens an sich verlangt.
Dieser besonderen Regelung liegt der Gedanke zugrunde, dass bei einer staatli-
chen Tätigkeit, die möglicherweise die Umwelt beeinträchtigt, in erster Linie ihr
im öffentlichen Interesse stehender Nutzen nachgewiesen und den gefährdeten
Umweltschutzinteressen gegenübergestellt werden soll.

Über den Inhalt und die Ausgestaltung der Berichte wird das Verordnungsrecht
nähere Vorschriften aufstellen. Um den Gesuchstellern die Berichtsredaktion und
den Behörden die Prüfung zu erleichtern, ist die Erstellung detaillierter Checkli-
sten für jede Art von Anlagen vorgesehen, die der UVP unterliegen.

Nach Absatz 5 muss die zum Sachentscheid zuständige Behörde alle Projekte, die
der UVP unterliegen, der Umweltschutzfachstelle zur Beurteilung vorlegen. Diese
nimmt zu der im Bericht enthaltenen Beurteilung der Umweltbelastung sowie zu
den darin vorgesehenen Schutzmassnahmen Stellung und prüft, ob das betref-
fende Vorhaben mit den geltenden Vorschriften zum Schütze der Umwelt verein-
bar ist. Sie kann, wenn nötig, zusätzliche Vorkehren beantragen.

Liegt der Entscheid über ein Projekt bei einer kantonalen oder einer kommunalen
Behörde, so wird die Fachstelle des Kantons zur Beurteilung eingeladen, liegt er
jedoch bei einer Bundesbehörde, so wird das Bundesamt für Umweltschutz zuge-
zogen.

Der Fachstelle steht es frei, für bestimmte Sachfragen andere Ämter beizuziehen.
Die Fachstelle des Bundes ist hiezu aufgrund besonderer Kompetenzzuweisungen
in Bundesgesetzen sogar verpflichtet. Steht beispielsweise eine Vorschrift in
Frage, die in die Aufsichts- oder Vollzugskompetenz des Bundesamtes für Forst-
wesen fällt, so bleibt die Umweltschutzfachstelle an diese Zuweisung gebunden;
die betreffende Sachfrage wird vom Bundesamt für Forstwesen selbständig beur-
teilt und das Ergebnis von der Umweltschutzfachstelle sodann unverändert über-
nommen.

Ist die entscheidende Behörde mit dem Gutachten der Umweltschutzfachstelle -
insbesondere mit den allfällig darin enthaltenen Anträgen - nicht einverstanden,
übergibt sie die Akten der Behörde, die den beiden Antragstellern gemeinsam
übergeordnet ist, zur Beurteilung. Aufgrund dieser Beurteilung erteilt die überge-
ordnete Behörde verbindliche Weisungen für den Entscheid. Die Verfügungen
sind aber nach wie vor von der sachlich zuständigen Behörde zu erlassen. Der für
das Rechtsmittelverfahren vorgesehene Instanzenzug soll, unter Vorbehalt des
Sprungrekurses, durch die UVP nicht abgeändert werden.

Durch Absatz 6 wird die Vorschrift von Absatz 5 in dem Sinne ergänzt, dass bei
Vorhaben, die die Umwelt in besonderem Masse gefährden könnten, in allen Fäl-
len das Bundesamt für Umweltschutz anzuhören ist. Sofern der Sachentscheid in
die Kompetenz einer kantonalen Behörde fällt, ersetzt diese Anhörung indessen
nicht die Beurteilung durch die kantonale Umweltschutzfachstelle; dem Bundes-
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amt steht auch kein Weisungsrecht gegenüber den sachentscheidenden kantona-
len oder kommunalen Stellen zu.
Die Öffentlichkeit, insbesondere die unmittelbar betroffene Bevölkerung, hat ein
berechtigtes Interesse zu erfahren, welche Einwirkungen auf die Umwelt von An-
lagen der genannten Art zu erwarten sind und welche Schutzmassnahmen in Aus-
sicht genommen werden. Deshalb sind gemäss Absatz 7 die Berichte und die Prü-
fungsergebnisse samt den Stellungnahmen der Fachstellen grundsätzlich jeder-
mann zur freien Einsicht offenzuhalten. Vorbehalten bleiben selbstverständlich
schutzwürdige Interessen der Geheimhaltung. Bei privaten Anlagen ist vorab das
Geschäfts- und Fabrikationsgeheimnis zu wahren. Bei öffentlichen Vorhaben gilt
die Geheimhaltungspflicht vor allem für Anlagen, die im Interesse der Gesamt-
verteidigung geheimzuhalten sind. Beschränkt sich das Geheimhaltungsinteresse
nur auf Teile der Unterlagen, muss der Rest für die öffentliche Einsichtnahme
freigegeben werden.
Gegen Verfügungen über Anlagen, die der UVP unterstehen, können Umwelt-
schutzorganisationen im Rahmen der Bundesrechtspflege die Verbandsbe-
schwerde einreichen (Art. 49).

Artikels

Die Bestimmung über den Katastrophenschutz kann im Rahmen des Geltungsbe-
reiches von Artikel 24seplies BV nur jene Bereiche erfassen, die unmittelbar mit
dem Umweltschutz im Zusammenhang stehen. Selbstverständlich bleiben die Re-
gelungen aus den übrigen Bereichen, wie Schutz vor Katastrophen bei kriegeri-
schen Ereignissen, Zivilschutz, Talsperren usw., vorbehalten.
Mit den Vorschriften dieses Gesetzes sollen vornehmlich jene Schädigungen von
Mensch und Umwelt vermieden werden, die beim normalen Betrieb einer Anlage
oder beim Umgang mit Stoffen oder Abfallen entstehen. Bei bestimmten Arten
von Anlagen oder Verwendungen von Stoffen lassen sich nun aber mit diesen
Vorschriften für den Normalfall Unfälle mit schwerwiegenden Folgen nicht aus-
schliessen. Bei derartigen Anlagen oder Stoffen müssen deshalb besondere
Schutzvorkehren getroffen werden, um das Risiko eigentlicher Katastrophen mit
unabsehbaren Umweltschäden möglichst gering zu halten.
Die sichernden Massnahmen müssen in erster Linie bereits an den gefährlichen
Objekten selbst und in deren unmittelbaren Umgebung getroffen werden. Es han-
delt sich vor allem um technische Sicherheitseinrichtungen, Überwachungsanla-
gen oder speziell geschulte und ausgerüstete betriebsinterne Einsatzgruppen. Da
trotz dieser sichernden Massnahmen schwere Umweltschäden nicht vollständig
ausgeschlossen werden können, sind zweckmässige vorsorgliche Massnahmen ge-
gen die möglichen fatalen Folgen einer Ausbreitung in der Umwelt zu treffen.
Das Gesetz schreibt die Wahl eines geeigneten Standortes und einen Sicherheits-
abstand vor, die durch Landerwerb oder Errichtung von Dienstbarkeiten zu ge-
währleisten sind (Abs. 1). Im weiteren sind die Überwachung des Betriebes und
die interne Alarmorganisation sicherzustellen.
Zum Katastrophenschutz verpflichtet sind vor allem die Inhaber von Anlagen, in
denen umweltgefährliche Tätigkeiten ausgeübt oder umweltgefährliche Stoffe ge-
lagert werden. Die Kantone müssen aber in ihren Ausführungsvorschriften die.



Koordination und die Anordnung von zweckmässigen und wirksamen Massnah-
men sicherstellen. Sie müssen insbesondere für die Errichtung einer einwandfreien
und rasch funktionierenden Alarmorganisation sorgen, die die unverzügliche
Meldung von Schadenereignissen gewährleistet, den koordinierten Einsatz der
privaten und öffentlichen Schutzdienste auslöst und die nötigen zeitgerechten
Verbindungen mit wissenschaftlichen Spezialdiensten und -labors ermöglicht
(Abs. 2 und 3).
Wie ausländische Beispiele zeigen, lässt sich nicht ausschliessen, dass sich gewisse
Produktionsverfahren oder Lagerhaltungen trotz aller Schutzvorkehren als un-
tragbare Umweltrisiken erweisen und daher verboten werden müssen. Zu Mass-
nahmen dieser Art, die nur in Betracht fallen, wenn sie das einzige Mittel zur
Abwendung einer grossen Gefahr darstellen, ist gemäss Absatz 4 der Bundesrat
zuständig. Diese Kompetenzzuweisung stellt sicher, dass auch andere Interessen
(z. B. Landesversorgung) berücksichtigt werden.

Zweiter Titel : Begrenzung der Umweltbelastung

Dieser Titel bildet den Kern der Vorlage. Er enthält in drei Kapiteln Vorschriften
zur Begrenzung jener Umweltbelastungen, deren Bekämpfung vordringlich ist. Es
handelt sich um Bestimmungen über
- den Immissionsschutz (Luftverunreinigungen, Lärm, Erschütterungen und

Strahlen) ;
- umweltgefährdende Stoffe;
- Abfälle.

Erstes Kapitel: Luftverunreinigungen, Lärm, Erschütterungen und Strahlen

Massnahmen zur Luftreinhaltung und Lärmbekämpfung sowie zur Begrenzung
von Erschütterungen und Strahlen werden zusammenfassend als Immissions-
schutz bezeichnet. Die bestehenden Vorschriften auf den Gebieten der Luftrein-
haltung und der Lärmbekämpfung sind heute ungenügend. Deshalb verlangt Ar-
tikel 24sep"es BV die vordringliche Bekämpfung der Luftverunreinigungen und des
Lärms.
Für die Beurteilung von Luftverunreinigungen, Lärm, Erschütterungen oder
Strahlen muss unterschieden werden zwischen der aus der Quelle austretenden
Umweltbelastung (Emission) und der Umweltbelastung am Ort des Einwirkens
(Immission); entsprechend wird unterschieden zwischen «aktiven» Massnahmen
an der Quelle und «passiven» am Ort des Einwirkens.

1. Abschnitt: Emissionen

Artikel 9
Absatz l macht deutlich, dass der Umweltschutz, wenn immer möglich, mit der
Bekämpfung der Einwirkungen am Ort ihres Entstehens beginnen muss. Gegen
Luftverunreinigungen, Lärm, Erschütterungen oder Strahlen sind somit in erster
Linie Massnahmen zur Begrenzung der Emissionen zu treffen. Dabei sind als be-
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ste Lösung verbesserte Konstruktionen und Verfahren vorzusehen, die das Ent-
stehen unerwünschter Emissionen zum vornherein verhindern. An zweiter Stelle
stehen technische Vorkehren, mit denen die Emissionen mindestens teilweise zu-
rückgehalten werden können, so zum Beispiel der Einbau von Filteranlagen.
Schliesslich fallen Massnahmen in Betracht, mit denen der Ausstoss der unver-
meidlichen Restemissionen wenigstens noch günstig beeinflusst werden kann, so
etwa durch den Bau eines ausreichend dimensionierten Hochkamins.

Absatz 2 konkretisiert für die Begrenzung der Emissionen das im Zweckartikel
festgelegte Vorsorgeprinzip. Danach soll jede einzelne Emissionsquelle ohne
Rücksicht auf die herrschende Gesamtbelastung so weit eingedämmt werden, als
dies technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar ist.

Die Anwendung dieses Grundsatzes soll die Umweltbelastung möglichst weit un-
terhalb der Schädlichkeits- und Lästigkeitsgrenze halten. Die Ermittlung der wirt-
schaftlichen Möglichkeiten wird allerdings nicht nur aufgrund der Gegebenheiten
der einzelnen Betriebe erfolgen können; entscheidend werden vielmehr die Ver-
hältnisse innerhalb bestimmter Kategorien oder Branchen sein. Bei der Beurtei-
lung soll in der Regel der mittlere gut geführte Betrieb als Massstab dienen.

Die Voraussetzungen von Absatz 3 sind erfüllt, wenn ein einzelner Betrieb die Ge-
fährlichkeit oder Lästigkeit seiner Emissionen nicht beheben kann, obwohl er al-
les getan hat, was technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar
ist, oder wenn eine Vielzahl gleicher Quellen trotz Anwendung strenger Vor-
schriften über die Anlagen in ihrem Zusammenwirken besorgniserregende Folgen
haben. In derartigen Fällen hat der Schutz des Menschen und seiner natürlichen
Umwelt entsprechend dem Verfassungsauftrag den Vorrang. Das heisst, die Um-
weltschutzmassnahmen müssen verschärft werden. So können beispielsweise auf-
wendigere Emissionsbeschränkungen an der Quelle selbst verlangt oder Betriebs-
vorschriften wie zeitliche oder örtliche Betriebseinschränkungen verfügt werden.

Um für die konkreten Vorkehren der rechtsanwendenden Behörden einen mög-
lichst genauen Massstab zur Feststellung der Schädlichkeits- oder der Lästigkeits-
grenze zu erhalten, sind, wo immer möglich, Immissionsgrenzwerte (Art. 11-13)
festzulegen.

Artikel 10

Diese Bestimmung verpflichtet die zuständigen Behörden von Bund und Kanto-
nen, die in Artikel 9 geforderten Beschränkungen der Emissionen mit geeigneten
rechtlichen Mitteln durchzusetzen.

In Absatz l werden die möglichen Instrumente aufgezählt, mit denen die Behör-
den Emissionen begrenzen können.

Durch die in Buchstabe a aufgeführten Emissionsgrenzwerte wird das höchstzu-
lässige Mass bestimmter Emissionen (z. B. Luftschadstoffe, Lärmabstrahlung),
das eine einzelne Anlage an die Umwelt abgeben darf, festgelegt. Es geht hier also
nur um die Emissionen als solche und nicht um die technische Gestaltung der
betreffenden Anlagen. Stehen für das Einhalten eines Emissionsgrenzwertes meh-
rere Lösungen offen, so kann der Inhaber der Anlage jene wählen, die ihm die
beste scheint.
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Im Bereich der Luftreinhaltung entspricht die Festlegung von Emissionsgrenzwer-
ten einer bereits heute üblichen Praxis. So bestehen auf Bundesebene verbindliche
Emissionsgrenzwerte für Motorfahrzeuge; ferner gibt es Richtlinien über die
Auswurfbegrenzung für Anlagen zum Verbrennen von Müll sowie bei Haus- und
Industriefeuerungen. Ähnliche Richtlinien werden vor allem für Anlagen der In-
dustrie und des Gewerbes vorbereitet. Gestützt auf diese Grundlagen werden wir
zu gegebener Zeit auf dem Verordnungsweg verbindliche Emissionsgrenzwerte er-
lassen.

Auf dem Gebiet der Lärmbekämpfung bestehen auf Bundesebene schon heute ver-
bindliche Emissionsgrenzwerte für Motorfahrzeuge, Flugzeuge und Motorboote.
Damit sie den Grundsätzen von Artikel 9 genügen, werden sie allerdings zum Teil
verschärft werden müssen. Neu vorgesehen sind Vorschriften zur Begrenzung des
Lärms von Baumaschinen, Rasenmähern, land- und forstwirtschaftlichen Gerä-
ten, Heizungsanlagen sowie Eisenbahnen und Trams.

Durch die technischen Bau- und Ausrüstungsvorschriften nach Buchstabe b wird
die Konstruktion von Anlagen oder Anlageteilen verbindlich geregelt, damit die
Emissionen eine bestimmte Grenze nicht übersteigen können. Solche Vorschriften
können neben den Grenzwerten erlassen werden oder auch an deren Stelle treten,
wenn auf diese Weise der Austritt von Emissionen zuverlässiger begrenzt oder
überwacht werden kann. So können beispielsweise Ölfeuerungsanlagen nur dann
auch längerfristig lufthygienisch einwandfrei betrieben werden, wenn Brenner
und Kessel optimal aufeinander abgestimmt sind.

Buchstabe c: Unter Umständen sind auch Vorschriften über den Betrieb von An-
lagen notwendig. Denkbar sind Bestimmungen über das Produktionsverfahren
(z. B. Verwendung schwefelarmer Brennstoffe), ferner Betriebsbeschränkungen,
zum Beispiel Nachtflug- oder Nachtfahrverbote.

Buchstabe d: Eine starke Belastung der Umwelt verursachen die zahlreichen 01-
feuerungen. Zwar lassen sich mit Grenzwerten sowie Bau- und Ausrüstungsvor-
schriften die Schadstoffemissionen (z. B. von Staub, RUSS und Gerüchen) beacht-
lich reduzieren. Die Belastung der Luft durch Kohlendioxid, Schwefeldioxid und
Abwärme wird durch solche Vorkehren jedoch kaum beeinflusst. Damit sich
diese Anteile der Luftverschmutzung entscheidend vermindern, muss ganz allge-
mein der Heizölverbrauch zurückgehen. Dies - und sogar eine Erhöhung des
Wohnkomforts - lässt sich erreichen, wenn geheizte Räume besser gegen Wärme-
verluste isoliert werden.

Deshalb sollen Vorschriften erlassen werden, die Mindestanforderungen an die
Isolation von Gebäudeteilen festlegen und so indirekt einen wirksamen Beitrag
zur Luftreinhaltung darstellen. Diese Vorschriften würden überdies den Energie-
verbrauch günstig beeinflussen und in manchen Fällen auch den Schutz vor Lärm
verbessern, da zwischen Schallschutz und Wärmeisolation ein gewisser techni-
scher Zusammenhang besteht.

Isolationsvorschriften sind in erster Linie für Neubauten und allenfalls für we-
sentliche Umbauten vorgesehen. Die Möglichkeit, Vorschriften für die Wärme-
isolation von Altbauten einzuführen, muss erst noch geprüft werden (vgl. Art. 14
Abs. 2 und Art. 16 Abs. 1).
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Buchstabe e gilt zur Hauptsache für Heizöle und Motorenbenzine. Vorschriften
aufgrund dieser Bestimmungen müssen sich auf jene Eigenschaften beziehen, die
für Umweltbelastungen verantwortlich sind. Dafür lassen sich folgende Beispiele
anführen :
- Begrenzung des Anteils bestimmter Bestandteile oder Zusätze, namentlich des

Schwefelgehaltes von Heizöl oder des Blei- und Benzolgehaltes beim Benzin;
- Begrenzung von Zusätzen in der Art sogenannter Verbrennungshilfen beim

Heizöl oder von «Scavengers» beim Benzin, die zwecks besserer Verbrennung
bzw. zur Entfernung von Bleirückständen aus dem Motor zugefügt werden;

- Vorschriften über den Viskositäts- und Siedebereich von Heizölen: Beide Ei-
genschaften sind für die richtige Verbrennung bedeutsam.

Es ist vorgesehen, die Kontrolle der Brenn- und Treibstoffe den Schweizerischen
Zollorganen und der Eidgenössischen Materialprüfungs- und Versuchsanstalt
(EMPA) zu übertragen; diese Stellen erfüllen schon heute ähnliche Aufgaben.

Generelle Vorschriften für einzelne Arten von Emissionen oder Anlagen sowie
für Anforderungen an Brenn- und Treibstoffe sind nach Absatz 2 in der Form
von Verordnungen zu erlassen. Im Kapitel 44 des allgemeinen Teils der Botschaft
haben wir Teilprobleme des Umweltschutzes zusammengestellt, für die solche
Verordnungen in erster Linie vorgesehen sind. Die Kantone ihrerseits können in
Bereichen dieses Gesetzes eigene emissionsbegrenzende Vorschriften erlassen,
wenn der Bundesrat von seiner Verordnungskompetenz nicht Gebrauch gemacht
hat (Art. 55).

Wegen der Vielfalt unterschiedlicher Emissionsquellen, insbesondere im Bereich
von Industrie und Gewerbe, wird die Begrenzung der Emissionen oft nur auf-
grund der im Einzel fall gegebenen Verhältnisse erfolgen können (z. B. Raffine-
rien). Zu diesem Zwecke werden die zuständigen Vollziehungsbehörden ermäch-
tigt, unmittelbar auf das Gesetz abgestützte Verfügungen zu erlassen. Soweit der
Vollzug dieses Gesetzes dem Bund obliegt, bestimmt sich die dafür zuständige
Behörde nach Artikel 35 Absatz 2. Für jene Belange, deren Vollzug den Kanto-
nen zufällt, ist die zuständige Behörde in den kantonalen Ausführungsvorschrif-
ten zu bezeichnen.
Artikel 10 Absatz 2 ist also eine gesetzliche Grundlage für den Erlass von Verfü-
gungen. Selbstverständlich ist die Behörde bei der Verfügung von Emissionsbe-
grenzungen an die Kriterien für die Immissionsgrenzwerte und die Kriterien für
die Emissionsbegrenzungen sowie an die weiteren gesetzlichen und insbesondere
verfassungsmässigen Grundsätze (Verhältnismässigkeit) gebunden.

2. Abschnitt: Immissionen

Artikel 11

Wie in den Ausführungen zu Artikel 9 bereits erwähnt wurde, besteht im Kampf
gegen Luftverunreinigungen, Lärm und Erschütterungen das erste Ziel darin, die
Emissionen so weit zu verringern, als dies technisch und betrieblich möglich und
wirtschaftlich tragbar ist. Diese Massnahmen genügen indessen für sich allein
vielfach nicht, einzelne Einwirkungen oder namentlich bestimmte Gesamtbela-
stungen innerhalb unbedenklicher Grenzen zu halten, so dass sich zusätzliche und
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einschneidendere Vorkehren aufdrängen. Diese schärferen Massnahmen sollen
dann einsetzen, wenn die störenden Einwirkungen schädlich oder in erheblichem
Masse lästig sind.

Hiefür wird der Bundesrat Immissionsgrenzwerte festsetzen. Er wird sich dabei
auf erhärtete wissenschaftliche Erkenntnisse sowie auf die allgemeine Erfahrung
abstützen. Dementsprechend müssen die Werte dem Fortschritt der wissenschaft-
lichen Erkenntnisse sowie den veränderten gesellschaftlichen Lebensgewohnhei-
ten angepasst werden. Immissionsgrenzwerte werden unabhängig von der techni-
schen Realisierbarkeit und wirtschaftlichen Tragbarkeit derart festgelegt, dass ein
ausreichender Schutz des Menschen und seiner Umwelt gewährleistet ist.

Irn Gegensatz zu den Emissionsbegrenzungen stellen die Immissionsgrenzwerte
keine unmittelbaren Verhaltensvorschriften für die Inhaber von Anlagen dar. Sie
richten sich vielmehr an die für den Vollzug dieses Gesetzes zuständigen Behör-
den und geben ihnen an, bei welchem Grad der Umweltbelastung sie besondere
Massnahmen zur Behebung schädlicher oder lästiger Einflüsse anordnen müssen.
Die Artikel 12 und 13 enthalten sodann die nötigen gesetzlichen Kriterien für die
Festlegung der Immissionsgrenzwerte für Luftverunreinigungen, Lärm und Er-
schütterungen.

Die Immissionsgrenzwerte sind in allen Fällen vom Bundesrat in Verordnungen
festzusetzen. Abweichende kantonale Immissionsgrenzwerte sind ausgeschlossen
(Art. 55 Abs. 2).

Artikel 12
Im Bereich der Luftreinhaltung (Art. 12) sind für das Festlegen der Grenzwerte
die Auswirkungen von Luftfremdstoffen auf Menschen, Tiere, Pflanzen und Bau-
werke massgebend. Dabei wird entsprechend dem jeweiligen Stand der Wissen-
schaft und der Erfahrung - besonders auch in Anlehnung an ausländische Erfah-
rungen - entschieden. Schon heute lässt sich erkennen, dass kein abschliessender
Katalog von Immissionsgrenzwerten aufgestellt werden kann. Die in Artikel 12
genannten Kriterien sind jedoch auch dann anzuwenden, wenn im Einzelfall kein
Grenzwert festgelegt werden kann ; das wird insbesondere bei den Geruchsimmis-
sionen der Fall sein, da hier einzig auf das Empfinden der unmittelbar betroffe-
nen Bevölkerung abgestellt werden kann.

In erster Linie werden für folgende Luftverunreinigungen Immissionsgrenzwerte
festgelegt werden müssen: Chlorwasserstoff, Fluorwasserstoff, Kohlenmonoxid,
Schwefeldioxid, Stickoxide, Blei, Oxidantien, Schwebestaub und Staubnieder-
schlag. Dabei wird es meist nicht genügen, einen einzigen Wert festzulegen; es
werden in der Regel jeweils zwei Werte nötig sein, von denen einer den Jahresmit-
telwert (für Langzeiteinwirkungen) und der zweite die Spitzenwerte (für Kurzzeit-
einwirkungen) bestimmt.

Im Bereich der Luftreinhaltung ist stets die in Artikel 6 vorgeschriebene gesamt-
hafte Beurteilung der Auswirkungen von Immissionen zu beachten. Viele umwelt-
belastende Stoffe entweichen zuerst in die Luft, gelangen jedoch später allein oder
zusammen mit anderen Stoffen in den Boden. Diesen Zusammenhängen gilt es
bereits beim Festlegen der Grenzwerte für die Luftverunreinigungen Rechnung zu
tragen.
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Artikeln

Die Immissionsgrenzwerte für Lärm lassen sich nicht allein nach objektiven medi-
zinischen Kriterien festlegen: Speziell im Bereich der mittleren Lärmbelastung
spielt zusätzlich die subjektiv empfundene Störung für die Beurteilung der Lästig-
keit eine grosse Rolle. Die von Mensch zu Mensch stark unterschiedliche Emp-
findlichkeit macht es hier praktisch unmöglich, die Grenzwerte so tief anzusetzen,
dass sich bei Immissionen unterhalb dieser Werte niemand mehr gestört fühlt. Er-
fahrungsgemäss fühlt sich selbst bei geringen Lärmimmissionen ein kleiner Pro-
zentsatz der betroffenen Bevölkerung noch immer gestört.

Immissionsgrenzwerte müssen praktischen Bedürfnissen entsprechen und vermö-
gen folglich keinen absoluten Schutz gegen jeden Lärm zu gewährleisten ; sie ver-
hindern jedoch zumindest erhebliche Störungen des Wohlbefindens.

Die nach diesen Kriterien festgelegten Werte werden ungefähr gleich streng sein
wie die bisher in der Schweiz empfohlenen Grenzrichtwerte (vgl. den Bericht der
eidgenössischen Expertenkommission vom 14. Dezember 1962 zum Thema
«Lärmbekämpfung in der Schweiz»), Sie werden nicht von Fall zu Fall für be-
stimmte Situationen festgelegt, sondern anhand der Ergebnisse von Erhebungen
bei repräsentativen Bevölkerungsgruppen oder aufgrund der Erfahrung be-
stimmt.

Die Immissionsgrenzwerte werden nach verschiedenen Gesichtspunkten, insbe-
sondere nach der typischen Nutzung der zu schützenden Gebiete, abgestuft; sie
sind also zum Beispiel für Ruhezonen tiefer als für Wohngebiete, für diese wieder-
um tiefer als für Industriezonen festzulegen. Zudem werden sie auch nach der
Tageszeit abgestuft, und sie können auch nach der Art der Lärmquelle differen-
ziert werden. Die Störung durch Industrie-, Schiess-, Strassen-, Flug- oder Bahn-
lärm wird nämlich selbst dann unterschiedlich empfunden, wenn der Lärmpegel
jeweils gleich hoch ist.

Aus diesen Gründen ist es unmöglich, im Gesetz einen einheitlichen Grenzwert in
Form eines bestimmten Zahlenwertes festzulegen. Die berechtigte Forderung
nach Gleichbehandlung aller Lärmarten bedeutet nicht, dass für alle der gleiche
Wert in Dezibel gilt. Vielmehr müssen die Grenzwerte jeweils denselben Grad der
Störung bestimmen. Dennoch ist nicht vorgesehen, für jede Lärmart ein besonde-
res Grenzwertschema aufzustellen. Einigermassen vergleichbare Lärmarten kön-
nen ohne weiteres anhand eines einzigen Schemas beurteilt werden; die unter-
schiedlichen Störgrade der genannten Lärmarten können dann durch Korrektur-
faktoren berücksichtigt werden. Ein einheitliches Schema erlaubt zudem eine Be-
urteilung des Gesamtlärms im Sinne von Artikel 6.

Erschütterungen werden je nach Dauer, Häufigkeit, Frequenz und Stärke ihres
Auftretens unterschiedlich empfunden, weshalb Grenzwerte entsprechend diffe-
renziert werden müssen. Wie beim Lärm soll auch hier das Wohlbefinden der
Menschen wesentliches Kriterium sein.

Die Grenzwerte, für Erschütterungen sollen in erster Linie die Beurteilung von
dauernden und periodisch wiederkehrenden Einwirkungen (z. B. vorbeifahrende
Züge) erlauben. Für vorübergehende und einzelne seltene Einwirkungen wie Bau-
arbeiten und Sprengungen sind dagegen Sonderregelungen vorgesehen.
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3. Abschnitt: Sanierungen

Artikel 14
Nach Absatz l gelten für bestehende umweltbelastende Anlagen grundsätzlich die
gleichen Anforderungen wie für neue Anlagen. Insbesondere müssen auch ihre
Emissionen so weit herabgesetzt werden, als dies technisch und betrieblich mög-
lich und wirtschaftlich tragbar ist. Allerdings wird die Anwendung dieses Grund-
satzes vielfach nicht zum selben Erfolg führen wie bei Neuanlagen, da bei beste-
henden Anlagen im' Rahmen des wirtschaftlich Tragbaren in der Regel weniger
erreicht werden kann. Die Immissionsgrenzwerte dürfen jedoch auf keinen Fall
überschritten werden, d. h. nötigenfalls muss der Inhaber der Anlage zusätzliche
Massnahmen (Art. 9 Abs. 3) treffen. Dies gilt auch dann, wenn keine Immissions-
grenzwerte (z. B. für Gerüche) festgelegt werden können, die Umweltbelastung
aufgrund der Erfahrungen aber als untragbar gilt.
Gemäss Absatz 2 werden die Sanierungspflichtigen Anlagen, Umfang und Zeit-
raum der Sanierungen sowie das Verfahren grundsätzlich durch Verordnungen
des Bundesrates festgelegt. Diese Anpassungsvorschriften müssen zudem in der
Regel durch Verfügungen konkretisiert werden. Damit wird eine ähnliche Rege-
lung geschaffen, wie sie im Gewässerschutzrecht für die Sanierung von Tankanla-
gen bereits besteht.
Massgebend für den Umfang der erforderlichen Anpassungen ist einerseits die
Dauer, während der eine Anlage voraussichtlich noch betrieben werden soll, und
anderseits das Ausmass der von ihr verursachten Umweltbelastung.

Folgende Stufen von Anpassungsfristen sind vorgesehen:
- Kurzfristige Sanierungen werden nötig sein, wenn eine Anlage den Vorschrif-

ten in krasser Weise nicht genügt oder wenn die Immissionsgrenzwerte in der
Umgebung schon überschritten sind.

- Mittelfristig ist zu sanieren, wenn Vorschriften über die Emissionsbegrenzung
zwar verletzt, die Immissionsgreuzwerte jedoch nicht überschritten sind.

- Langfristige Sanierungen sind erforderlich, wenn Vorschriften über die Emis-
sionsbegrenzung zumindest annähernd erfüllt sind. Denkbar ist ferner, dass eine
Anlage ursprünglich den im Zeitpunkt ihrer Errichtung bestehenden Vorschrif-
ten zur Emissionskontrolle genügte, inzwischen aber schärfere Normen in
Kraft getreten sind: Hier wäre eine kurz- oder eine mittelfristige Sanierung
nicht zuletzt aus Gründen der Rechtssicherheit unzumutbar.

Für lärmerzeugende Anlagen muss eine an sogenannten Alarmwerten ausgerich-
tete Sonderregelung vorgesehen werden, und zwar aus folgendem Grund: Die
Immissionsgrenzwerte, die ja so tief wie möglich anzusetzen sind, sind namentlich
in der Nähe von stark frequentierten Strassen, Eisenbahnlinien oder Flughäfen
erheblich überschritten. Sofern eine Sanierung derartiger Verhältnisse technisch
überhaupt noch möglich ist, wird sie nur im Rahmen längerfristiger Programme
erfolgen können und in der Regel mit beachtlichen finanziellen Aufwendungen
der öffentlichen Hand verbunden sein. Realistisch betrachtet, ist somit die Forde-
rung, den Lärm aller dieser belastenden öffentlichen Anlagen innert kurzer Zeit
unter die Immissionsgrenzwerte zu bringen, nicht erfüllbar. Deshalb sieht das Ge-
setz in Absatz 2 Alarmwerte für Lärmimmissionen vor, die über den Immissions-
grenzwerten liegen. Wie ihr Name sagt, handelt es sich um Werte, die, wenn sie
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überschritten sind, sofortige Massnahmen erfordern, weil die betroffene Bevölke-
rung unmittelbar gefährdet ist. Mit dieser Lösung lassen sich wenigstens die vom
Lärm am schlimmsten betroffenen Gebiete in nützlicher Frist sanieren.

Absatz 3 enthält einen wichtigen Anwendungsfall des Kooperationsprinzips. Den
Inhabern von Anlagen, die saniert werden müssen, wird Gelegenheit geboten, ei-
gene Vorschläge für Sanierungsmassnahmen zu erarbeiten und sie den Behörden
zu unterbreiten, bevor diese eine Verfügung treffen. Zwar ist die für den Vollzug
zuständige Behörde bei ihrer Sanierungsverfügung nicht an den Vorschlag des
Betroffenen gebunden ; sie wird indessen nicht ohne triftige Gründe davon abwei-
chen können. Die Möglichkeit, eigene Vorschläge zur Sanierung einzureichen,
steht naturgemäss nur im Falle von bedeutenden Sanierungsmassnahmen offen.
Zuständig zur Anordnung von Sanierungen sind in der Regel die Behörden, die
zur Verfügung von Emissionsbegrenzungen zuständig sind (vgl. Bemerkungen zu
Art. 10 Abs. 2).
Die in Absatz 4 enthaltene Ermächtigung der mit dem Vollzug beauftragten Be-
hörden, in dringenden Fällen Sanierungen vorsorglich anzuordnen, geht als Son-
derregelung sowohl Absatz 2 als auch dem Kooperationsprinzip in Absatz 3 vor.
Dies bedeutet, dass die Behörden im Einzelfall eine dringliche Sanierung anord-
nen können, ohne den Erlass entsprechender Anpassungsvorschriften durch den
Bundesrat abwarten oder vom Betroffenen Sanierungsvorschläge einholen zu
müssen. Als Sonderregelung mit einschneidendem Charakter gilt diese Ermächti-
gung in jedem Fall nur für Sanierungen, die nicht ohne Gefahren für die Bevölke-
rung und die natürliche Umwelt hinausgeschoben werden können.

Artikel 15

In den Erläuterungen zu Artikel 14 wurde die Notwendigkeit begründet, die Sa-
nierungspflicht für öffentliche Anlagen beim Lärm nicht in jedem Fall schon an
einen Grenzwert, sondern ausnahmsweise erst an einen Alarmwert zu knüpfen.

Tatsächlich liegt die Lärmbelastung an einigen Orten bereits heute wesentlich
über den voraussichtlichen Immissionsgrenzwerten. Damit die Bevölkerung vor
den negativen Auswirkungen dieser Lärmbelastung bewahrt werden kann, müs-
sen diese Zustände möglichst rasch saniert werden.

Überschreiten die Immissionen von privaten Anlagen die Alarmwerte und erweist
sich eine entsprechende Anpassung als unmöglich, so müssen diese Anlagen still-
gelegt werden. Anders verhält es sich dagegen bei gewissen öffentlichen oder kon-
zessionierten Anlagen, an deren Weiterbetrieb ein überwiegendes Interesse selbst
dann besteht, wenn die Alarmwerte überschritten sind. Es handelt sich hier ledig-
lich um ortsfeste Einrichtungen, namentlich Flugplätze, Eisenbahnanlagen und
vor allem Strassen. Selbstverständlich untersteht auch der Eigentümer solcher
Anlagen - insbesondere das Gemeinwesen - der Pflicht zur Sanierung. Verschie-
dene Umstände betrieblicher oder technischer Art, die besonderen örtlichen Ge-
gebenheiten, Forderungen der Ästhetik (Schallschutzwände) oder andere Gründe
können indessen eine Sanierung entweder verunmöglichen oder zumindest derart
verteuern, dass der Aufwand in keinem Verhältnis mehr zum Erfolg stünde.

In solchen Fällen muss anstelle der Sanierung an der Quelle eine Ersatzlösung in
Form passiver Massnahmen an den betroffenen Gebäuden gewählt werden
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(Abs. 1). Im Vordergrund steht hier der Einbau von Schallschutzfenstern, doch
sind auch andere Massnahmen wie verstärkte Wände, Schutzwälle oder Änderun-
gen in der Raumnutzung denkbar. Diese Abkehr vom Prinzip der Ursachenbe-
kämpfung stellt keine ideale Lösung dar und ist deshalb auf die äussersten Fälle
zu beschränken: Passiver Schallschutz ist nur anzuordnen, wenn direkte Mass-
nahmen zur Herabsetzung der Lännimmissionen unmöglich oder ungenügend
oder nur mit unverantwortlichem finanziellen Aufwand zu realisieren wären. Den
Nachweis hiefür hat der Eigentümer der lärmigen Anlage zu erbringen.

Als Schutzobjekte sind ausdrücklich Räume genannt, die dem längeren Aufent-
halt von Personen dienen, also Wohn- und Geschäftsräume sowie ähnlich ge-
nutzte Räume in Schulen, Spitälern, Anstalten oder Heimen. In der Regel wird
der Einbau von Schallschutzfenstern in jenen Räumen genügen, die der Lärm-
quelle direkt zugewandt sind. Ob diese von den Hauseigentümern selbst oder von
Mietern bewohnt werden, ist ohne Belang.

Passive Schallschutzmassnahmen aufgrund von Artikel 15 werden stets von der
Behörde angeordnet; der Eigentümer der betroffenen Räume muss sie jedoch
ausführen lassen (Abs. 1). Das Verursacherprinzip wird dennoch gewahrt, indem
die Kosten für behördlich angeordnete passive Massnahmen zum Schallschutz
vom Eigentümer der lärmigen Anlage ersetzt werden müssen (Abs. 2). Sind meh-
rere Anlagen verschiedener Eigentümer für die Überschreitung des Alarmwertes
verantwortlich (z. B. Strasse und Eisenbahn oder Strasse und Flughafen usw.), so
sind die Kosten im Verhältnis des Anteils an der Gesamtbelastung auf die Eigen-
tümer aufzuteilen.

Die Pflicht zum Kostenersatz entfällt, wenn der Eigentümer der lärmverursachen-
den Anlage nachweisen kann, dass die Grenzwerte für Lärmimmissionen für das
vom Lärm betroffene Gebäude im Zeitpunkt der Baueingabe bereits überschrit-
ten waren oder das Projekt für die lärmige Anlage entsprechend seinem heutigen
Ausbau- und Nutzungsgrad bereits öffentlich aufgelegt war.

Artikel 16
Bestehen aufgrund von Artikel 14 Absatz 2 für einzelne Typen von Anlagen bun-
desrätliche Bestimmungen über das Mass und die Fristen zur Anpassung, so trifft
die Pflicht zur Sanierung solcher Anlagen alle Eigentümer in gleicher Weise. Vor
dem Erlass solcher Vorschriften hat der Bundesrat die Verhältnisse in der betrof-
fenen Branche zu berücksichtigen. Eine undifferenzierte Anwendung der Sanie-
rungsvorschriften könnte aber dennoch zu Härtefällen führen. Für den Fall, dass
die Kosten der verfügten Massnahmen im Einzelfall in krassem Missverhältnis
zur erwarteten Verbesserung der Umweltqualität stünden oder aufgrund der
schlechten Ertragslage eines Unternehmens nicht verkraftet werden könnten,
kann deshalb die Behörde individuelle Erleichterungen gewähren (Abs. l).

Gemäss Absatz 2 bestehen allerdings für derartige Erleichterungen absolute Gren-
zen: Sind die Immissionsgrenzwerte - bzw. beim Lärm die Alarmwerte - über-
schritten, so sind Erleichterungen ausgeschlossen. Im Unterschied zum heute gül-
tigen Artikel 6 des Arbeitsgesetzes, wonach die wirtschaftlichen Verhältnisse in je-
dem Fall zu würdigen sind, spielen wirtschaftliche Überlegungen nach der neuen
Regelung nur so lange eine Rolle, als die Immissionen die zulässigen Höchstwerte
nicht übersteigen.
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Artikeln
Es liegt auf der Hand, dass der Bundesrat für die Sanierung nach Artikel 14 ver-
hältnismässig lange Übergangsfristen vorsehen muss. Artikel 17 schreibt nun aber
für Anlagen, die vor Ablauf dieser Fristen umgebaut oder erweitert werden, die
gleichzeitige Sanierung vor. Dies empfiehlt sich schon allein deswegen, weil die
Kosten für eine Sanierung bedeutend niedriger sind, wenn diese in einem Zug mit
einem Umbau oder einer Erweiterung durchgeführt werden kann. Anlagen, die
umgebaut oder erweitert werden, müssen grundsätzlich den gleichen Anforderun-
gen genügen wie neue Anlagen. Erleichterungen, wie sie für die Sanierung alter
Anlagen gewährt werden können, sollen hier, von Härtefällen abgesehen, wegfal-
len. Diese Regelung drängt sich aus Gründen der Wettbewerbsneutralität auf. Sie
verhindert nämlich, dass die strengeren Vorschriften für den Bau neuer Anlagen
durch den Umbau oder die Erweiterung bestehender Anlagen umgangen wer-
den.

Artikel 17 gilt nur für den Umbau solcher Anlageteile, die sanierungsbedürftig
sind oder mit den sanierungsbedürftigen Teilen der Anlage in engem Zusammen-
hang stehen. Werden andere Gebäudeteile wie zum Beispiel Verwaltungsgebäude
oder Kantinen umgebaut, findet Artikel 17 keine Anwendung. Die für Umbauten
geltende Sanierungspflicht darf die Investitionstätigkeit nicht lahmen und soll den
Verbesserungs- und Rationalisierungsmassnahmen .der Industrie nicht entgegen-
wirken.

4. Abschnitt:
Zusätzliche Vorschriften für den Schutz vor Lärm und Erschütterungen

Artikel 18
Die ungenügende Schallisolation bei Neubauten bildet einen der häufigsten
Gründe für die Beschwerden bei kantonalen und kommunalen Lärmbekämp-
fungsstellen, Baubehörden und anderen Amtsstellen. Dieses Problem wurde
schon in der Botschaft des Bundesrates zum Verfassungsartikel hervorgehoben.
Da auch in der Zwischenzeit nur wenige Gemeinden und Kantone für Neubauten
einen Mindestschallschutz vorgeschrieben haben, kann der Bund nicht länger von
einer gesamtschweizerischen Regelung absehen. Ausreichende Schallisolationen
bei Neubauten bilden einen bedeutenden praktischen Anwendungsfall des Vor-
sorgeprinzips und tragen oft gleichzeitig zu einer besseren Wärmeisolation bei.
Mit wenig Aufwand kann somit in einem Zug ein Beitrag zur Lärmbekämpfung,
zur Luftreinhaltung und zur Energieeinsparung erzielt werden.

Absatz l schreibt deshalb dem Bauherrn vor, bestimmte bauliche Mindestanfor-
derungen einzuhalten, wenn das Gebäude dem längeren Aufenthalt von Personen
dienen soll. Welche Kategorien von Gebäuden durch diese Umschreibung erfasst
werden, wurde bereits im Zusammenhang mit Artikel 15 dargestellt. Da sowohl
gegen den Aussenlärm wie auch gegen den Innenlärm ein besserer Schutz erreicht
werden soll, sind nicht nur für die Aussenhülle des Gebäudes, sondern auch für
Trennwände und Decken Mindestvorschriften aufzustellen.

Ebenso störend wie Lärm sind Erschütterungen. Auch hier verlangt das Vorsor-
geprinzip, dass bei Neubauten ein angemessener Mindestschutz vorgesehen wird.
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Dieser wird nach Absatz 2 vom Bundesrat bestimmt. Bei der Ausarbeitung dieser
Vorschriften wird man sich in der Regel auf die Erfahrungen mit den Normen
des Schweizerischen Ingenieur- und Architektenvereins (SIA) stützen können.

Den Kantonen steht es frei, die vom Bundesrat erlassenen Mindestanforderungen
durch eigene Vorschriften zu ergänzen oder zu verschärfen.

Vorbemerkung zu den Artikeln 19-22

Ein wirksames Konzept zur Lärmbekämpfung kann sich nicht in Bestimmungen
zur Herabsetzung des Lärms an der Quelle erschöpfen. Eine Vielzahl menschli-
cher Aktivitäten wird zwangsläufig stets mit erhöhter Lärmentwicklung verbun-
den bleiben. Ebenso wichtig wie Massnahmen an der Quelle zu treffen, ist es des-
halb, durch Planung lärmige Tätigkeiten von Wohngebieten fernzuhalten oder
zumindest das Wohnen in der Umgebung besonders lärmiger Anlagen zu verhin-
dern.

Gewisse neue Wohnsiedlungen entlang von Hochleistungsstrassen oder im Be-
reich der An- und Abflugschneisen von Flughäfen haben die Folgen mangelhafter
Planung deutlich gemacht. Wichtigstes Instrument zur Verhinderung solcher
Fehlplanungen ist die Raumplanung: Neue Bauzonen - namentlich Wohnzonen
- sollen in lärmbelasteten Gebieten gar nicht erst ausgeschieden werden, und be-
stehende lärmige Bauzonen sollen soweit als möglich in andere Nutzungszonen
umgewandelt werden. Das Umweltschutzgesetz beschränkt sich hier darauf, die
Raumplanung zu ergänzen.

Artikel 19

Artikel 19 verhindert, dass neue Gebäude in Gebieten erstellt werden, in denen
die Immissionsgrenzwerte bereits überschritten sind.

Absatz l richtet sich an die Baubewilligungsbehörden. Er verbietet ihnen, die Er-
richtung eines Gebäudes zu bewilligen, das Immissionen ausgesetzt würde, die
über den Grenzwerten für die entsprechende Zone liegen. Dieses Verbot gilt je-
doch nicht uneingeschränkt: Zunächst ist daraufhinzuweisen, dass es Fälle gibt,
in denen durch besondere Massnahmen der Projektgestaltung (z. B. durch den
Bau eines Schutzwalles) die Immissionen auf einer Parzelle unter die Grenzwerte
herabgesetzt und dadurch die Voraussetzungen zur Bewilligungserteilung nach-
träglich geschaffen werden können. Ferner erlaubt Absatz 2, auf baureif erschlos-
senen Grundstücken trotz einer Überschreitung der Grenzwerte Gebäude zu er-
richten, die infolge ihrer besonderen Nutzung weniger vor Lärm geschützt wer-
den müssen als solche, die dem dauernden Aufenthalt von Personen dienen (z. B.
Lagerhäuser, Einstellhallen, Magazine, Garagen, Parkplätze oder Geräteschup-
pen). Eine Grenze ist hier erst durch den Alarmwert gesetzt; wird dieser über-
schritten, so gilt bis zur Sanierung ein Bauverbot. Die Frage, ob dem Grund-
eigentümer deswegen eine Entschädigung zusteht, richtet sich nach den allgemeinen
Regeln über die materielle Enteignung.

Artikel 20

Grenz- und Alarmwerte geben bei den Lärmimmissionen die Grenzen der Belast-
barkeit an und sind somit in erster Linie Sicherheitswerte. Im Sinne des Vorsor-
geprinzips müssen aber der Planung strengere Werte für den zulässigen Lärm
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zugrunde gelegt werden. Dadurch lässt sich ein Ansteigen des Lärmpegels bis zur
Lästigkeitsgrenze verhindern, selbst wenn zu den bereits vorhandenen Anlagen
später noch weitere Lärmquellen hinzukommen sollten. Diesem Zweck dienen die
vom Bund festzulegenden Planungswerte, die voraussichtlich etwa 5 oder 10 De-
zibel unter den entsprechenden Immissionsgrenzwerten liegen werden. Von diesen
Werten ist zunächst ganz allgemein bei der Ausscheidung neuer Wohngebiete
(Art. 21), daneben aber auch bei jeder einzelnen Bewilligung zur Errichtung einer
ortsfesten Anlage, auszugehen (Art. 22).

Artikel 21
Diese Bestimmung richtet sich an die für die Ortsplanung zuständigen Behörden.
Sie konkretisiert den allgemein anerkannten Planungsgrundsatz, wonach Wohn-
gebiete vor schädlichen und lästigen Einwirkungen zu verschonen sind. Dieser
Forderung, die auch im Bundesgesetz über die Raumplanung erhoben wird
(Art. 3 Abs. 3 Bst. b), kann am ehesten entsprochen werden, wenn neue Zonen
für Gebäude, die dem dauernden Aufenthalt von Personen dienen, nur dort aus-
geschieden werden, wo die Planungswerte gemäss Artikel 20 nicht bereits über-
schritten sind.

Artikel 22
Neue ortsfeste Anlagen sind so zu gestalten, dass die von ihnen allein ausgehen-,
den Emissionen auf den benachbarten Grundstücken keine Immissionen über
dem Planungswert bewirken. Dasselbe gilt für wesentliche Umbauten oder Erwei-
terungen bestehender Anlagen. Wo die Zulassungsbehörde dies nicht ohne weite-
res zu beurteilen vermag, kann sie eine Immissionsprognose verlangen; die heuti-
gen Modelle zur Bestimmung der Lärmausbreitung gestatten es nämlich sehr oft,
bereits aufgrund der Emissionsdaten die künftige Belastung des umliegenden Ge-
bietes vorauszuberechnen (Abs. 1).

Absatz2 stellt diese Regelung ausdrücklich unter einen Vorbehalt: Weist der Ge-
suchstelìer nach, dass die Erstellung einer geplanten Anlage im überwiegenden öf-
fentlichen Interesse liegt und dass die Einhaltung der Planungswerte im betreffen-
den Fall schwere technische oder betriebliche Schwierigkeiten bieten oder einen
unverhältnismässigen finanziellen Aufwand erfordern würde, kann die Behörde
Erleichterungen gewähren. Sie sollte von dieser Ausnahmeklausel allerdings nur
zurückhaltend Gebrauch machen, denn solche Erleichterungen können bewirken,
dass dafür an spätere Anlagen entsprechend strengere Anforderungen gestellt
werden müssen. Selbstverständlich dürfen solche Ausnahmen nicht dazu führen,
dass die Grenzwerte in der Umgebung überschritten werden. Auch hier kann al-
lenfalls eine Lärmprognose verlangt werden.

Geplanten öffentlichen oder konzessionierten ortsfesten Anlagen sind ebenfalls
zunächst die Planungswerte und nur in Ausnahmefallen die Grenzwerte zugrunde
zu legen. Ähnlich wie bei der Sanierung (Art. 15) kann allerdings das überwie-
gende öffentliche Interesse weitergehende Ausnahmen rechtfertigen. Liesse sich
beispielsweise aus technischen, betrieblichen oder ähnlichen Gründen eine Über-
schreitung der Grenzwerte nicht überall oder nur mit unverhältnismässigem Auf-
wand vermeiden, so dürfte die Anlage errichtet werden, sofern zumindest der
Alarmwert nicht erreicht wird (Abs. 3).
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Im Unterschied zu den Bestimmungen über die Sanierung öffentlicher oder kon-
zessionierter Anlagen müssen hier allerdings auf Kosten der Inhaber der lärmigen
Anlage bereits bei Immissionen oberhalb der Grenzwerte Schallschutzmassnah-
men bei den umliegenden Gebäuden getroffen werden.

Zweites Kapitel : Umweltgefährdende Stoffe

Vorbemerkung zu den Artikeln 23-26
In den letzten Jahrzehnten begann die Industrie, mit einer Vielzahl von neuen
chemischen Stoffen zu arbeiten und mannigfaltige neue chemische Verbindungen
zu erzeugen. Viele dieser Stoffe gelangen bei ihrer Herstellung, bei ihrer Anwen-
dung oder aber als Abfälle auf den verschiedensten Wegen in die Umwelt: Biswei-
len geraten .sie in weltweite Kreisläufe der Natur und können durch chemische
Umwandlungen ihre Eigenschaften verändern. So können heute gewisse Chemi-
kalien in Wasser, Boden oder Luft und selbst in Lebewesen überall auf der Erde
nachgewiesen werden, obwohl sie nur an ganz bestimmten Orten verwendet wor-
den sind.
Die Auswirkungen der chemischen Stoffe auf Menschen. Tiere und Pflanzen sind
nur zum Teil bekannt, zum Teil lassen sie sich lediglich vermuten. Der einzelne
Mensch kann sich den Einflüssen dieser Stoffe nicht entziehen und ist gezwungen,
sie mit der Nahrung aufzunehmen. Handelt es sich vielfach auch nur um geringe
Mengen, so ist er ihnen doch oft über längere Zeit ausgesetzt. Häufig werden
nachteilige Auswirkungen erst nach jahrelanger Einwirkungsdauer erkannt. Be-
sonders gefährlich sind Substanzen, die - dauernd in kleinen Mengen aufgenom-
men - langfristig zu Krebserkrankungen, embryonalen Missbildungen oder gene-
tischen Schäden führen.
Daher muss die Umweltverträglichkeit von chemischen Stoffen und Erzeugnis-
sen, die in die Umwelt gelangen können, rechtzeitig und zuverlässig abgeklärt
und kontrolliert werden. Für diese wichtige Aufgabe fehlen indessen heute die er-
forderlichen gesetzlichen Grundlagen. Weder das Giftgesetz noch die anderweiti-
gen Bestimmungen des Bundesrechts über chemische Stoffe reichen als Grund-
lage für eine umfassende Berücksichtigung der ökologischen Aspekte aus. Zwar
ist namentlich durch das Giftgesetz bereits eine äusserst nützliche Klassifizierung
vieler Stoffe erreicht worden. Das Giftgesetz erfasst jedoch nur die Gefährdung
von Mensch und Tier durch den direkten Umgang mit Stoffen. Langfristige Ge-
fährdungen, die durch die Anreicherung von Stoffen im Kreislauf der Natur ent-
stehen, unerwünschte Schädigungen von Pflanzen und mittelbare Gefährdungen,
zum Beispiel durch Veränderung der Ozonschicht, werden vom Giftgesetz nicht
erfasst. Das Giftgesetz ermöglicht somit einen ausgezeichneten Schutz des Indivi-
duums, reicht aber für den angestrebten umfassenden Schutz der Umwelt und
den Schutz des Menschen gegen mittelbare Gefährdungen nicht aus. Um auch
diesen Schutz gewährleisten zu können, muss eine Reihe weiterer Eigenschaften
der Stoffe untersucht und beurteilt werden. Dazu gehören beispielsweise die Ab-
baubarkeit, die Bildung von Folgeprodukten, die Möglichkeit einer Anreicherung
in der belebten und unbelebten Umwelt, die Schädlichkeit für repräsentative Tier-
und Pflanzenarten und die Schädlichkeit für Menschen und Säugetiere bei lang-
fristiger Aufnahme kleiner Mengen über die Umwelt. Die in diesem Bereich be-
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stehende Lücke in der Gesetzgebung wird nun durch die Vorschriften dieses Ka-
pitels gefüllt.

Überdies unterscheiden sich die vom Giftgesetz vorgesehenen Verhaltensvor-
schriften von denen des Umweltschutzgesetzes. Das Giftgesetz schränkt insbeson-
dere durch die verschiedenen Giftklassen und die verschiedenen Bewilligungen
zum Verkehr mit Giften den Personenkreis ein, der mit Giften umgehen darf.
Das Umweltschutzgesetz hingegen setzt sich zum Ziel, die Verwendung in einer
allgemeineren Art zu regeln und zu verhindern, dass Stoffe falsch, d. h. umwelt-
schädlich, verwendet werden.

Ausgangspunkt für die gesetzliche Regelung ist die Definition des Begriffs der
«Stoffe» in Artikel 5 Absatz 5: Nicht alle chemischen Stoffe sind danach Gegen-
stand der gesetzlichen Regelung, sondern bloss solche, die direkt oder indirekt zu
biologischen Veränderungen führen können. Dazu gehören neben gewissen
Grundstoffen (d. h. chemischen Elementen und ihren Verbindungen) auch viele
Erzeugnisse (d. h. Gemische von Grundstoffen und Gegenstände, die Grundstoffe
oder Gemische enthalten), sofern sie nicht von Anlagen in die Luft oder ins Was-
ser abgeleitet werden oder als Abfälle anfallen.

Ein umfassendes staatliches Kontrollverfahren, in dem jeder Grundstoff und je-
des Erzeugnis einzeln geprüft würde, ist weder möglich noch notwendig. Viel-
mehr drängt sich eine vernünftige Beschränkung auf das heute Realisierbare und
unbedingt Erforderliche auf. Das Gesetz sieht ein stufenweises Vorgehen vor:
- Zunächst werden die Hersteller und die Importeure zu einer Selbstkontrolle ih-

rer Produkte verpflichtet (Art. 23). Sie haben sich eingehend darüber zu verge-
wissern, inwieweit die von ihnen vertriebenen Grundstoffe und Erzeugnisse
eine Gefahr für die Umwelt darstellen.

- Damit auch die umweltgerechte Verwendung bestimmter Produkte beim Kon-
sumenten sichergestellt ist, werden die Hersteller und die Importeure zudem
verpflichtet, Grundstoffe und Erzeugnisse mit einer Gebrauchsanweisung zu
versehen, wenn mit unzulässigen Anwendungen gerechnet werden muss
(Art. 24) ; dem entspricht auf der Gegenseite die Verpflichtung des Konsumen-
ten, solche Produkte umweltgerecht zu verwenden und allfällige Gebrauchsan-
weisungen zu beachten (Art. 25).

- Schliesslich kann der Bundesrat an bestimmte Stoffe oder Stoffgruppen, deren
Eigenschaften, Anwendungsweise oder Verbrauchsmenge eine Umweltgefähr-
dung direkt erwarten lassen, besondere Anforderungen stellen und nötigenfalls
Verbote erlassen (Art. 26).

Ein Verbot wird nur dann ausgesprochen, wenn sich erhebliche Umweltschäden
auf keine andere Weise vermeiden lassen. Da die Umweltgefährlichkeit eines
Stoffes sehr stark von der Art seiner Verwendung abhängt, wird es in der Regel
genügen, wenn seine Verwendung für ganz bestimmte Zwecke untersagt wird. Es
kann jedoch nicht vollständig ausgeschlossen werden, dass in vereinzelten Fällen
die Bevölkerung oder die natürliche Umwelt nur durch ein umfassendes Verbot
ausreichend geschützt werden kann.

Diese abgestufte Regelung ermöglicht es, die Anliegen des Umweltschutzes auf
dem kaum noch zu überblickenden Gebiet der chemischen Stoffe ohne grösseren
Verwaltungsaufwand zu verwirklichen.
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Der Vollzug der Bestimmungen über Stoffe obliegt nach Artikel 35 weitgehend
den Bundesbehörden; für gewisse Teilaufgaben können die Kantone beigezogen
werden. Die Bundesbehörden sind insbesondere für jene Aufgaben zuständig, für
die eine einheitliche Vollzugsregelung unerlässlich oder zweckmässig ist.

Das Bundesamt für Gesundheitswesen und die landwirtschaftlichen Versuchsan-
stalten, die schon heute in ihrem Sachbereich Kontrollen durchführen, werden
zusätzliche Aufgaben nach diesem Gesetz übernehmen. Soweit zweckmässig wer-
den bestimmte Vollzugsaufgaben der Zuständigkeit des Bundesamtes für Um-
weltschutz unterstellt und bestehende Vollzugskompetenzen von Bundesstellen
neu geordnet.

Artikel 23
Nach Absatz l sind Hersteller und Importeure dafür verantwortlich, dass umwelt-
gefährdende Stoffe nur für Verwendungen in den Verkehr gebracht werden, wel-
che die Umwelt nicht gefährden.
Aufgrund von Absatz 2 haben sie deshalb die Pflicht, durch eine Selbstkontrolle
abzuklären, welche Auswirkungen von der Verwendung solcher Stoffe zu erwar-
ten sind.
Bei der Selbstkontrolle muss der Hersteller oder der Importeur prüfen, welche
Mengen eines Stoffes bei verschiedenen Anwendungsbedingungen und Anwen-
dungsarten voraussichtlich in die Umwelt gelangen können, wie der Stoff sich
dort verhält und mit welchen nachteiligen Wirkungen gerechnet werden muss.

Bei der Beurteilung der Auswirkungen müssen insbesondere folgende Gesichts-
punkte berücksichtigt werden:
- die chemischen, biologischen und physikalischen Eigenschaften eines Stoffes ;
- die Ausbreitung und das Verhalten des Stoffes in der Umwelt (z. B. Abbaubar-

keit, Anreicherung, Umwandlung in gefährliche Folgeprodukte, Wechselwir-
kungen mit anderen Stoffen) ;

- die Gefährlichkeit des Stoffes für Tiere und Pflanzen sowie ihre Lebensräume
und Lebensgemeinschaften;

- die Gefährlichkeit für die menschliche Gesundheit zufolge Anreicherung in der
Nahrungskette.

Wie weit die Selbstkontrolle gehen soll, muss entsprechend den unterschiedlichen
Eigenschaften, Anwendungsarten und verwendeten Mengen sorgfältig abgewogen
werden. Wir beabsichtigen, hiezu Richtlinien zu erlassen.

Ist beispielsweise sichergestellt, dass ein Stoff durch die Art der Verwendung
praktisch nicht in die Umwelt gelangen kann (z. B. geschlossener Kreislauf, um-
weltgerechte Beseitigung nach Gebrauch), so muss die Selbstkontrolle weniger
weit gehen oder kann sogar entfallen.

Erleichtert wird die Selbstkontrolle ebenfalls für Stoffe mit beschränkter Anwen-
dung. Beispiele hiefür sind Stoffe, die nur in Forschung und Entwicklung Anwen-
dung finden oder die nur als .Zwischenprodukte in chemischen Fabrikationspro-
zessen auftreten.

Im weiteren können bereits vorhandene Untersuchungsergebnisse genutzt wer-
den. Ist ein Stoff bereits ausreichend untersucht worden, so wird es in der Regel
genügen, das bestehende Datenmaterial zusammenzustellen und auszuwerten.
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^Stoffe, die einer eingehenderen Untersuchung bedürfen, sollen mit möglichst ein-
fachen, aber dennoch aussagekräftigen Kontrollmethoden geprüft werden. So
gibt beispielsweise schon allein die Bestimmung der Fett- und der Wasserlöslich-
keit eines Stoffes bereits wichtige Hinweise auf den Grad seiner Anreicherung in
der belebten und unbelebten Natur. Aufgrund neuerer Erlasse über umweltge-
fährdende Stoffe in verschiedenen Ländern (z. B. Kanada, USA, Japan, Schwe-
den, Norwegen und Frankreich) macht die Entwicklung allgemein gültiger Me-
thoden zur Untersuchung und Beurteilung der Umweltgefährlichkeit von Stoffen
zudem grosse Fortschritte, so dass die Pflicht zur Selbstkontrolle bei einer grqs-
sen Zahl chemischer Produkte, die auch im Ausland vertrieben werden, keine we-
sentliche Mehrbelastung mit sich bringt.

Mit Ausnahme jener Grundstoffe und Erzeugnisse, für die nach Artikel 26 beson-
dere Vorschriften erlassen werden müssen, bleibt die behördliche Kontrolle auf
Stichproben durch das Bundesamt für Umweltschutz beschränkt. Die Hersteller
oder die Importeure müssen in der Lage sein, ihre Abklärungen aktenmässig zu
belegen (vgl. Art. 40).

Viele Stoffe (namentlich Grundstoffe) werden von einigen wenigen Produzenten
in grossen Mengen hergestellt und danach in anderen Betrieben weiterverarbeitet,
so dass am Endprodukt mehrere Hersteller beteiligt sind. Die Pflicht zur Selbst-
kontrolle obliegt grundsätzlich jedem Hersteller eines Stoffes, unabhängig davon,
ob dieser Stoff als Endprodukt direkt in den Handel gebracht oder als Zwischen-
produkt anderswo weiterverarbeitet wird. In der Praxis werden allerdings die
grundlegenden Daten zur Hauptsache vom ersten Hersteller erarbeitet, der sie
beim Verkauf seines Produktes an die nachfolgenden Produzenten weitergibt. Sa-
che der weiteren Abnehmer ist es, zu prüfen, ob für ihre speziellen Belange Er-
gänzungen nötig sind. Gestützt auf die Übergangsbestimmungen in Artikel 53
werden Hersteller und Importeure im übrigen genügend Zeit für die im Rahmen
der Selbstkontrolle erforderlichen Abklärungen erhalten.

Artikel 24

Gebrauchsanweisungen sind immer dann erforderlich, wenn nicht im vornherein
mit Sicherheit auszuschliessen ist, dass die Verwendung oder die Beseitigung eines
Grundstoffes oder eines Erzeugnisses zu schädlichen Auswirkungen auf Men-
schen, Tiere oder Pflanzen führt. Ob für einen Stoff eine Gebrauchsanweisung
nötig ist, ermittelt der Hersteller oder der Importeur gestützt auf die Ergebnisse
der Selbstkontrolle nach Artikel 23.

Die Gebrauchsanweisungen müssen alle Angaben enthalten, die dem Verbrau-
cher die umweltgerechte Verwendung ermöglichen. Dazu gehören vor allem die
nötigen Aufschlüsse über die zulässigen Verwendungsarten, über die kleinste zur
Erfüllung des angestrebten Zwecks ausreichende Menge, über ökologisch bedeut-
same Nebenwirkungen sowie über die Möglichkeiten zur umweltgerechten Besei-
tigung. Die Konkretisierung von Artikel 24 ist Sache der Ausführungsverord-
nung. Für die richtige und vollständige Gebrauchsanweisung ist der Hersteller
bzw. der Importeur eines Stoffes oder Produktes verantwortlich. Eine Bewilli-
gungs- oder Meldepflicht für Gebrauchsanweisungen ist nicht vorgesehen; die
Kontrolle wird sich auf Stichproben beschränken.
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Artikel 25
Absatz l ist eine Verhaltensvorschrift, die jedermann befolgen muss, der Stoffe
lagert oder verwendet. Verpflichtet sind also Hersteller. Zwischenhändler und
Konsumenten. Die umweltgerechte Verwendung und Lagerung schliesst ein, dass
auch jede Gefährdung durch allfâllige Folgeprodukte aufgrund chemischer Um-
wandlungen oder Verbindungen mit anderen Stoffen in der Umwelt verhindert
wird. Schliesslich verbietet Absatz l die Verwendung eines Stoffes, wenn dabei
Abfälle entstehen, die eine Gefahr für den Menschen und seine natürliche Um-
welt darstellen können.

Der Umfang der erforderlichen Sorgfaltspflicht ist allerdings je nach den konkre-
ten Umständen und je nach den Kenntnissen des dafür Verantwortlichen unter-
schiedlich. Pflichtwidrig handelt somit nur, wer nicht die nach den Umständen
und seinen persönlichen Voraussetzungen gebotene Vorsicht walten lässt. Wer
beispielsweise nur gelegentlich und nur in geringen Mengen Stoffe verwendet
oder lagert, ist zu weniger aufwendigen Massnahmen verpflichtet als der Herstel-
ler. Zu berücksichtigen sind aber auch die Anordnungen eines allfälligen Vorge-
setzten. Für die Beurteilung der Sorgfalt des Betroffenen muss insbesondere auf
seine Fähigkeiten, seine Ausbildung sowie seinen Beruf abgestellt werden. Privat-
personen - aber auch gewerbliche Kleinverbraucher -, die nur über geringe oder
überhaupt keine naturwissenschaftlichen Fachkenntnisse verfügen, sind beispiels-
weise darauf angewiesen, dass der Hersteller oder Importeur im Rahmen der
Selbstkontrolle die erforderlichen Abklärungen bereits vor dem Inverkehrbringen
des Produktes vorgenommen (Art. 23) und die Verpackung mit den nötigen An-
gaben versehen hat (Art. 24). Die Sorgfaltspflicht kann hier nicht über die genaue
Befolgung der Gebrauchsanweisung hinausgehen, es sei denn, diese enthalte
Mängel oder Fehler, die für den Anwender offensichtlich erkennbar sind. Anders
liegen die Verhältnisse dagegen bei Betrieben, die selbst hergestellte Stoffe ver-
wenden oder Stoffe verarbeiten, die sie für einen nicht näher bezeichneten Zweck
bezogen und deshalb auch ohne Gebrauchsanweisung erhalten haben. Von den
verantwortlichen Organen der Unternehmung darf erwartet werden, dass sie auf-
grund ihrer besonderen Kenntnisse und erweiterten Möglichkeiten die Umwelt-
auswirkungen solcher Stoffe mit erhöhter Sorgfalt beurteilen.

Absatz 2 stellt das Gegenstück zu Artikel 24 dar, indem er die Konsumenten ver-
pflichtet, allfällige Gebrauchsanweisungen tatsächlich zu befolgen.

Artikel 26
Über Stoffe oder Stoffgruppen, die infolge ihrer Eigenschaften, ihrer Verwen-
dungsart oder ihrer Verbrauchsmenge die Umwelt oder mittelbar auch den Men-
schen in besonderem Masse gefährden können, wird der Bundesrat spezielle Vor-
schriften erlassen (Abs. 1). Nach dem heutigen Stand der Wissenschaft und der
Erfahrung betrifft dies die in Absatz 2 unter Buchstaben a und b genannten Stoff-
kategorien. Es ist jedoch nicht auszuschliessen, dass später für weitere Gruppen
besonders umweltgefährdender Stoffe ebenfalls Vorschriften erlassen werden
müssen.
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Absatz 2 Buchstabe a

Die Möglichkeit einer Umweltgefährdung ist besonders gross bei Stoffen, die bei
ihrem Gebrauch unmittelbar in die Umwelt gelangen, so zum Beispiel bei Pflan-
zenschutz-, Vorratsschutz- und Holzschutzmitteln, Düngern, Streusalzen oder
Treibgasen. Die Anforderungen an solche Produkte sowie die bei ihrer Verwen-
dung zu beachtenden Regeln sind heute erst zu einem Teil durch Vorschriften ge-
ordnet.

Die gewerbsmässig in Verkehr gebrachten landwirtschaftlichen Hilfsstoffe (z. B.
Düngemittel oder Mittel zum Pflanzenschutz und zur Unkrautvertilgung) werden
nach Artikel 70 des Landwirtschaftsgesetzes kontrolliert. Soweit das Inverkehr-
bringen dieser Stoffe einer Bewilligungspflicht unterstellt ist, wird die Bewilligung
bereits nach heutigen Recht nur erteilt, wenn der vorschriftsgemässe Gebrauch
des betreffenden Hilfsstoffes keine wesentlichen nachteiligen Nebenwirkungen
zur Folge hat. Bei der Beurteilung werden auch die Wirkungen auf die Umwelt in
gewissem Masse mitberücksichtigt. Zurzeit fehlt es indessen noch an der klaren
gesetzlichen Grundlage, die es ermöglichen würde, den Anwender von landwirt-
schaftlichen Hilfsstoffen zu verpflichten, die Angaben über den Anwendungsbe-
reich sowie allfallige weitere im Interesse des Umweltschutzes notwendige Vefhal-
tensvorschriften strikte zu befolgen. Diese Lücken sollen nun mit den Artikeln 25
und 26 und den dazugehörigen, in Ergänzung der Landwirtschaftsgesetzgebung
zu erlassenden Ausführungsvorschriften geschlossen werden.

Für Dünge- und Pflanzenschutzmittel, die lediglich für die Forstwirtschaft, den
Zierpflanzenbau, den privaten Gartenbau oder für die Anwendung auf Nichtkul-
turland angeboten werden, gilt die Landwirtschaftsgesetzgebung nicht. Bei diesen
Produkten handelt es sich indessen um die gleichen Stoffgruppen wie bei den
landwirtschaftlichen Hilfsstoffen; vergleichbar sind auch die Anwendungsberei-
che und die Wirkungen auf die Umwelt. Es ist somit notwendig, auf dem Verord-
nungsweg auch die nichtlandwirtschaftlichen Hilfsstoffe einer Kontrolle durch
die landwirtschaftlichen Forschungsanstalten zu unterstellen und nötigenfalls
Vorschriften für ihre umweltgerechte Anwendung zu erlassen. Eine Regelung
empfiehlt sich auch für die Holzschutzmittel, die beispielsweise über das Tierfut-
ter in die Nahrung des Menschen gelangen und damit gefährlich werden kön-
nen.

Als weitere Gruppe von Stoffen, die beim Gebrauch in die Umwelt gelangen,
könnten schliesslich die Fluorkohlenwasserstoff-Treibgase in Druckgaspackun-
gen der Kontrolle unterstellt oder - falls nötig - verboten werden. Die allenfalls
notwendigen Massnahmen sollen aber erst angeordnet werden, wenn aus den ge-
genwärtig international laufenden Untersuchungsprogrammen konkrete Ergeb-
nisse über die Auswirkungen auf die Umwelt vorliegen.

Absatz 2 Buchstabe b

Dem Erlass von Vorschriften nach Buchstabe b werden gründliche Erhebungen
vorausgehen müssen. Insbesondere werden sowohl die Angaben der Hersteller
und Importeure, die im Rahmen der Selbstkontrolle erarbeitet werden, als auch
die Ergebnisse unabhängiger Untersuchungen und Gutachten zu berücksichtigen
sein.

806



Es ist in erster Linie beabsichtigt, Vorschriften über halogenierte organische Ver-
bindungen, wie zum Beispiel die polychlorierten Biphenyle in Transformatoren
und Kondensatoren, zu erlassen. Diese stehen oft mehrere Jahrzehnte in Ge-
brauch und stellen in dieser Zeit keine besondere Gefährdung dar. Namentlich
durch unsachgemässe Beseitigung können indessen die polychlorierten Biphenyle
in die Umwelt gelangen, wo sie sich stark anreichern. Diese Wirkungen müssen
durch geeignete Vorschriften verhindert werden können, wofür die geltende Gift-
gesetzgebung keine ausreichende Grundlage bietet.

Für die Form der Ausführungsvorschriften des Bundesrates zu Artikel 26 sind
verschiedene Möglichkeiten denkbar. Nach den Artikeln 3 und 54 lassen sich be-
reits bestehende Vorschriften - zum Beispiel die Verordnung über verbotene gif-
tige Stoffe - durch den Einbezug umweltschutzgesetzlicher Kriterien ergänzen.
Zu erwägen ist aber auch der Erlass neuer Vollziehungsbestimmungen, die sich
ausschliesslich auf das Umweltschutzgesetz stützen.

Drittes Kapitel: Abfälle

Vorbemerkung zu den Artikeln 27-29

Zur Lösung des Abfallproblems bieten sich - einzeln oder in Kombinationen -
folgende Möglichkeiten an :
- Verminderung der entstehenden Abfallmenge;
- bestmögliche Verwertung;
- gefahrlose Beseitigung.

Die erste Methode, d. h. die Verminderung der Abfallmenge, ist zwar sehr wirk-
sam, aber nur sehr schwer durchführbar. Sie erfordert nämlich eine Beschrän-
kung des freien Konsums, Vorschriften über die Eigenschaften der Produkte, die
deren Lebensdauer verlängern, oder die Beschränkung der Herstellung bestimm-
ter Produkte, wenn der Herstellungsaufwand im Verhältnis zum Gebrauchswert
unangemessen ist. In diesen Bereichen fehlt es sodann vielfach noch an den tech-
nisch-ökonomischen Grundlagen zur Schaffung konkreter Rechtsnormen. So
sind beispielsweise die Untersuchungen der OECD über die optimale Lebens-
dauer von dauerhaften Konsumgütern noch nicht weit gediehen. Schliesslich setzt
eine wirksame Verringerung der Abfallmenge gleichzeitig eine umfassende Roh-
stoff- und Energiepolitik des Staates voraus, für die im Bund derzeit rechtliche
Grundlagen und detaillierte Konzepte noch fehlen. - Deshalb muss im gegenwär-
tigen Zeitpunkt auf den Erlass konkreter Bestimmungen zur Verhinderung des
Rohstoff- und Energieverschleisses und damit zur Verringerung der Abfallmenge
verzichtet werden. Zumindest indirekt in dieser Richtung werden jedoch strenge
Vorschriften über die Beseitigung wirken: Sofern Abfälle nicht länger ohne weite-
res der Umwelt überlassen werden dürfen, sondern mit hohem Kostenaufwand
geordnet beseitigt werden müssen, wächst auch die Bereitschaft, die Abfallmenge
überhaupt möglichst gering zu halten.

Entsprechend grösseres Gewicht kommt unter diesen Umständen der Abfallwirt-
schaft zu, deren Ziel darin besteht, Abfälle, wenn immer möglich zu verwerten.
Das Gesetz sieht in den Artikeln 28 und 29 eine Reihe von Massnahmen zur För-
derung einer sinnvollen Verwertung vor.
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Wenn die Verwertung unmöglich oder unwirtschaftlich ist, müssen die Abfälle
beseitigt werden, zum Beispiel durch Verbrennen oder endgültige Ablagerung in
Deponien. Vorstufen zur Beseitigung sind, wie übrigens auch bei der Verwertung,
das Sammeln, Transportieren, Behandeln und vorläufige Lagern der Abfälle. Aus
der Sicht des Umweltschutzes darf die Beseitigung zu keinen Schäden für die
Umwelt führen. Deshalb untersteht sie auch den Bestimmungen über die Luftrein-
haltung, den Lärm und umweltgefährdende Stoffe, ferner den Bestimmungen
der Gewässerschutz-, der Gift- und der Tierseuchengesetzgebung. Dementspre-
chend unterliegt beispielsweise eine Abfallverbrennungsanlage gleichermassen der
Pflicht zur Emissionsbegrenzung wie ein Zementwerk.

Einige Abfallprobleme müssen indessen besonders geregelt werden. Dies betrifft
zur Hauptsache die geordnete Beseitigung und die öffentliche Kehrichtabfuhr.
Diesbezügliche Vorschriften sind,bereits in Artikel27 des Gewässerschutzgesetzes
enthalten ; im Interesse einer übersichtlichen Regelung sollen sie nun in das Um-
weltschutzgesetz überführt werden. Unerlässlich sind zudem nähere Vorschriften
über die Planung von Deponiestandorten.

Besonders zu beachten sind schliesslich die gefährlichen Abfälle, deren schadlose
Beseitigung oder sinnvolle Verwertung überaus aufwendig ist. Hier ist eine
strenge Kontrolle erforderlich, damit unsachgemässe Verwertungs- oder Beseiti-
gungsarten vermieden werden können.

Artikel 27
Absatz l hält den Grundsatz fest, wonach jeder einzelne selber die Verantwortung
dafür trägt, dass seine Abfälle vorschriftsgemäss beseitigt werden. Nur für die Be-
seitigung der Siedlungsabfälle sowie der Abfälle, deren Besitzer nicht ermittelt
werden kann, sind nach Gesetz die Kantone verantwortlich (Art. 28 Abs. 1).
Die Ablagerung von Abfällen auf Deponien ist eine billige und für bestimmte
Abfälle zudem die einzig mögliche Art der Beseitigung. Solche Deponien können
indes mit ganz erheblichen Eingriffen in die Umwelt verbunden und Ursache ver-
schiedenster Einwirkungen auf Menschen, Tiere, Pflanzen, Boden und Wasser
sein. Absatz 2 unterstellt daher die Errichtung und den Betrieb aller Deponien ei-
ner Bewilligungspflicht. .

Das Bewilligungsverfahren für die Errichtung bietet Gewähr dafür, dass nur sol-
che Deponien entstehen, die sich in das Standortkonzept einfügen, dessen Pla-
nung durch Artikel 28 Absatz 4 Sache der Kantone ist. Die Bewilligungspflicht
für den Betrieb der Anlage erlaubt es, Auflagen für die Betriebsführung zu ma-
chen und namentlich die Abfallarten zu bezeichnen, die abgelagert werden dür-
fen. Bei bereits bewilligten Deponien können durch Abänderung der Bewilligung
noch Massnahmen zur Verminderung von schädlichen oder lästigen Einwirkun-
gen im Sinne dieses Gesetzes angeordnet werden (vgl. auch Art. 14, 16 und 17).

Mit dem gesetzlich vorgeschriebenen Nachweis der Notwendigkeit einer Deponie
kann verhindert werden, dass sich Anlagen gegenseitig konkurrenzieren.

Einer Bewilligung bedürfen nur Deponien, auf denen Abfälle endgültig gelagert
werden, d.h. ohne spezielle Weiterbehandlung sich selbst überlassen werden. So
werden beispielsweise Zwischenlager für das Bereitstellen von Autowracks zur
späteren Verwertung in Shredder-Anlagen nicht erfasst.



Für die Erteilung der Bewilligungen stehen den Kantonen schon heute Deponie-
richtlinien des Eidgenössischen Departementes des Innern aus dem Jahre 1976
zur Verfügung.

Während Absatz 2 die Pflichten des Inhabers einer Deponie festlegt, richtet sich
Absatz 3 an den Besitzer von Abfallen. Sofern dieser seine Abfälle nicht verwertet
oder auf andere Weise vorschriftsgemäss beseitigt, darf er sie nur auf einer bewil-
ligten Deponie ablagern. Diese Vorschrift bildet das unerlässliche Gegenstück zur
Bewilligungspflicht für Deponien: Erst beide Bestimmungen zusammen ermögli-
chen es, ungeordnete «wilde» Ablagerungen zu verhindern.

Artikel 28 .

Absatz l verpflichtet die Kantone, dafür zu sorgen, dass die Abfälle vorschriftsge-
mäss verwertet, unschädlich gemacht oder beseitigt werden. Nach wie vor sind
mit Ausnahme der in Absatz 2 genannten Abfälle die Verursacher dazu verpflich-
tet. Den Kantonen obliegt aber die Aufsicht und die Durchsetzung. Überdies
sind sie zur Beratung und zur Mitwirkung verpflichtet, wenn Abfallbeseitigungs-
anlagen ohne ihre technische und organisatorische Unterstützung kaum zu ver-
wirklichen wären. Namentlich wenn es gilt, für besondere Abfälle aus einer gros-
sen Zahl von Quellen, die einzeln nur geringe Mengen liefern, eine Lösung zu
finden - zum Beispiel Altölsammelstellen einzurichten -, werden die Kantone
mitwirken müssen.

Die öffentliche Hand verwertet oder beseitigt schon seit Jahrzehnten anstelle des
einzelnen Bürgers die Siedlungsabfälle. Diese bewährte Praxis soll beibehalten
.und analog der Regelung im heutigen Gewässerschutzgesetz in Absatz 2 gesetzlich
verankert werden.

Der Kanton kann für die Durchführung andere öffentliche Körperschaften (z. B.
Gemeinden oder Gemeindeverbände) oder auch private Unternehmen einsetzen,
welche die Abfälle selber .einsammeln und in eigenen Anlagen behandeln. Im üb-
rigen sind die Kantone ermächtigt, jene Massnahmen zu treffen, die zur zweck-
mässigen Erfüllung dieser Aufgabe notwendig sind ; so können sie namentlich das
Einzugsgebiet der Beseitigungsanlagen für die Gemeinden und Bezirke verbind-
lich festlegen.

Obwohl das Bundesrecht die Kantone nur zur Beseitigung der Siedlungsabfälle
verpflichtet, stellt heute vielerorts das Gemeinwesen seine Abfallanlagen auch zur
Behandlung von Abfällen ans Gewerbe und Industrie zur Verfügung. Dies ist
durchaus erwünscht, sofern diese Abfälle nach Art und Umfang für die Beseiti-
gung oder Verwertung in solchen Anlagen geeignet sind.

Neben der Verwertung oder Beseitigung von Siedlungsabfällen obliegt den Kan-
tonen auch die Behandlung jener Abfälle, für deren Beseitigung kein Verantwort-
licher nach Artikel 27 Absatz l gefunden oder belangt werden kann. Dieser Fall
kann insbesondere bei Zahlungsunfähigkeit, Flucht oder Tod einer natürlichen
Person sowie bei Konkurs oder Auflösung einer juristischen Person eintreten;
denkbar ist ferner, dass der verantwortliche Besitzer sich des Abfalls widerrecht-
lich entledigt hat. und sich auch im nachfolgenden Strafverfahren nicht mehr er-
mitteln lässt.
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Die in Absatz 3 geforderte interkantonale Zusammenarbeit ist zunächst deshalb
von grosser Bedeutung, weil nicht alle Kantone gleich günstige Voraussetzungen
für Standorte von Abfalfanlagen, namentlich Deponien, aufweisen. So wird es
zum Beispiel einem Stadtkanton nicht immer möglich sein, sämtliche für Aushub,
Bauschutt, Schlacke aus Kehrichtverbrennungsanlagen oder Industrieabfälle er-
forderlichen Deponiestandorte auf seinem eigenen Gebiet zu finden.

Aber auch wirtschaftliche Gründe können die interkantonale Zusammenarbeit
nötig machen: Gegenüber einer Vielzahl kleiner Anlagen kann der Bau einer
Grossanlage, deren Einzugsgebiet sich über mehrere Kantone erstreckt, unter
Umständen die kostengünstigere Lösung darstellen.

Als Beispiele für die Notwendigkeit zur Zusammenarbeit zwischen den Kantonen
lassen sich schliesslich aufwendige Spezialverbrennungsanlagen oder besondere
Deponien für gefährliche Abfälle anführen. Es wäre unrationell, wenn jeder Kan-
ton eine solche Anlage betreiben würde, zumal die von den einzelnen Kantonen
anfallenden Mengen durchaus gering sein können. Dazu kommt, dass gerade für
solche Spezialanlagen und Deponien geeignete Standorte in der Regel besonders
schwierig zu finden sind.

Die Kantone sind 'frei, das Mass und die Art der Zusammenarbeit zu regeln; der
Bund hat lediglich für die nötige Koordination zu sorgen.

Absatz 4: Es ist nicht damit zu rechnen, dass die Abfallbeseitigung jemals ganz
ohne Deponien auskommen wird. Sofern Abfälle, die bisher beseitigt wurden,
vermehrt verwertet oder aber mehr Siedlungsabfälle verbrannt als direkt abgela-
gert werden, vermindert sich das beanspruchte Deponievolumen. Angesichts der
grossen Menge unverwertbarer und unbrennbarer Abfälle (z.B. Bauschutt) sind
jedoch diese Möglichkeiten begrenzt. In vielen Fällen stellt deshalb die Ablage-
rung nach wie vor die einzige Lösung des Abfallproblems dar, so dass im Sinne
der Vorsorge bereits heute ausreichender Deponieraum ausgeschieden werden
muss.

Die Kantone sollen das für die absehbare Zukunft zu erwartende Deponievolu-
men abschätzen und dafür geeignete Standorte sicherstellen. Sie sind dabei in ih-
rem Vorgehen frei. Neben der konkreten Festlegung der Deponiestandorte und
der Ausscheidung der entsprechenden Zonen (sog. Positivplanung) ist auch eine
Negativplanung denkbar, durch die jene Gebiete bezeichnet werden, die aus
Gründen des Umweltschutzes, des Gewässerschutzes oder der Raumplanung als
Standorte ausser Betracht fallen.

Artikel 29

Nach Artikel 28 verbleibt die Abfallbehandlung, soweit die öffentliche Hand mit-
wirkt, im Aufgabenbereich der Kantone. Artikel 29 ermächtigt den Bundesrat
nur dort zum Erlass eigener Vorschriften, wo gesamtschweizerische Lösungen
zweckmässiger und insbesondere im Interesse der Wettbewerbsneutralität gebo-
ten sind. Ist hingegen das Bedürfnis für eine gesamtschweizerische Regelung er-
wiesen, muss der Bundesrat entsprechende Vorschriften erlassen.

Buchstabe a: In der Schweiz ist man von der Notwendigkeit überzeugt, verschie-
denartige Abfälle (z.B. Glas, Papier, Metalle oder Gifte), die unterschiedlich zu
behandeln sind, im vornherein zu trennen. Noch grösseres Gewicht als bei den
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Siedlungsabfallen kommt dieser Trennung sehr oft bei den Abfällen aus der Indu-
strie zu: Werden Abfälle aus verschiedenen Quellen vermischt, kann die Verwer-
tung oder die schadlose Beseitigung verunmöglicht werden. Macht der Bundesrat
von seiner Ermächtigung Gebrauch, müssen die Kantone ihrerseits die erforderli-
chen technischen und organisatorischen Voraussetzungen für die getrennte
Sammlung schaffen.

Buchstabe b: Gewisse Abfälle, insbesondere Gifte, können wegen ihrer besonde-
ren Gefährlichkeit nicht in der Form, in der sie anfallen, beseitigt oder verwertet
werden. Sie müssen vielmehr durch chemische oder physikalische Verfahren zu-
nächst unschädlich gemacht werden, bevor sie weiter behandelt werden können.

Durch die Bestimmung von Buchstabe b wird deshalb der Bundesrat ermächtigt,
das Unschädlichmachen als Vorstufe zur weiteren Behandlung nötigenfalls auch
dort vorzuschreiben, wo die entsprechende Verpflichtung des Besitzers nicht be-
reits aufgrund der Giftgesetzgebung besteht.
Buchstabe c : In gewissen Fällen kommt die Verwertung teurer zu stehen als die
Beseitigung, so dass der direkte wirtschaftliche Anreiz zur Verwertung fehlt. Ist
der finanzielle Mehraufwand jedoch nur gering und steht dieser Verteuerung auf
der anderen Seite ein wesentlicher Nutzen für die Umwelt gegenüber, erscheint
die Verwertung durchaus tragbar. Aus der Sicht des Umweltschutzes verdient die
Verwertung beispielsweise dann den Vorzug, wenn dadurch Deponieraum einge-
spart werden kann, oder wenn die Umwelt bei der Umwandlung von Abfällen in
bestimmte Produkte weniger belastet wird als bei der Primärproduktion dieses
Erzeugnisses (z.B. Aluminium).

Eine allfällige Pflicht zur Verwertung richtet sich nach den Artikeln 27 und 28
vorab an den Abfallproduzenten und, in Ausnahmefällen. auch an das Gemein-
wesen. Aus der Verwertungspflicht kann jedoch in keinem Fall eine Abnahme-
pflicht Dritter für derart umgewandelten Abfall abgeleitet werden.
Über welche Arten von Abfallen und zu welchem Zweck der Bundesrat konkrete
Vorschriften gestützt auf Buchstabe c erlässt, hängt im wesentlichen von der Ent-
wicklung auf dem Gebiete der Verwertungstechnologie ab. Unter Umständen
kann aber auch durch geeignete Vorschriften die Entwicklung der Verwertungs-
technologie beeinflusst werden. Wichtig ist, dass frühzeitig die notwendigen
Massnahmen beim Sammeln, Transportieren, Vorbehandeln und Lagern der Ab-
fälle getroffen werden, damit eine spätere Verwertung leichter möglich ist.

Beispielsweise könnte sich schon in naher Zukunft ein Verbot aufdrängen, Alt-
pneus gemeinsam mit anderen Abfällen abzulagern, weil ausgediente Gummirei-
fen voraussichtlich bald wirtschaftlich verwertet werden können.

Vorschriften des Bundesrates nach Buchstabe d sind namentlich dann erforder-
lich, wenn Abfalle nur bestimmten Verkäufern zurückgegeben werden dürfen,
weil nur diese eine sachgemässe Beseitigung der Abfälle gewährleisten. Adressa-
ten der Verhaltenspflicht sind die Verkäufer der betreffenden Waren. Da den
Konsumenten ohnehin verboten werden kann, die Abfälle auf Deponien abzula-
gern (Art. 27 Abs. 2), bedarf es hierfür keiner zusätzlichen gesetzlichen Grundlage
mehr. Die Verpflichtung, dem Konsumenten für die Rücknahme ein Pfand zu er-
statten, gibt diesem den notwendigen Anreiz, den Abfall nicht zuhause liegen zu
lassen, sondern dem Verkäufer zurückzubringen. Da sich diese Art von Entsor-
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gung auf freiwilliger Basis bei vielen Abfallarten eingespielt hat, sind entspre-
chende Verordnungen vorerst kaum notwendig. Möglich wären allenfalls Vor-
schriften über die Rücknahme von Quecksilberbatterien und Quecksilberthermo-
metern sowie über das durch den Handel erhobene Flaschenpfand.

Buchstabe e : Ein Verbot überdimensionierter oder nur schwer verwertbarer Ver-
packungen drängt sich im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht auf. Sollte jedoch auch
in unserem Lande die Mehrwegflasche in grossem Ausmass durch die Einwegfla-
sche oder die Aluminiumbüchse ersetzt werden, muss dieser Entwicklung rasch
entgegengewirkt werden können.

Buchstabe/: Im Recht der Europäischen Gemeinschaften bestehen schon mehrere,
im grossen und ganzen recht übereinstimmende Umschreibungen der gefährli-
chen Abfälle. Als solche gelten namentlich:
- Abfälle, deren Handhabung gefährlich ist, wie zum Beispiel Sprengstoffe und

stark ätzende Stoffe;
- Abfälle, die eine besondere Gefährdung der Umwelt darstellen, wie Schwerme-

tallverbindungen und chlorierte Lösungsmittel ;
- Abfälle, bei denen die Gefahr einer vorschriftswidrigen Beseitigung besonders

hoch ist, zum Beispiel Emulsionen.

Die Kennzeichnung soll namentlich Angaben über Art und Zusammensetzung
dieser Abfälle enthalten; sie wird in der Regel auf Begleitpapieren zu vermerken
sein. Genügen diese Papiere, können sie gleichzeitig für die Verzeichnisse nach
Artikel 40 Absatz,2 verwendet werden. Die Verordnung wird lediglich festhalten,
welche Angaben mindestens gemacht werden müssen. Die spezialisierten Entsor-
gungsbetriebe werden für ihre eigenen Bedürfnisse weitergehende Angaben ver-
langen können.

Für die Entgegennahme und die Einfuhr gefährlicher Abfälle muss eine Bundes-
bewilligung eingeholt werden, die zur Geschäftstätigkeit in der ganzen Schweiz
berechtigt. Zuständig für die Ausstellung der Bewilligungen sollen indessen die
Kantone sein, in deren Aufgabenbereich ohnehin die Prüfung wesentlicher Bewil-
ligungsvoraussetzungen, wie beispielsweise die Eignung der Anlagen, fällt. Eine
Verordnung über die gefährlichen Abfälle wird auf den Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens des Gesetzes vorbereitet.

Buchstabe g: Erfahrungsgemäss wird ein erheblicher Teil der massenhaft herge-
stellten und in zahlreichen Haushaltungen verwendeten Konsumgüter unvermeid-
lich zu Siedlungsabfall und muss in den öffentlichen Anlagen beseitigt werden.

Mit der Kompetenz, die Verwendung bestimmter Stoffe zu verbieten (Bst. g), soll
der Bundesrat verhindern können, dass die öffentlichen Abfallanlagen ständig
höheren technischen Anforderungen genügen müssen, weil bestimmte neue Pro-
dukte aufgrund ihrer chemischen Zusammensetzung in gewöhnlichen Anlagen
nicht oder nur mit erheblichen Schwierigkeiten beseitigt werden können. Gewisse
Abfälle können zum Beispiel die Explosionsgefahr erhöhen, die Korrosion der
Anlage beschleunigen oder die Zusammensetzung der Abgase aus Verbrennungs-
anlagen in unerwünschtem Masse verändern.
Sodann kann verhindert werden, dass Stoffe in den Siedlungsabfall geraten, wel-
che seine spätere Verwertung, zum Beispiel als Kompost in der Landwirtschaft,
verunmöglichen, weil sie die Fruchtbarkeit des Bodens beeinträchtigen oder die
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Gewässer verunreinigen. Der Grundsatz der Verhältnismässigkeit erfordert aber,
dass derartige Verbote nur erlassen werden, wenn sich die Probleme nicht bereits
mit weniger einschränkenden Massnahmen - zum Beispiel mit speziellen Sammel-
aktionen oder einer Rücknahmepflicht der Verkäufer - lösen lassen.

Dritter Titel: Vollzug, Förderung und Verfahren

Erstes Kapitel : Vollzug

1. Abschnitt: Vollzug durch die Kantone

Artikel 30

Nach Artikel 24seBlies BV sind die Kantone zuständig, dieses Gesetz zu vollziehen,
sofern der Vollzug nicht ausdrücklich dem Bund übertragen wird. Artikel 30 geht
von dieser verfassungsrechtlichen Aufgabenverteilung aus und verpflichtet die
Kantone gleichzeitig, im Rahmen ihrer Zuständigkeit die organisatorischen,
rechtlichen und personellen Massnahmen zu treffen, um das Gesetz zu vollziehen.
So müssen sie beispielsweise dafür sorgen, dass neue Anlagen die Emissionsbe-
grenzung einhalten und alte Anlagen saniert werden, sie müssen die Vorausset-
zungen für die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung schaffen und
die Bestimmungen über die Verwertung, Unschädlichmachung und Beseitigung
der Abfälle durchsetzen. Ihre Zuständigkeit für den Vollzug wird lediglich durch
Artikel 35 eingeschränkt, der die Vollzugskompetenz des Bundes abschliessend
aufzählt.

Artikel 31

Entsprechend dem Verfassungsauftrag ist der Zweckartikel zum Umweltschutzge-
setz sehr weit gefasst. Deshalb können viele kantonale Gesetze, die dem Umwelt-
schutz dienen und somit dem Zweckartikel des Umweltschutzgesetzes entspre-
chen, als Ausführungserlasse zu diesem Gesetz betrachtet werden.

Die Bundesgesetze sehen in der Regel vor, dass alle kantonalen Ausführungser-
lasse vom Bundesrat zu genehmigen sind. Eine derartige Bestimmung hätte im
Umweltschutzgesetz zur Folge, dass die Kantone entweder eine unabsehbare An-
zahl kantonaler Erlasse dem Bundesrat zur Genehmigung unterbreiten müssten
oder dass die Abgrenzung zwischen eigentlichen Ausführungserlassen zu anderen
kantonalen Bestimmungen den Behörden ständig Schwierigkeiten bereiten würde.
Um dieses Problem aus dem Weg zu räumen und um die Kantone nicht zu ver-
pflichten, sämtliche Erlasse auf dem Gebiet des Umweltschutzes dem Bundesrat
zur Genehmigung zu unterbreiten, schränkt Artikel 31 diese Pflicht auf jene Er-
lasse ein, die die Organisation des Vollzuges und die Durchsetzung jener Bestim-
mungen dieses Gesetzes regeln, für die Ausführungsbestimmungen der Kantone
und eine Rechtskontrolle des Bundesrates unerlässlich sind.

Die übrigen Erlasse der Kantone auf dem Gebiet des Umweltschutzes bedürfen
keiner Genehmigung des Bundesrates. Vorbehalten bleiben lediglich die Emis-
sionsbegrenzungen der Kantone, die erst nach Anhören des Eidgenössischen
Departementes des Innern verabschiedet werden dürfen (Art. 55 Abs. 1).

Neben den vom Bundesrat zu genehmigenden Ausführungsvorschriften werden
aber die Kantone auch andere Ausführungsvorschriften erlassen, vor allem um
Vollzugsaufgaben zu erfüllen :
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- Festlegen von Aufgaben und Organisation der Umweltschutzfachstellen (Art. 4
und 36);

- Festlegen der Zuständigkeit für die Durchsetzung der Emissionsbegrenzungen
für Anlagen (Art. 9 und 10);

- Vollzug der Vorschriften für den Schutz vor Lärm und Erschütterungen
(Art. 19-22);

- die Regelung der Zusammenarbeit (Art. 37) ;
- die Durchführung von Erhebungen über die Umweltbelastung (Art. 38);
- die Regelung der Aüskunftspflicht (Art. 40) ;
- die Erhebung von Gebühren (Art. 42);
- Erlass allfälliger Bestimmungen über das kantonale Rechtsmittelverfahren;
- die Anwendung des Bundesrechts im Bereich der Enteignung (Art. 50) ;
- Festlegen der Zuständigkeit für die Strafverfolgung (Art. 51).

Soweit kantonale Gesetzgebungen an andere - durch das Umweltschutzgesetz ge-
änderte - Gesetze (z. B. Änderung von Art. 18 NHG durch Art. 56 USG) ange-
passt werden müssen, gilt für die Frage der Genehmigungspflicht die Regelung
des betreffenden Spezialgesetzes.

2. Abschnitt: Vollzug durch den Bund

Artikel 32
Absatz l verpflichtet den Bund, den Vollzug des ganzen Gesetzes zu beaufsichti-
gen.
Aufsichtsbehörden sind der Bundesrat, seine Departemente und das Bundesge-
richt im Rahmen der Zuständigkeiten, welche ihnen die Verfassung, die allgemei-
nen Gesetze und dieses Gesetz zuweisen.
Obliegt der Vollzug des Gesetzes einer Behörde des Bundes, ist ihre Aufsichtsbe-
hörde für die Kontrolle des richtigen Vollzuges verantwortlich. Die Aufsicht über
den Vollzug der Kantone hingegen obliegt dem Bundesrat, der seine Aufgabe im
Rahmen der ordentlichen Verbandsaufsicht über die Kantone wahrnehmen muss.
Für die Durchführung der Aufsicht ist das Eidgenössische Departement des In-
nern verantwortlich, soweit nicht ein anderes Departement für den betreffenden
Sachbereich zuständig ist (vgl. Art. 35 Abs. 2).
Gestützt auf Artikel 103 Buchstabe b des Bundesgesetzes über die Organisation
der Bundesrechtspflege ist das Eidgenössische Departement des Innern schliess-
lich befugt, letztinstanzliche Entscheide kantonaler Behörden, die aufgrund des
Umweltschutzgesetzes ergangen sind, durch Verwaltungsgerichtsbeschwerde beim
Bundesgericht anzufechten. •
Der Bund wird schliesslich koordinieren müssen, wenn zu erwarten ist, dass Ein-
wirkungen verschiedener Anlagen schädlich oder lästig werden (Art. 9 Abs. 3).
Sind für die Emissionsbegrenzungen der verschiedenen Verursacher mehrere Be-
hörden des Bundes und der Kantone zuständig, muss der Bundesrat bestimmen,
nach welchen Kriterien die zuständigen Behörden die Emissionsbegrenzungen zu
verschärfen haben.
Dem Bund stehen für seine Koordinationsaufgabe verschiedene Mittel zur Verfü-
gung: zum Beispiel Verordnungen, Richtlinien und Kreisschreiben sowie Infor-
mation und Vermittlung.
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Technische Vorschriften sowie Grenzwerte für Emissionen und Immissionen sind
erst dann ausreichend bestimmt und dam'it für jedermann anwendbar, wenn auch
die Messmethoden, die Prüfbedingungen und die Auswertung der Ergebnisse ein-
heitlich festgelegt sind (Abs. 3). Das Ergebnis einer Lärmprognose gemäss Arti-
kel 22 Absatz l kann beispielsweise entscheidend davon abhängen, welche Me-
thode für die Modellrechnung verwendet wurde. Die Befugnis des Bundesrates,
gesamtschweizerisch, einheitliche Methoden festzulegen, ist folglich die notwen-
dige Ergänzung seiner Kompetenz zum Erlass technischer Vorschriften. Nur so '
ist es gewährleistet, dass die technischen Vorschriften auch einheitlich angewandt,
dass aus den Erhebungen und Messungen verschiedener Stellen aussagekräftige
Ergebnisse gewonnen werden und dass die Rechtsgleichheit gewahrt bleibt.

Der Bundesrat wird die anzuwendenden Methoden in Verordnungen festhalten.
MUSS die Eignung bestimmter Methoden erst noch abgeklärt werden, sind als
Vorstufe zum Erlass einer Verordnung Richtlinien vorgesehen. So hat das Eidge-
nössische Departement des Innern beispielsweise vor kurzem Richtlinien zur Prü-
fung der Abgase von Ölfeuerungen (BB1 1978 I 1396) veröffentlicht.

Artikel 3 3

Absatz l verpflichtet den Bundesrat, die zum Vollzug des Umweltschutzgesetzes
erforderlichen Ausführungsbestimmungen zu erlassen. Diese umfassen:
- gesetzesergänzende Verordnungen, zu deren Erlass der Bundesrat nach diesem

Gesetz ausdrücklich ermächtigt ist,
- Ausführungsverordnungen, die die gesetzlichen Verpflichtungen konkretisieren

und beispielsweise Begriffe näher umschreiben, sowie
- Verordnungen über die Organisation des Vollzuges, soweit der Bund dafür zu-

ständig ist, und über die Koordination der Bundesaufsicht durch die Bundes-
verwaltung.

Die Harmonisierung der Umweltschutzmassnahmen und insbesondere die Lö-
sung grenzüberschreitender Umweltprobleme erfordern eine enge internationale
Zusammenarbeit. Dasselbe gilt für die Erarbeitung naturwissenschaftlicher und
vor allem technischer Grundlagen für einen wirksamen Umweltschutz. In den
Fällen von Absatz 2 Buchstaben a-e wird deshalb der Bundesrat zum Abschluss
zwischenstaatlicher Vereinbarungen ermächtigt.

Aufgrund von Absatz 2 bedürfen zwischenstaatliche Vereinbarungen über die im
Gesetz abschliessend genannten Gegenstände nicht mehr der Genehmigung durch
das Parlament ; sie unterstehen auch nicht dem Staatsvertragsreferendum gemäss
Artikel 89 Absatz 3 BV.
Da die Kantone die,Hauptlast des Vollzuges dieses Gesetzes tragen, müssen sie
auch vor Erlass der Ausführungsverordnungen angehört werden. Dies ermöglicht
es dem Bundesrat, ihre Anliegen für den Erlass von realistischen und vollziehba-
ren Verordnungen rechtzeitig zu berücksichtigen.

Im Interesse praxisbezogener Vorschriften, die den Forderungen des Umwelt-
schutzes ebenso Rechnung tragen wie den technischen und betrieblichen Mög-
lichkeiten der Verpflichtete^, muss überdies die Zusammenarbeit der Verwaltung
mit den interessierten Kreisen gewährleistet sein (Abs. 3). Zu den anzuhörenden
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interessierten Kreisen zählen neben der Wirtschaft auch die privaten Umwelt-
schutzorganisationen.

Artikel 34
Für manche der serienmässig hergestellten Anlagen (ortsfeste Einrichtungen
ebenso wie Mobilien) werden bereits heute Typenprüfungen durchgeführt (z. B.
Motorfahrzeuge und Flugzeuge). Abgesehen von allfälligen Anpassungen der Zu-
lassungsbedingungen an die Erfordernisse des Umweltschutzes gemäss Artikel 54
wird sich an diesen Verfahren nichts ändern.

Neu eingeführt werden Typenprüfungen bei allen jenen serienmässig hergestellten
Anlagen, bei denen eine einheitliche Kontrolle aus Gründen des Umweltschutzes
geboten ist.

Das1 Festlegen der Zulassungsvoraussetzungen und die Durchführung der Typen-
prüfungen sind Sache des Bundes, wodurch die Kantone von umfangreichen Be-
willigungsverfahren entlastet werden. Dabei wird der Bundesrat für eine koordi-
nierte Entwicklung der Typenprüfung aufgrund der verschiedenen Bundesgesetze
besorgt sein. Hingegen werden Überwachung, Nachkontrolle und allfällige Straf-
verfolgungen den Kantonen obliegen.

Die Typenprüfung ist in hohem Masse geeignet, eindeutig unzulängliche Anlagen
von vornherein vom Markt fernzuhalten, indem nur noch solche Produkte zuge-
lassen werden, die bestimmten Mindestanforderungen genügen. Sie erlaubt je-
doch noch nicht, unter den angebotenen Produkten die besonders umweltfreund-
lichen zu erkennen. Daher sollen bei bestimmten, vom Bundesrat näher zu be-
zeichnenden Anlagen die technischen Daten über ihre Luft- oder Lärmemissionen
durch Aufschriften, Plaketten, Etiketten usw. gut sichtbar angegeben werden.
Der Konsument erhält dadurch die Möglichkeit, die angebotenen Produkte mit-
einander zu vergleichen.

Artikel 35

Nach Artikel 24septies BV müssen Vollzugskompetenzen des Bundes im Gesetz
ausdrücklich vorgesehen sein. Die in Artikel 35 aufgeführte Liste der Vollzugs-
kompetenzen des Bundes ist deshalb abschliessend.

Das Umweltschutzgesetz überträgt dem Bund in erster Linie in jenen Bereichen
Vollzugskompetenzen, wo der Einsatz bestehender Verwaltungsstrukturen des
Bundes die einfachste, zweckmässigste oder übersichtlichste Lösung zur Durch-
setzung der Vorschriften darstellt (z.B. Kontrolle der Brenn- und Treibstoffe
durch die Zollorgane). Aber auch aus Gründen der einheitlichen Rechtsanwen-
dung erweist sich der Bundesvollzug in gewissen Fällen als unerlässlich. Dies ist
beispielsweise bei den Typenprüfungen der Fall.

Ist der Bund für den Vollzug in einem bestimmten Bereich zuständig, kann der
Bundesrat Teile dieser Vollzugsaufgaben auf dem Verordnungsweg wiederum den
Kantonen übertragen. Im Rahmen des Bundesvollzugs erhalten die Kantone vor
allem bestimmte Kontrollaufgaben und werden bei der Beschaffung von Daten
mitwirken.

Für jene Vollzugsaufgaben, die dem Bund übertragen werden, bezeichnet das Ge-
setz soweit möglich zugleich die für den Vollzug verantwortlichen Bundesbehör-
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den. Absatz 2 sieht vor, dass Bundesbehörden, denen aufgrund anderer Bundesge-
setze heute schon der Vollzug von Vorschriften über bestimmte Anlagen, Stoffe
und Abfälle obliegt, im Rahmen dieser Zuständigkeiten soweit zweckmässig auch
das Umweltschutzgesetz zu vollziehen haben.

Diese Lösung entspricht dem Prinzip des Gesetzes. Umweltschutzvorschriften
durch die im betreffenden Sachgebiet bereits zuständigen Verwaltungsbehörden
vollziehen zu lassen. Dadurch wird jede unnötige Erweiterung des Verwaltungs-
apparates vermieden; gleichzeitig können langjährige Erfahrungen bestehender
Ämter und Behörden in der Beurteilung von bestimmten Anlagen, Stoffen und
Abfällen auch dem Umweltschutz dienstbar gemacht werden. Zudem soll der
Bürger möglichst nicht mit weiteren Amtsstellen verkehren müssen. So soll bei-
spielsweise die Kontrolle von Pflanzenschutzmitteln im nichtlandwirtschaftlichen
Bereich dem Bundesamt für Landwirtschaft übertragen werden. Für andere Auf-
gaben wird das Bundesamt für Gesundheitswesen (Lebensmittelkontrolle und
Kontrolle von Giften) hinzugezogen werden.

Die Verpflichtung der Bundesbehörden, im Rahmen ihrer bisherigen Zuständig-
keiten für den Vollzug des Umweltschutzgesetzes zu sorgen, gilt sowohl für die
unmittelbar vollziehenden Bundesstellen als auch für ihre Aufsichtsbehörden.

Eigenen sich die bestehenden Verwaltungsorganisationen nicht zum Vollzug des
Umweltschutzgesetzes, regelt der Bundesrat den Vollzug auf dem Verordnungs-
weg. Solche Regelungen können etwa im Interesse der besseren Koordination
oder einer wirksameren Verwaltungstätigkeit erforderlich sein.

Jede Bundesbehörde, die Vorschriften des Umweltschutzgesetz.es zu vollziehen
hat, ist durch Absatz 3 verpflichtet, nach Möglichkeit den kantonalen Massnah-
men des Umweltschutzes Rechnung zu tragen. Gemeint sind zunächst jene Vor-
kehren, welche die Kantone aufgrund der bisherigen Rechts- und Zuständigkeits-
ordnung im Bereiche des Umweltschutzes bis jetzt selbständig getroffen haben,
daneben aber auch solche, die sie in Ausführung des Umweltschutzgesetzes neu
planen und durchführen. So sollen die Bundesbehörden beispielsweise bei Sanie-
rungen in der Regel das Sanierungsprogramm der Kantone einhalten oder bei der
Anordnung von Datenerhebungen durch Bundesbehörden die Verwendung allfäl-
liger kantonaler Vorarbeiten oder Planungen prüfen.

S.Abschnitt: Besondere Bestimmungen über den Vollzug

Artikel 36

Die bestehenden kantonalen Umweltschutzbehörden sind sehr unterschiedlich or-
ganisiert und gegliedert. Einige Kantone haben die Betreuung des gesamten Um-
weltschutzes einer einzigen Amtsstelle übertragen, andere wiederum haben diese
Aufgabe auf mehrere Stellen verteilt.

Es ist nicht erforderlich, in allen Kantonen Umweltschutzfachstellen nach ein-
heitlichem Muster einzurichten. Ein wirksamer Vollzug des Bundesrechts bleibt
auch dann gewährleistet, wenn die Kantone geeignete bestehende Amtsstellen
als Umweltschutzfachstellen bezeichnen und die Koordination sicherstellen
(Abs. l).
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Das Gesetz verlangt hingegen ausdrücklich die Schaffung oder die Bezeichnung
leistungsfähiger Fachstellen. Diese müssen also über genügend fachlich kompe-
tentes Personal und über die erforderlichen Einrichtungen und Apparaturen ver-
fügen können.
Für die Kantone besteht durchaus die Möglichkeit, sich für bestimmte Aufgaben
zusammenzuschliessen und namentlich gewisse kostspielige Einrichtungen ge-
meinsam zu beschaffen und zu benutzen.
Fachstelle des Bundes ist das Bundesamt für Umweltschutz im Eidgenössischen
Departement des Innern (Abs. 2). Seine Aufgaben sind in der Verordnung vom
9. Mai 1979 über die Aufgaben der Departemente, Gruppen und Ämter (AS 1979
684) umschrieben.

Artikels?
Beim Umweltschutz ist es in ganz besonderem Masse nötig, gewisse Vollzugsauf-
gaben gemeinsam mit öffentlich-rechtlichen Körperschaften oder privaten Orga-
nisationen zu bewältigen, so namentlich in ausgesprochen technischen Bereichen,
deren Kontrolle und, Überwachung speziell geschultes Personal und komplizierte
Geräte erfordern.
Obwohl Artikel 32 BV die Delegation von Vollzugsaufgaben an Organisationen
ausserhalb der Bundesverwaltung bereits auf Verfassungsstufe grundsätzlich er-
laubt, sind einfache und wirksame Lösungen häufig daran gescheitert, dass die
entsprechende Rechtsgrundlage auf Gesetzesstufe fehlte. Für den Bereich des
Umweltschutzes wird dieses Hindernis sowohl für den kantonalen Vollzug als
auch für den Bundesvollzug beseitigt.

Allerdings setzt auch das Umweltschutzgesetz der Delegation verhältnismässig
enge Grenzen: Es wäre sicher nicht angängig, wenn die Verwaltung ganze Berei-
che des Vollzuges einfach auf Dritte übertragen und sich auf diese Weise ihrer
eigenen Verantwortung entziehen würde.
Die Übertragung von Aufgaben kann, vor allem bei der Kontrolle und Überwa-
chung technischer Vorschriften, zweckmässig sein. Ein typisches Beispiel bildet
schon heute die Ölfeuerungskontrolle, die auf kantonaler Ebene häufig von den
Kaminfegern und den Servicefachleuten der Fachbranche besorgt wird. Gewisse
besondere Aufgaben werden sodann den staatlich anerkannten Prüfanstalten, so
beispielsweise der Eidgenössischen Materialprüfungsanstalt (EMPA), zu übertra-
gen sein.
Auch im Falle der Kompetenzdelegation bleibt indes die delegierende Amtsstelle
für den Vollzug verantwortlich; sie muss sich deshalb die Aufsichtskompetenz
vorbehalten.

Artikel 38
Die sorgfältige Beurteilung der bestehenden Umweltbelastung, das rechtzeitige
Erfassen künftiger nachteiliger Veränderungen und die Kenntnis der Ursachen
von Umweltbeeinträchtigungen sind unerlässliche Voraussetzungen für wirksame
Massnahmen zur Erhaltung und Wiederherstellung einer'gesunden Umwelt.
Wer solche Abklärungen durchführt, muss Emissionen und Immissionen feststel-
len, deren allfällige schädigende Wirkungen erfassen, die verschiedenen Quellen
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und ihre Anteile an der Gesamtbelastung ermitteln sowie aufgrund von Studien
und Modellrechnungen die künftigen Belastungen abschätzen. Zum Teil werden
solche Untersuchungen bereits heute von Bund und Kantonen durchgeführt. Sie
müssen periodisch ergänzt und in einzelnen Bereichen erweitert werden (Abs. 1).
Ist die Vollzugsbehörde auf die Mitarbeit Privater angewiesen, kann sie gestützt
auf Artikel 40 die erforderlichen Auskünfte einholen. .

In Absatz 2 wird der Bundesrat verpflichtet, alle amtlichen Erhebungen und Da-
tensammlungen in Bund und Kantonen zu koordinieren. Die Verordnungsvor-
schriften sollen Doppelspurigkeiten zwischen den eidgenössischen und den kanto-
nalen Fachstellen verhindern.

Jede Fachstelle, die Erhebungen über Umweltbelastungen anstellt oder Grund-
stoffe und Erzeugnisse beurteilt, soll Zugang zu den Datensammlungen anderer
Fachstellen erhalten. Die Bestimmung von Absatz 2 ermöglicht es dem Bundes-
rat, die bei verschiedenen Amtsstellen aufgrund von Erhebungen und Zulassungs-
verfahren verfügbaren Angaben zu einem schweizerischen Informations- und Do-
kumentationsnetz zusammenzuschliessen, so dass die gespeicherten Daten opti-
mal genutzt werden können.

Dieser Austausch von Informationen ist hingegen in der Regel nur innerhalb der
Verwaltungen von Bund und Kantonen zulässig; bei der Information Aussenste-
hender muss die Schweigepflicht gemäss Artikel 41 beachtet werden.

Artikel 39

Verordnungen und Verfügungen zur Emissionsbegrenzung sowie Typenprüfun-
gen vermögen wohl die Errichtung bzw. die Inbetriebnahme übermässig emit-
tierender Anlagen wirksam zu verhindern, bieten indes keine ausreichende Ge-
währ für die dauernde Einhaltung der Vorschriften zur Emissionsbegrenzung. Pe-
riodische Nachkontrollen sind daher unerlässlich. So soll beispielsweise die regel-
mässige Ölfeuerungskontrolle, die vielerorts bereits heute obligatorisch ist, für
das gesamte Gebiet der Schweiz vorgeschrieben werden.

Artikel 40

Gegenstück zur Verpflichtung der Behörden, mit Privaten zusammenzuarbeiten,
bildet deren Pflicht, ihrerseits den Behörden die nötigen Auskünfte zu erteilen:
Diese Auskünfte sind Voraussetzung einer fruchtbaren Zusammenarbeit zwischen
Behörden und Privaten (Abs. 1).

Die Gesamtbelastung der Schweiz oder einer Region durch bestimmte Schad-
stoffe - beispielsweise Quecksilber oder organische Chlorverbindungen - lässt
sich nur ermitteln oder voraussagen, wenn bekannt ist, welche Mengen hergestellt
und importiert bzw. wie und wo gelagert, verkauft, verbraucht, wiederverwertet
oder beseitigt werden.

Für die sachgemässe Beurteilung von Einzelfällen für die Anordnung der erfor-
derlichen Umweltschutzmassnahmen durch Verfügungen und auch für den Erlass
sachlich richtiger, zeitgerechter und zugleich verhältnismässiger Verordnungen
sind die Behörden auf die genaue Kenntnis der jeweiligen Verhältnisse angewie-
sen. Ohne eine gesetzlich verankerte Auskunftspflicht Hessen sich die entspre-
chenden Angaben nur lückenhaft beschaffen. Ausreichende Unterlagen tragen
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massgeblich dazu bei, zweck- und verhältnismässige Vorschriften über Stoffe zu
erlassen, die sich in der Umwelt anreichern können.

Diese Auskunftspflicht entspricht übrigens der bereits bestehenden Auskunfts-
pflicht nach dem Arbeitsgesetz und dem Giftgesetz. Sie reicht im einzelnen nicht
weiter, als der Vollzug des Umweltschutzgesetzes es erfordert.

Verfügt der Auskunftspflichtige nicht bereits über die nötigen Unterlagen (z. B.
aus der Selbstkontrolle), so muss er die erforderlichen Abklärungen selbst vor-
nehmen. Bei Untersuchungen, welche die Behörde selbst durchführen muss, weil
beispielsweise der Verursacher dazu nicht in der Lage ist, muss der Betrieb die
behördlichen Untersuchungsmassnahmen dulden und seine eigenen Unterlagen
zur Verfügung stellen. Der Grundsatz der Verhältnismässigkeit wird bei der An-
wendung dieser Bestimmung in besonderem Masse zu berücksichtigen sein.

Während Absatz l Anfragen in Einzelfällen regelt, ermächtigen die Absätze 2 und
3 die Behörden, im Interesse des Überblicks über die Entwicklung der Umweltsi-
tuation generelle Meldepflichten einzuführen.

Aufgrund von Absatz 2 können der Bundesrat und die nach kantonalem Recht
zuständige Behörde verlangen, dass in bestimmten Branchen oder Betrieben Da-
ten über Emissionen, Immissionen und Abfälle erhoben und den Behörden zuge-
stellt werden. Ebenso können Verzeichnisse zum Beispiel über Art und Menge
von entgegengenommenen und weitergegebenen gefährlichen Abfällen verlangt
werden.

Absatz 3 gibt dem Bundesrat die Möglichkeit, den Verkehr mit gewissen umwelt-
gefährdenden Stoffen der Meldepflicht zu unterstellen und mengenmässige Anga-
ben, namentlich über Herstellung. Ein- und Ausfuhr, Lagerung, Verbrauch und
Beseitigung bestimmter Stoffe, sowie Auskünfte über die Selbstkontrolle zu ver-
langen. Gestützt auf diese Angaben ist der Bundesrat in der Lage, Vorschriften
über Art und Ausmass der Selbstkontrolle von Grundstoffen und Erzeugnissen
nach Artikel 23 zu erlassen. In aller Regel wird es zudem erst aufgrund solcher
Angaben möglich sein, die Notwendigkeit von Vorschriften über umweltgefähr-
dende Stoffe im Sinne von Artikel 26 zu beurteilen.

Artikel 41

Beim Vollzug des Umweltschutzgesetzes erhalten die Vollzugsbehörden, vor al-
lem infolge der allgemeinen Auskunftspflicht bei amtlichen Erhebungen, Kennt-
nis von Tatsachen, an deren Geheimhaltung der Auskunftspflichtige ein berech-
tigtes Interesse geltend machen kann. In Anlehnung an Artikel 27 des Beamtenge-
setzes (Amtsverschwiegenheit) sieht deshalb das Umweltschutzgesetz eine beson-
dere Schweigepflicht vor (Abs. 1).

Der Schweigepflicht unterstehen neben allfälligen Experten, Kommissionsmitglie-
dern und Mitgliedern von Fachausschüssen sämtliche mit Vollzugsaufgaben be-
trauten Personen. Darunter fallen nicht allein die verwaltungsinternen Vollzugs-
organe, sondern auch alle Personen ausserhalb der Verwaltung, denen Vollzugs-
aufgaben übertragen werden (vgl. Art. 37). Die Schweigepflicht trifft im übrigen
Beamte und Behörden des Bundes und der Kantone in gleicher Weise (vgl.
Art. 32 und 38).
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Absatz 2 regelt die Ausnahmen von der allgemeinen Schweigepflicht. Er be-
schränkt die Zuständigkeit für die Weitergabe von Informationen auf die Voll-
zugsbehörde oder die in der Verordnung ausdrücklich bezeichnete Behörde. Ein-
zelne Beamte, Vollzugspersonen oder Kommissionen unterstehen einer absoluten
Schweigepflicht. Überdies dürfen Auskünfte nur weitergegeben werden, wenn
nicht überwiegende, schutzwürdige Interessen entgegenstehen. Als solche gelten
etwa die Interessen der militärischen Geheimhaltung oder der Geheimnisschutz
privater Betriebe.

Bevor die Behörden Dritten Auskünfte erteilen, müssen sie die Betroffenen anhö-
ren; diese erhalten dadurch Gelegenheit, ihre Interessen an der Geheimhaltung
geltend zu machen. Die Behörde hat die widerstreitenden Interessen im Einzelfall
zu prüfen und abzuwägen. In jedem Fall muss aber das Fabrikationsgeheimnis
gewahrt bleiben. Die Behörden dürfen Informationen, die das Fabrikationsge-
heimnis berühren, selbst dann nicht weitergeben, wenn dies aus Gründen des öf-
fentlichen Interesses erforderlich wäre.

Verletzungen des Amtsgeheimnisses werden nach Artikel 320 des Schweizerischen
Strafgesetzbuches geahndet.

Artikel 42

Soweit der Vollzug des Umweltschutzgesetzes Leistungen der Verwaltung erfor-
dert, die einem oder mehreren Verursachern bestehender oder künftiger Umwelt-
belastungen eindeutig angelastet werden können, müssen entsprechend dem Ver-
ursacherprinzip auch kostendeckende Gebühren erhoben werden. Das Gesetz
sieht in Absatz l von Artikel 42 solche Gebühren ausser für Bewilligungen und
Kontrollen auch für andere besondere Dienstleistungen vor; darunter fallen na-
mentlich Emissions- und Immissionsmessungen bei Anlagen, die Beurteilung der
Umweltverträglichkeit von Projekten mittels Gutachten im Rahmen von Arti-
kel 7, die Erstellung von Immissionsprognosen und Expertisen durch die Fach-
stellen sowie die Durchführung von Erhebungen.

Die Höhe der Gebühren kann nicht im Gesetz selbst festgelegt werden; die Kom-
petenz hiezu wird in Absatz 2 ausdrücklich an den Bundesrat und die Kantone
delegiert. Welche Behörde des Kantons die Gebühren festlegt, richtet sich nach
kantonalem Recht.

Zweites Kapitel : Förderung

Artikel 43

Der Bund kann die Ausbildung von Personen, die mit Vollzugsaufgaben nach
dem Umweltschutzgesetz betraut sind, mit verschiedenen Mitteln fördern: Er
kann eigene Veranstaltungen (z. B. Schulungskurse und Fachtagungen) durchfüh-
ren, daneben aber auch finanzielle Beiträge an entsprechende Veranstaltungen der
Kantone, Gemeinden oder weiterer mit dem Vollzug beauftragter Organisationen
ausrichten (Abs. 1).

Absatz l bezweckt im übrigen nicht die Ausrichtung von Stipendien an einzelne
Teilnehmer, sondern soll nur die Förderung der eigentlichen Ausbildungsveran-
staltungen erlauben. Die individuelle Ausbildungsförderung bleibt Sache der
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Kantone. Soweit sich der Bund daran beteiligen will, ist die Gesetzgebung über
die Berufsbildung und das Stipendienwesen an Hochschulen massgebend.

Artikel 44
Die Bekämpfung und Verminderung des Strassenverkehrslärms ist gegenwärtig
eine der dringendsten und wichtigsten Aufgaben des Umweltschutzes. Zwei
Gründe sprechen vor allem dafür, dass sich der Bund an den Kosten für die er-
forderlichen Schallschutzmassnahmen beteiligt. Zum einen sind Schallschutz-
massnahmen -, auch nachträgliche - bei Strassen untrennbar mit dem Strassen-
bau selbst verbunden. Zudem wird der Bund seine Beiträge mit einem Teil der
Einnahmen aus dem Treibstoffzoll bestreiten, was bedeutet, dass er auch hier das
Verursacherprinzip anwendet.
Absatz l verpflichtet den Bund, den Kantonen Beiträge für .Schallschutzmassnah-
men auszurichten. Die Ausschüttung erfolgt nach den Bestimmungen der Absätze
2-4 sowie nach dem Bundesbeschluss über die Verwendung des für den Strassen-
bau bestimmten Anteils am Treibstoffzollertrag. Der Bund richtet Beiträge an die
Schallschutzmassnahmen bei neuen (Art. 22) wie auch bei bestehenden Strassen
(Art. 15) aus.

Ein Anspruch auf Bundesbeiträge besteht, wenn bauliche Massnahmen an der
Strasse selbst (z. B. Untertunnelungen oder Schallschutzwände) oder Schutzmass-
nahmen bei den von Lärm betroffenen Gebäuden (Schallschutzfenster nach den
Art. 15 Abs. 2 und 22 Abs. 3) finanziert werden müssen.

Die Höhe der Bundesbeiträge bei Nationalstrassen und Hauptstrassen richtet sich
nach den für den Strassenbau geltenden Ansätzen (Abs. 2). Die durchschnittli-
chen Beitragssätze betragen zurzeit 86 Prozent für Nationalstrassen und 50 Pro-
zent für die in Frage kommenden Hauptstrassen. Werkbedingte Schallschutz-
massnahmen längs dieser Strassen werden vom Bund somit im gleichen Ausmass
subventioniert wie die Strassen selbst.

An die Erstellung der übrigen dem Motorfahrzeug geöffneten Strassen richtet der
Bund keine direkten, objektbezogenen Beiträge aus. Gestützt auf Artikel l Ab-
satz l Buchstabe b des Bundesbeschlusses über die Verwendung des für den Stras-
senbau bestimmten Anteils am Treibstoffzollertrag erhalten die Kantone allge-
meine Beiträge an die Kosten der dem Motorfahrzeug geöffneten Strassen und
Mittel für den Finanzausgleich im Strassenwesen. Diese Bundeszuschüsse machen
im Durchschnitt rund 7 Prozent der ausgewiesenen Strassenkosten aus. Sind bei
neuen Strassen dieser Kategorie besondere Schallschutzmassnahmen notwendig,
so werden wohl deren Kosten für die Verteilung der allgemeinen Beiträge berück-
sichtigt, jedoch keine besonderen Beiträge ausgerichtet (vgl. die Änderung von
Art. 15 des Bundesbeschlusses über die Verwendung des für den Strassenbau be-
stimmten Anteils am Treibstoffzollertrag in Art. 56 Ziff. 2, des Gesetzesentwur-
fes).

In Absatz 3 wird schliesslich für Sanierungen am übrigen Strassennetz eine beson-
dere Regelung getroffen. Der Bund soll sich mit Beiträgen von 10-35 Prozent an
diesen Sanierungen beteiligen.' Die für die Ansätze massgeblichen Kriterien (Fi-
nanzkraft des Kantons und Kosten der Sanierung) entsprechen denjenigen für die
Bundesbeiträge an die Sanierung von Niveauübergängen (vgl. den Bundesbe-

822



schluss vom 21. Februar 1964 über Beiträge an die Aufhebung oder Sicherung
von Niveauübergängen, Art. 4 Abs. 2), wobei für die Subventionierung der
Schallschutzmassnahmen das Kriterium der Bedeutung des Werkes entfällt.

Nach Absatz 4 werden die Bundesbeiträge den Kantonen ausbezahlt. Diese leiten
sie an die Berechtigten weiter.

Artikel 45

Entgegen der bisherigen Praxis, wie sie beispielsweise noch für das Gewässer-
schutzgesetz gilt, beteiligt sich der Bund nurmehr an Bau- und Investitionskosten
im Rahmen überkantonaler Vollzugsaufgaben. Dies entspricht den heutigen Be-
strebungen, die Aufgabenverteilung zwischen Bund und den Kantonen soweit wie
möglich zu entflechten.

Überkantonale Bedeutung im Sinne dieser Bestimmung kommt nur .Einrichtun-
gen zu. die tatsächlich der Lösung interkantonaler Vollzugsaufgaben dienen.

Artikel 46

Der Bau von Anlagen für die Behandlung von Sonderabfällen ist für den Bau-
herrn - meist handelt es sich dabei um eine spezialisierte Unternehmung auf dem
Gebiet der Abfallbeseitigung - oft mit einem erheblichen wirtschaftlichen Risiko
verbunden. Solche Anlagen können nur dann wirtschaftlich betrieben werden,
wenn sie voll ausgelastet sind, d. h. wenn aus Industrie und Gewerbe Sonderab-
fälle tatsächlich regelmässig und in ausreichenden Mengen anfallen. Gerade für
Abfallanlagen ist indes die optimale Betriebskapazität aus verschiedenen Grün-
den schwieriger vorauszuberechnen als für die meisten anderen Produktionsanla-
gen: Zum einen sind die bereits heute anfallenden Abfallmengen nicht genau be-
kannt, und zum anderen lassen sich die künftigen Mengen industrieller Sonderab-
fälle äusserst schwer abschätzen. Zudem wird die Technologie der Verwertung
und Beseitigung ständig weiterentwickelt, so dass eine nach dem heutigen Stand
der Technik erstellte Anlage in kurzer Zeit von einer anderen Anlage konkurren-
ziert werden kann, die nach einem neueren, billigeren Verfahren arbeitet.

Aus diesen Gründen kann der Bau einer Anlage für Sonderabfälle im Einzelfall
ein derart grosses Risiko bedeuten, dass er unter Umständen nicht verwirklicht
wird, obwohl er möglicherweise die Produktionsaussichten einer ganzen Branche
verbessern würde und damit im Interesse der gesamten Volkswirtschaft läge. In
solchen Fällen muss das Gemeinwesen einen Teil des Risikos übernehmen. Das
Gesetz ermächtigt deshalb den Bund, zugunsten des Bauherrn Bürgschaften ein-
zugehen. Dadurch können insbesondere die Zinsen für das Investitionskapital,
die einen wesentlichen Teil der laufenden Kosten ausmachen, herabgesetzt wer-
den.

Drittes Kapitel: Verfahren

Artikel 48

Für den Rechtsschutz auf Bundesebene verweist Absatz l grundsätzlich auf die
allgemeinen Bestimmungen über die Bundesrechtspflege, wie sie im Bundesgesetz
über die Organisation der Bundesrechtspflege (OG) und im Bundesgesetz über
das Verwaltungsverfahren (VwVG) enthalten sind. Damit steht als Rechtsmittel
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gegen Verfügungen, die von Bundesbehörden und letzten kantonalen Instanzen
gestützt auf das Umweltschutzgesetz oder dessen Ausführungserlasse ergehen, in
der Regel die Verwaltungsgerichtsbeschwerde an das Bundesgericht offen. In be-
stimmten Ausnahmen ist allein die Verwaltungsbeschwerde zulässig, die in letzter
Instanz vom Bundesrat beurteilt wird.

Als Beschwerdegründe können in jedem Fall geltend gemacht werden :
a. die Verletzung von Bundesrecht;
b. die Überschreitung des durch das Gesetz eingeräumten Ermessens;
c. die unrichtige oder unvollständige Feststellung des rechtserheblichen Sach-

verhaltes.

Die Rüge, eine Verfügung sei unangemessen, ist hingegen nur unter bestimmten
Voraussetzungen zulässig (Art. 104 OG bzw. Art. 49 VwVG). Im Gegensatz zum
Gewässerschutzgesetz wurde darauf verzichtet, die Unangemessenheit einer Ver-
fügung generell als Beschwerdegrund anzuerkennen. Wie die Erfahrungen mit
dem Gewässerschutzgesetz gezeigt haben, ist es für die höchstrichterliche Behörde
des Bundes selbst dann, wenn Stellungnahmen und Auskünfte von Fachstellen
eingeholt und Gutachten erstellt werden, ausserordenti ich schwierig, mit vertret-
barem Aufwand das Ermessen zu überprüfen. Zudem räumt das Umweltschutz-
gesetz den Vollzugsbehörden bewusst immer dann einen gewissen Ermessensspiel-
raum ein, wenn der Entscheid über eine im Einzelfall erforderliche Umwelt-
schutzmassnahme nicht zuletzt auch eine richterlich nur schwer überprüfbare
Wertung voraussetzt.

Nach dem Gesetzesentwurf wird das Umweltschutzrecht, soweit der Bund sich
dessen Vollzug vorbehält, nicht in einem neuen, einheitlichen Verfahren durchge-
setzt, sondern von den bestehenden Behörden jeweils im Rahmen ihrer bisherigen
sachlichen Zuständigkeiten und nach den für sie geltenden Verfahrensvorschrif-
ten vollzogen. Dies gilt insbesondere auch für das Rechtsmittel verfahren. Dieses
richtet sich nach den im betreffenden Sachbereich vorgesehenen Rechtsmitteln
(Abs. 2).

Artikel 49
Die Legitimation zur Beschwerde stellt sowohl im verwaltungsinternen Verfahren
als auch im Verfahren vor Bundesgericht eine formelle Voraussetzung für deren
Zulassung dar. Nach den allgemeinen Bestimmungen über die Bundesrechts-
pflege, auf die Artikel 48 verweist, kommt die Legitimation in erster Linie Perso-
nen zu, die von einer Verfügung betroffen sind und ein schutzwürdiges Interesse
an deren Aufhebung oder Änderung haben. Insbesondere das Erfordernis des Be-
troffenseins lässt erkennen, dass der Verwaltungsprozess in erster Linie den
Schutz des einzelnen Bürgers vor ungerechtfertigten staatlichen Eingriffen be-
zweckt; die richtige Durchsetzung verwaltungsrechtlicher Normen erscheint ne-
ben diesem Schutzgedanken eher als Nebenwirkung. Durch umweltbelastende
Emissionen oder umweltschädliche Stoffe kann nun aber infolge einer Verfügung
die Umwelt widerrechtlich beeinträchtigt werden, ohne dass sich ein engerer
Kreis besonders Betroffener ermitteln liesse; anderseits kann es aber auch Fälle
geben, in denen die von einer Umweltschädigung besonders Betroffenen auf ihre
Rechtsmittel verzichten, weil sie die Chancen des Rechtsmittelverfahrens falsch
einschätzen oder das finanzielle Risiko und die damit verbundene psychische Be-
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lastung nicht auf sich nehmen können oder wollen. Nun sehen das VwVG und
das OG sowohl bei der Verwaltungsbeschwerde als auch im verwaltungsgerichtli-
chen Verfahren die Möglichkeit vor, die Legitimation zur Beschwerde durch Bun-
desrecht auf weitere Kreise auszudehnen (Art. 103 Bst. c OG und Art. 48 Est. b
VwVG). Von dieser Möglichkeit wird im Umweltschutzgesetz Gebrauch ge-
macht, indem privaten Umweltschutzorganisationen das Recht zur Beschwerde-
führung gegen Entscheide zuerkannt wird, denen eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung zugrunde liegt (Abs. 1).

Diese Verbandsklage ist im Bereich des Bundesverwaltungsrechts nicht neu. Sie
findet sich auch im Natur- und Heimatschutzgesetz und hat sich dort namentlich
bei Grossanlagen als wirksames Mittel zur besseren Vertretung öffentlicher Inter-
essen erwiesen. Wie die Erfahrungen zeigen, wird vom Beschwerderecht der Na-
tur- und Heimatschutzorganisationen zwar zurückhaltend, jedoch mit überdurch-
schnittlichem Erfolg Gebrauch gemacht. Während von 76 Beschwerden des
Schweizerischen Bundes für Naturschutz innert zehn Jahren nahezu die Hälfte
(34) gutgeheissen wurde, betrug der allgemeine Durchschnitt aller vom Bundesge-
richt gutgeheissenen Beschwerden keine 20 Prozent und beim Bundesrat nicht
einmal 10 Prozent. Es liegt deshalb nahe, die Verbandsklage auch im Umwelt-
schutzgesetz bei Vorhaben zuzulassen, die die Umwelt in erheblichem Masse be-
lasten können, was auf alle jene Anlagen zutrifft, die der Umweltverträglichkeits-
prüfung unterstellt werden. Sind verschiedene öffentliche Interessen abzuwägen,
und ist der Entscheid der zuständigen Behörde umstritten, gewinnt das Gemein-
wesen beim Bürger an Glaubhaftigkeit, wenn es die letztinstanzliche Entschei-
dung über die Rechtsanwendung dem unabhängigen Gericht anvertraut und den
Umweltschutzorganisationen die Möglichkeit einräumt, ihre Anliegen vor dem
Richter zu vertreten.

Als Beschwerdegrund kann geltend gemacht werden, die entscheidende Behörde
habe die Prüfung unrichtig oder unvollständig durchgeführt. Die Rüge der blos-
sen Unangemessenheit ist dagegen auch mit der Verbandsklage nur unter den en-
gen Voraussetzungen der allgemeinen Bestimmungen über die Bundesrechtspflege
zulässig. Allgemein ist zu beachten, dass die Verbandsklage kein neues Rechts-
mittel schafft, sondern einzig die Legitimation in Verfahren, die schon heute of-
fenstehen, erweitert.
Absatz 2 verpflichtet den Bundesrat, auf dem Verordnungsweg eine Liste der be-
schwerdeberechtigten Organisationen anzulegen. Wie beim Natur- und Heimat-
schutzgesetz werden darin nur ideelle Vereinigungen (Vereine und Stiftungen), die
sich statutengemäss gesamtschweizerisch dem Umweltschutz oder verwandten
Zielen widmen, aufgeführt.
Die Zahl der bestehenden Organisationen, deren Bedeutung und fachliche Kom-
petenz die Aufnahme in diese Liste rechtfertigen, dürfte kaum mehr als 30 betra-
gen. Wie die Erfahrungen mit dem Natur- und Heimatschutzgesetz gezeigt haben,
sind Organisationen ohne mehr oder weniger'ausgebaute Geschäftsstelle ohnehin
kaum in der Lage, von der Möglichkeit zur Beschwerdeführung Gebrauch zu ma-
chen. Ihnen steht jedoch stets die Möglichkeit offen, an eine der berechtigten Or-
ganisationen zu gelangen, um sie für den beabsichtigten Rekurs zu gewinnen.
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Artikel 50

Das Umweltschutzgesetz weist den Kantonen wesentliche Vollzugsaufgaben zu.
Zum Teil können diese nur erfüllt werden, wenn für die Errichtung bestimmter
Anlagen der nötige Boden zur Verfügung steht. Als Beispiele lassen sich etwa der
Bau von Kehrichtverbrennungsanlagen und die Anlage von Deponien erwähnen.
Gelingt es den Kantonen nicht,, die benötigten Grundstücke zu erwerben, müssen
diese nötigenfalls auf dem Wege der Enteignung gesichert werden. Absatz l ent-
hält die hiefür unerlässliche gesetzliche Grundlage. Dank dieser Bestimmung wird
es nicht mehr nötig sein, die entsprechende Ermächtigung in sämtlichen kantona-
len Einführungsgesetzen zu verankern.

Soweit die Kantone gewisse Vollzugsaufgaben Dritten übertragen, können sie
auch das Enteignungsrecht delegieren.

Im übrigen entspricht die Vorschrift von Artikel 50 in ihrem Gehalt dem fast
gleichlautenden Artikel 9 des Gewässerschutzgesetzes, dessen Bestimmung über
die Enteignung sich bewährt hat.

Vierter Titel : Strafbestiirunungen

Vorbemerkung zu den Artikeln 51 und 52
Das Umweltschutzgesetz verpflichtet die Privaten nur mit wenigen Bestimmun-
gen unmittelbar; es richtet sich zur Hauptsache an die Behörden, die das Gesetz
durch Ausführungsvorschriften zu konkretisieren oder mittels Einzelverfügungen
zu vollziehen haben. Dementsprechend nehmen die Straftatbestände, die sich auf
Verletzungen von direkt anwendbaren gesetzlichen Verhaltensnormen beziehen,
einen kleinen Raum ein. Der wesentliche Teil der mit Strafe bedrohten Handlun-
gen betrifft Verstösse gegen die bedeutsamsten Ausführungsvorschriften und ge-
gen Einzelverfügungen.

Widerhandlungen gegen Ausführungserlasse sind insoweit umweltschutzrechtìi-
che Straftatbestände, als dies - wie bei der Verletzung emissionsbegrenzender
Vorschriften im Sinne von Artikel 51 Absatz l Buchstabe a - im Umweltschutzge-
setz ausdrücklich vorgesehen ist. In anderen Fällen erklärt das Gesetz die Ver-
stösse gegen behördliche Verfügungen, die gestützt auf das Gesetz selbst oder auf
seine Ausführungserlasse ergehen, als strafbar. Bei allen übrigen rechtsvollziehen-
den Einzelverfügungen indessen könnte eine schuldhafte Missachtung höchstens
den Übertretungstatbestand des Ungehorsams gegen amtliche Verfügungen im
Sinne von Artikel 292 des Schweizerischen Strafgesetzbuches (StGB) erfüllen.

Bezüglich des Verhältnisses der Strafbestimmungen dieses Gesetzes zu jenen an-
derer Bundeserlasse ist klarzustellen, dass eine Bestrafung nur dann nach dem
Umweltschutzgesetz erfolgt, wenn die verletzte Vorschrift ausschliesslich gestützt
auf dieses Gesetz erlassen wurde. Verstösse gegen Vorschriften über den Betrieb
von Anlagen oder den Umgang mit Stoffen und Abfällen, die in anderen Bundes-
gesetzen und deren Ausführungsbestimmungen enthalten sind, sollen auch weiter-
hin nach den Strafbestimmungen dieser speziellen Erlasse geahndet werden. So
gelten beispielsweise für die Verfolgung von Widerhandlungen gegen Emissions-
vorschriften für Motorfahrzeuge und Flugzeuge nach wie vor ausschliesslich die
Strafbestimmungen der Strassenverkehrs- bzw. der Luftfahrtgesetzgebung
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(Art. 51 Abs. l Bst. b USG). Dies trifft selbst dann zu, wenn die verletzte Vor-
schrift allenfalls aufgrund von Artikel 3 Absatz l USG, den Kriterien und
Grundsätzen des Umweltschutzgesetzes angepasst worden war.

Artikel 51

Die Strafdrohung von Absatz l qualifiziert die vorsätzliche Begehung der hier
aufgezählten Delikte als Vergehen. Der Versuch, die Anstiftung sowie die Gehil-
fenschaft sind damit ebenfalls strafbar ; für die Busse ergibt sich der Maximalbe-
trag von 40 000 Franken (Art. 48 Ziff. l StGB).

Absatz l verbietet nicht allein Verhaltensweisen, welche den Menschen oder die
Umwelt tatsächlich der Wahrscheinlichkeit einer Schädigung aussetzen (konkrete
Gefährdung), sondern auch jedes Verhalten, das in der Regel die erhöhte Mög-
lichkeit einer Schädigung begründet, unabhängig davon, ob diese Möglichkeit im
Einzelfall tatsächlich geschaffen wird (abstrakte Gefährdung). Die Strafdrohung
indessen ist je nach Art der Gefährdung verschieden : Für abstrakte Gefährdun-
gen beträgt die Höchststrafe sechs Monate Gefängnis, während für schwerwie-
gende konkrete Gefährdungen die Strafe Gefängnis nicht unter sechs Monaten
ist. Droht durch das Verhalten des Täters nur geringfügiger Schaden, bleibt der
Richter im Falle einer konkreten Gefährdung an die Höchststrafe von sechs Mo-
naten gebunden.

Absatz 2 stellt auch die fahrlässige Begehung der in Absatz l aufgezählten Delikte
unter Strafe. Die auf Busse bis maximal 20 000 Franken lautende Strafdrohung
qualifiziert solche Widerhandlungen als Übertretungen und privilegiert dadurch
die Schuldform der pflichtwidrigen Unvorsichtigkeit gegenüber dem Vorsatz.

Artikel 52
Am 1. Januar 1975 trat das Bundesgesetz über das Verwaltungsstrafrecht (VStrR)
in Kraft. Es enthält in den Artikeln 6 und 7 ausführliche Bestimmungen über Wi-
derhandlungen in Geschäftsbetrieben durch Beauftragte und vergleichbare Per-
sonen. Um Geschäftsherren oder Arbeitgeber, Auftraggeber oder Vertretene zur
sorgfältigen Überwachung ihrer gesetzlichen oder vertraglichen Vertreter anzu-
halten, werden sie denselben Strafbestimmungen unterstellt, denen auch die Ver-
treter und Beauftragten unterstehen.
Auch im Umweltschutzgesetz rechtfertigt es sich, die Strafbarkeit für diese Perso-
nen vorzusehen, wenn die Widerhandlungen des Vertreters auf die Verletzung ih-
rer Aufsichts- und Sorgfaltspflichten zurückzuführen sind.

Da im übrigen auch für Widerhandlungen im Geschäftsbetrieb juristischer Perso-
nen, Kollektiv- oder Kommanditgesellschaften und Einzelfirmen dieselbe Rege-
lung wie im Bundesgesetz über das Verwaltungsstrafrecht zu treffen ist, lassen
sich durch den Verweis auf die Artikel 6 und 7 VStrR unnötige Wiederholungen
vermeiden.

Fünfter Titel : Schlussbestimmungen

Artikel 53

In den Erläuterungen zur Selbstkontrolle bei der Herstellung und beim Import
von Stoffen (Art. 23) wurde bereits darauf hingewiesen, dass den betroffenen
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Herstellern und Importeuren genügend Zeit für die Durchführung der erforderli-
chen Abklärungen einzuräumen ist. Diesem Erfordernis trägt Artikel 53 Rech-

Für neue Stoffe und für Stoffe mit neuen Bestandteilen sieht das Gesetz in Ab-
satz l eine allgemeine Frist von drei Jahren vor. Die Frist für die übrigen Stoffe
wird dagegen nicht schon im Gesetz selbst festgelegt, sondern ist gemäss Absatz 2
vom Bundesrat zu bestimmen. Wir gedenken, für diese übrigen Stoffe eine gene-
relle Frist von zehn Jahren festzusetzen. Aufgrund der Delegation an den Bun-
desrat kann die Frist auf Verordnungsstufe flexibel gehandhabt und den konkre-
ten Möglichkeiten angepasst werden. So kann für bestimmte Stoffgruppen eine
kürzere Frist angeordnet werden, wenn die Einführung der Selbstkontrolle weni-
ger Zeit in Anspruch nimmt, umgekehrt muss für andere Stoffe eine längere
Übergangsfrist vorgesehen werden, sofern sich für diese Stoffe die Selbstkontrolle
nicht innert zehn Jahren verwirklichen lässt.

Artikel 54
Die Grundsätze der Artikel l und 2, der Grundsatz für Emissionsbegrenzungen
(Art. 9), die Immissionsgrenzwerte, Alarmwerte und Planungswerte (Art. 11-14
und 20) sowie die Grundsätze über den Umgang mit Stoffen (Art. 23-25) gelten
gemäss Artikel 3 Absatz l des Umweltschutzgesetzes auch für Umweltvorschrif-
ten in Verordnungen zu anderen Bundesgesetzen.

Werden neue Umweltvorschriften aufgrund anderer Bundesgesetze nach Inkraft-
treten dieses Gesetzes erlassen, müssen diese sich ohne Übergangsfrist an die in
Artikel 3 vorgesehenen Vorschriften dieses Gesetzes halten. Soweit aber die beste-
henden Verordnungen diesem Gesetz anzupassen sind, muss eine Übergangsfrist
vorgesehen werden. Vorerst muss ein grosser Teil des bestehenden Verordnungs-
rechts des Bundes auf seine Übereinstimmung mit den Anforderungen des Um-
weltschutzgesetzes hin überprüft werden. Diese Arbeit ist sehr umfangreich und
wird voraussichtlich mehrere Jahre in Anspruch nehmen. Die Überarbeitung des
Verordnungsrechts ist zu koordinieren, und es müssen dafür Prioritäten gesetzt
werden. Der Bundesrat wird deshalb verpflichtet, für die Anpassung oder Ergän-
zung des Verordnungsrechtes des Bundes ein verbindliches Programm festzule-
gen.

Artikel 55

Zahlreiche Bestimmungen des Umweltschutzgesetzes bedürfen zu ihrem Vollzug
der Konkretisierung durch Verordnungen. Im Zusammenhang mit den Arti-
keln 31 und 33 wurde indes bereits daraufhingewiesen, dass die Ausarbeitung der
entsprechenden Erlasse längere Zeit in Anspruch nehmen wird.

Artikel 55 Absatz l erweitert deshalb ausdrücklich den Grundsatz der konkurrie-
renden Gesetzgebungskompetenz der Kantone auf die Stufe der Verordnungen
des Bundesrates. Damit sind die Kantone also auch in jenen Gebieten zum Erlass
eigener Rechtsvorschriften kompetent, in denen der Bundesgesetzgeber die Ver-
ordnungskompetenz zwar an den Bundesrat delegiert, der Bundesrat diese Kom-
petenz aber nicht ausgeschöpft hat. Diese konkurrierende Rechtsetzungskompe-
tenz der Kantone gilt sowohl für Emissionsvorschriften, die der Bundesrat erst
später erlassen wird, wie auch für Bereiche, die er nie auf der Ebene des Bundes

828



regeln wird, weil sie von lokaler Bedeutung sind oder weil eine gesamtschweizeri-
sche Lösung aus anderen Gründen nicht erforderlich ist. Da die Kantone ver-
pflichtet sind, vorher das Eidgenössische Departement des Innern anzuhören, er-
halten sie Kenntnis von den Vorstellungen der Bundesbehörden und dem Stand
der Arbeiten auf Bundesebene und können ihre Erlasse danach ausrichten. Um-
gekehrt verschafft die Zusammenarbeit mit den Kantonen dem Bundesrat einen
Überblick über deren spezielle Anliegen: diesen kann er dann beim Erlass eigener
Vorschriften Rechnung tragen.

Von der in Absatz l vorgesehenen konkurrierenden Zuständigkeit der Kantone
sind die Immissionsgrenz-, Alarm- und Planungswerte ausgeschlossen. Für die
Grenze der Schädlichkeit oder Lästigkeit müssen gesamtschweizerisch einheitli-
che Massstäbe gelten. Ebenfalls ausgeschlossen ist die konkurrierende Zuständig-
keit der Kantone für den Erlass von Vorschriften über umweltgefährdende Stoffe
und für Typenprüfungen. Auch bei diesen Vorschriften bedarf es aus Gründen
der Zweckmässigkeit, der Anwendbarkeit und der Wettbewerbsneutralität ein-
heitlicher Vorschriften für die ganze Schweiz. Vorbehalten bleiben allerdings jene
kantonalen Immissionsgrenzwerte, Alarmwerte oder Plauungswerte sowie Be-
stimmungen über umweltgefährdende Stoffe, die im Zeitpunkt der Inkraftsetzung
des Umweltschutzgesetzes durch den Bundesrat (Art. 57) bereits bestanden; be-
stimmt das kantonale Recht nichts anderes, behalten solche Vorschriften ihre
Gültigkeit und treten erst ausser Kraft, wenn der Bundesrat eigene Vorschriften
erlässt.

Artikel 56

Vorbemerkung
Obwohl der Umweltschutz und damit auch das vorliegende Gesetz in zahlreiche
Bereiche eingreifen, für die das geltende Bundesrecht bereits Regelungen enthält,
sind verhältnismässig wenige Änderungen von Bundesgesetzen erforderlich. Dies
hängt vorab damit zusammen, dass im Bereich der Spezialgesetzgebung des Bun-
des die eigentlichen Umweltvorschriften zumeist erst in den entsprechenden Ver-
ordnungen enthalten sind ; deren Anpassung ist dem Bundesrat bereits durch Arti-
kel 54 aufgegeben.

Ziffer l
Zur Ergänzung von Artikel 18 NHG

Nach Artikel 18 Absatz l des Bundesgesetzes über den Natur- und Heimatschutz
(NHG), der unverändert bleibt, müssen einheimische Tier- und Pflanzenarten
durch die Erhaltung genügend grosser Lebensräume (Biotope) und andere geeig-
nete Massnahmen geschützt werden. Dabei ist auf schutzwürdige land- und forst-
wirtschaftliche Interessen Rücksicht zu nehmen. Gefährdete Tier- und Pflanzen-
arten können nicht allein mit dem Pflückverbot (bei Pflanzen) bzw. mit dem Ver-
bot, Tiere zu fangen oder zu töten, wirksam geschützt werden. Gestützt werden
müssen vor allem auch ihre Lebensräume. Jede Tier- und Pflanzenart ist für ihr
Fortbestehen auf die ihr zusagende'Umgebung und Lebensgemeinschaft angewie-
sen. Werden die für sie unerlässlichen Lebensgrundlagen zerstört, so verschwin-
det die Art, auch wenn das Fangen und Töten der einzelnen Lebewesen durch
noch so strenge Bestimmungen untersagt wird. Soll also die Vielfalt der natürli-
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chen Lebensformen auch nur einigermassen gewahrt werden, so müssen die Bio-
tope in Zukunft noch besser geschützt werden.

Der neue Absatz lbis zählt nun jene Naturgebiete auf, die besonderen Seltenheits-
wert haben und deren Erhaltung für das Überleben bedrohter Tier- und Pflanzen-
arten besonders wichtig ist. Diese Standorte bieten besonders vielfältigen Lebens-
gemeinschaften eine unerlässliche Lebensgrundlage und bilden ein Gegengewicht
zu der von Technik und Zivilisation sehr stark geprägten Landschaft. Sie erfüllen
im intensiv genutzten Naturhaushalt zudem eine wichtige biologische Ausgleichs-
funktion.

Der neue Absatz l ler sieht vor, dass diese Gebiete von technischen Eingriffen ver-
schont bleiben sollen. Dieses Ziel lässt sich aber nicht immer verwirklichen. Sind
schädigende Eingriffe unvermeidlich, müssen alle erforderlichen und durchführ-
baren Massnahmen getroffen werden, um das Gebiet soweit wie möglich zu scho-
nen. Die Kosten trägt der Verursacher.

MUSS ein Naturgebiet vorübergehend aufgegeben werden, so soll es sobald wie
möglich am gleichen Ort wieder hergestellt, oder es muss, wie bei der Rodung
von Waldparzellen, ein angemessener Ersatz geschaffen werden. Erfahrungen zei-
gen, dass auch solche künstlich geschaffene Naturgebiete besonders reizvoll sind
und eine Lebensgrundlage für eine sehr vielfältige Lebensgemeinschaft sein kön-
nen. Auf diese Weise wird die Natur nicht nur durch Verbotsvorschriften ge-
schützt. Der Verursacher wird vielmehr angehalten, eine positive Leistung für die
Errichtung und den Schutz von Biotopen zu erbringen.

Zur Änderung von Artikel21 NHG

Für diesen Artikel sind zwei Änderungen vorgesehen, die im Interesse des Um-
weltschutzes erforderlich sind. Einmal wird beim Ausdruck Ufervegetation auf
den einschränkenden Zusatz «der öffentlichen Gewässer» verzichtet. Ein in der
ganzen Schweiz einheitlicher Begriff des öffentlichen Gewässers besteht nicht.
Dies führte dazu, dass Artikel 21 in den verschiedenen Kantonen unterschiedlich
angewendet wurde.
Zur Umschreibung des Begriffes «Ufervegetation» findet sich im geltenden Ge-
setz in Klammern der Ausdruck «wie Schilf- und Binsenbestände usw.». Die Er-
läuterung soll nun umfassender und anschaulicher gestaltet werden, indem der
Passus «Auenvegetation sowie andere natürliche Pflanzengesellschaften im Ufer-
bereich» hinzugefügt wird.

Zur Ergänzung von Artikel 24 Absatz l NHG

Die hier vorgesehene Ergänzung ergibt sich aus den neuen Bestimmungen, die in
Artikel 18 eingefügt werden sollen. Artikel 24 befasst sich mit den strafrechtlichen
Sanktionen zu den im NHG aufgestellten Verhaltensnormen.

Ziffer 2

Der Bundesbeschluss über die Verwendung des für den Strassenbau bestimmten
Anteils am Treibstoffzollertrag unterscheidet zwischen Beiträgen an die Kosten
der Nationalstrassen, der Hauptstrassen, der Sanierung von Niveauübergängen
und den allgemeinen Beiträgen an die Kosten der dem Motorfahrzeug geöffneten
Strassen sowie für den Finanzausgleich. Durch die Änderung der Artikel 4 Ab-
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satz l, 10 und 15 Absatz l werden die beitragsberechtigten Kosten der genannten
Kategorien um die Kosten für die nach dem Umweltschutzgesetz erforderlichen
Schallschutzmassnahmen erweitert.
Da nach Artikel 44 Absatz 3 des Umweltschutzgesetzes für Sanierungen von
Strassen, die nicht dem National- und Hauptstrassennetz angehören, ein Bei-
tragssatz von 10-35 Prozent vorgesehen ist, erscheint es zweckmässig, hiefür eine
besondere Beitragskategorie vorzusehen. In Artikel l Absatz l Buchstabe a des
Bundesbeschlusses werden daher in einer neuen Ziffer 4 als besonderes Aufgaben-
gebiet neu Beiträge an die nach dem Umweltschutzgesetz im Rahmen von Sanie-
rungen erforderlichen Schallschutzmassnahmen eingeführt. Diese neue Aufgabe
kann im Rahmen des bisher für die Nationalstrassen, Hauptstrassen und für die
Sanierung von Niveauübergängen bestimmten Anteils von 65 Prozent am stras-
senbaugebundenen Treibstoffzollertrag finanziert werden, weil für diese Beitrags-
kategorie, nach gegenwärtiger Sicht der Dinge, genügend Mittel zur Verfügung
stehen. Für Schallschutzmassnahmen im Rahmen von Sanierungen gemäss vor-
liegendem Gesetz dürften damit - entsprechend den Treibstoffzollerträgen der
letzten Jahre - jährlich rund 25 Millionen Franken bereitgestellt werden können.
Dabei ist zu berücksichtigen, dass nach Absatz 2 von Artikel l des Bundesbe-
schlusses der Bundesrat jeweils für die Dauer von mindestens vier Jahren die An-
teile der in Absatz l Buchstabe a genannten Aufgabengebiete an der gesamten
Quote nach Massgabe der Dringlichkeiten festlegt. Damit ist die Möglichkeit ge-
geben, die Dringlichkeit der Sanierung von Strassen im Verhältnis zu den ande-
ren unter Buchstabe a genannten Aufgaben periodisch zu überprüfen und wenn
nötig neu' festzulegen.
Die Kantone werden dem Bund ihre Sanierungsprogramme einreichen, für die
dann im Rahmen der verfügbaren Mittel und nach Dringlichkeit die Bundesbei-
träge zugesichert werden. Es ist nicht vorgesehen, dass der Bund auch eine techni-
sche Prüfung der Sanierungsprogramme durchführt. In einem verhältnismässig
einfachen, in den Ausführungsbestimmungen noch näher zu umschreibenden
Verfahren soll der administrative Aufwand für die Subventionierung der wohl
zahlreichen, aber im Einzelfall finanziell nicht besonders aufwendigen Sanie-
rungsgeschäfte in vertretbarem Rahmen gehalten werden.

Ziffer 3

Artikel 27 Absatz 2 des Gewässerschutzgesetzes (GSchG) verpflichtet die Kantone,
dafür zu sorgen,

dass die festen Abfälle aus Haushalt, Gewerbe und Industrie gesammelt und
durch geordnetes Deponieren. Kompostieren, Verbrennen oder auf andere
Weise schadlos beseitigt werden. Die Kantone übertragen diese Aufgaben den
Gemeinden, anderen Korporationen des öffentlichen Rechts, Zweckverbän-
den oder Verursachern, soweit sie sie nicht selbst durchführen. Sie überwa-
chen deren Massnahmen und Arbeiten.

Diese Vorschrift ist im Interesse einer zusammenhängenden und vollständigen
Regelung des Abfallproblems in das Umweltschutzgesetz aufgenommen worden
(Art. 28 Abs. 2 und 29 Bst. a-g) und kann aus dem Gewässerschutzgesetz gestri-
chen werden. Im Gewässerschutzgesetz verbleiben einzig jene Abfallbestimmun-
gen, die spezifische Interessen des Gewässerschutzes berühren (Art. 27 Abs. l, 3
und 4 GSchG). Unberührt bleibt die im Gewässerschutzgesetz enthaltene Rege-
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lung der Subventionsberechtigung beim Bau von Abfallbeseitigungsanlagen
(Art. 33 Abs. l GSchG).

Ziffer 4
Als Abfälle im Sinne des Umweltschutzgesetzes gelten auch Gifte, deren sich der
Besitzer entledigen will oder deren Unschädlichmachung, Beseitigung oder Ver-
wertung im öffentlichen Interesse geboten ist (Art. 5 Abs. 6). Im Unterschied zu
den gewöhnlichen Abfällen müssen Giftreste allerdings stets unschädlich gemacht
werden.
Nach Artikel 16 des Giftgesetzes obliegt die Pflicht zur Unschädlichmachung gif-
tiger Abfalle in umfassender Weise den Kantonen, sofern der Besitzer sie nicht
selbst erfüllen kann.
Diese Regelung widerspricht dem im Umweltschutzgesetz verankerten Grundsatz
der Aufgabenteilung bei der Beseitigung, der Unschädlichmachung und der Ver-
wertung der Abfälle : Das Umweltschutzgesetz verpflichtet die Kantone lediglich,
Siedlungsabfälle selber zu beseitigen; die Beseitigung der Abfalle aus Industrie
und Gewerbe (auch der gifthaltigen) obliegt dagegen ihrem Besitzer (Art. 28
Abs. 2). Zwar ist keineswegs ausgeschlossen, dass die Kantone auch die Beseiti-
gung gewerblicher oder industrieller Abfälle übernehmen; es handelt sich dabei
jedoch um eine freiwillige Leistung, welche die Kantone nur erbringen können,
soweit die öffentlichen Anlagen zur Beseitigung von Siedlungsabfällen dazu ge-
eignet sind. Die vorgeschlagene Änderung des Giftgesetzes schliesst aus, dass gif-
tige Industrieabfalle auch dann der öffentlichen Hand überlassen werden können,
wenn die Kantone auf die Beseitigung grösserer Mengen oder speziell zu behan-
delnder Arten giftiger Abfälle nicht vorbereitet sind. Derartige Abfalle hat der
Verursacher vielmehr selbst zu beseitigen.

Soweit es sich dagegen um die im Kleinverkauf bezogenen Gifte bzw. die daraus
entstehenden Abfälle handelt, ist die im Giftgesetz verankerte Beseitigungspflicht
der Kantone durchaus gerechtfertigt, denn es geht dabei im Grunde um eine spe-
zielle Art der Siedlungsabfälle.

Diesem Sachverhalt trägt die vorgeschlagene Änderung von Artikel 16 des Gift-
gesetzes Rechnung, indem die Verpflichtung der Kantone zur Entgegennahme
gifthaltiger Abfälle auf jene Giftreste beschränkt wird, die sich aus dem Bezug
von Giften im Kleinverbrauch ergeben. Im übrigen bringt die vorgeschlagene
Neufassung klar die Unterscheidung zwischen der Phase, der Sammlung dieser
Abfälle und dem eigentlichen Unschädlichmachen zum Ausdruck : Im Giftgesetz
verbleibt die Vorschrift, wonach die Abgeber und öffentlichen Sammelstellen die
Reste im Kleinverbrauch bezogener Publikumsprodukte unentgeltlich entgegen-
zunehmen haben, während sich die Unschädlichmachung der Gifte nach der Bun-
desgesetzgebung über den Umwelt- und Gewässerschutz richtet.

Ziffer 5

Artikel 6 Absatz l des Arbeitsgesetzes hat folgenden Wortlaut:

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, zum Schütze von Leben und Gesundheit der
Arbeitnehmer sowie zum Schütze der Umgebung des Betriebes vor schädli-
chen und lästigen Einwirkungen alle Massnahmen zu treffen, die nach der Er-
fahrung notwendig, nach dem Stand der Technik anwendbar und den Ver-
hältnissen des Betriebes angemessen sind.
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In seiner heutigen Fassung bezweckt das Arbeitsgesetz demnach nicht allein den
Schutz des Arbeitnehmers, sondern auch den Schutz der Umgebung. Dieser Um-
gebungsschutz stellt im Rahmen eines reinen Arbeitnehmerschutzrechtes einen
Fremdkörper dar; sein Einbezug in das Arbeitsgesetz ist nur historisch zu erklä-
ren.
Mit dem vorliegenden Gesetz soll der Schutz der natürlichen Umwelt nunmehr
zusammenhängend und umfassend geregelt werden. Im Interesse einer übersicht-
lichen Gesetzgebung, die sämtliche Aspekte des Umweltschutzes erfasst, soll der
Schutz der Umgebung von Betrieben aus dem Arbeitsgesetz ausgeklammert und
neu im Umweltschutzgesetz verankert werden. Eine Aufteilung der Umwelt in
eine nähere «Umgebung eines Betriebes» im Sinne des Arbeitsgesetzes und eine
weitere Landschaft lässt sich aufgrund der heutigen Kenntnisse über die Ausbrei-
tung der Emissionen nicht vornehmen. Das Umweltschutzgesetz erfasst denn
auch all jene Einwirkungen, die speziell in der Umgebung von Betrieben auftre-
ten, wie Ultra- und Infraschall, helles Licht und Lichtblitze sowie Ultraviolett-,
Infrarot- oder Laserstrahlen (Art. l Abs. l und Art. 5 Abs. 1).
Vorschriften zum Schütze der Umgebung von Anlagen, die dem Arbeitsgesetz
unterstehen, werden künftig ausschliesslich gestützt auf das Umweltschutzgesetz
erlassen und von den dafür zuständigen Behörden vollzogen werden. Diese Lö-
sung schliesst keineswegs aus, dass die Kantone für den Vollzug weiterhin die
kantonalen Arbeitsinspektorate einsetzen; sie können aufgrund ihrer Organisa-
tionshoheit indes auch andere geeignete Verwaltungsstellen damit betrauen.
Mit der Änderung von Artikel 6 des Arbeitsgesetzes entfällt auch die Begutach-
tung des Umgebungsschutzes durch die Eidgenössischen Arbeitsinspektorate im
Rahmen des Plangenehmigungsverfahrens nach Artikel 8 des Arbeitsgesetzes.
Selbstverständlich steht es den Kantonen aber frei, den Eidgenössischen Arbeits-
inspektoraten auch weiterhin die Aspekte des Umgebungsschutzes zur Stellung-

• nähme vorzulegen, was in manchen Fällen zweckmässig sein dürfte. Auf diese
Weise lässt sich von der Erfahrung dieser Behörde in der Beurteilung von Um-
weltschutzfragen profitieren, und es können allfällige Zielkonflikte mit dem Ar-
beitnehmerschutz bereinigt werden.

7 Finanzielle und personelle Folgen

71 Benötigte Mittel des Bundes

Eine erste Kategorie von Umweltschutzkosten bilden die durch den Vollzug be-
dingten Mehrausgaben. Grundsätzlich ist dazu festzuhalten, dass sich das neue
Gesetz in seiner Konzeption an die Finanz- und Personalplanung des Bundes
hält, so dass auch im Bereich des Umweltschutzes nicht mit ausserordentlichen
Zuwachsraten zu rechnen ist. Das Gesetz bringt wohl neue Aufgaben für die
Bundesverwaltung; einiges dürfte sich jedoch durch interne Umdispositionen und
rein organisatorische Massnahmen bewältigen lassen. In erster Linie soll versucht
werden, durch eine andere Prioritätensetzung im Bereiche des Gewässerschutzes
und eine organisatorische Straffung auf dem Gebiete der Landeshydrologie - zu-
sammen mit einer räumlichen Konzentration der Dienststellen beim Bundesamt
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für Umweltschutz - eine Anzahl Stellen freizuspielen. Allerdings muss schon
heute darauf aufmerksam gemacht werden, dass durch diese Massnahmen nicht
der ganze Personalbedarf gedeckt werden kann. Es wird deshalb im Zusammen-
hang mit den jährlichen Budgetvorbereitungen zu prüfen sein, inwieweit zusätzli-
che Stellen mit den Voranschlägen anzubegehren sind. Insgesamt dürfte es sich
dabei für die gesamte Bundesverwaltung im nächsten Jahrzehnt um etwa 10 bis
15 Personaleinheiten handeln.

Sodann ergeben sich Ausgaben in Form von Beiträgen. Gemäss Gesetz wird der
Bund die Ausbildung und Forschung auf dem Gebiet des Umweltschutzes unter-
stützen, wie dies bereits für die Belange des Gewässerschutzes im Gewässer-
schutzgesetz geregelt ist. Es besteht kein Zweifel, dass Ausgaben für die Ausbil-
dung und Forschung im Bereich des Umweltschutzes sich mittel- bis längerfristig
auszahlen werden, da gestützt auf bessere Forschungsergebnisse und mit besser
qualifizierten Fachleuten namhafte Einsparungen im Kampf um die Erhaltung ei-
ner gesunden Umwelt erzielt werden können. Die Förderung der Ausbildung und
Forschung nach Artikel 43 wird im Rahmen der jeweils im Voranschlag einge-
setzten Mittel erfolgen.

Beiträge an die erforderlichen Mess-, Kontroll- und Überwachungsaufgaben der
Kantone werden nur bei Erfüllung überkantonaler Aufgaben ausgerichtet. Für
sie werden deshalb in den ersten Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes jährlich
rund eine Million Franken genügen. Nach Tätigung der wichtigsten Investitionen
dürfte sich später dieser Betrag auf einen Drittel bis die Hälfte reduzieren.

Weiter sieht das Gesetz Beiträge für Schallschutzmassnahmen bei Strassen vor.
Da diese ausschliesslich aus dem Reinertrag des Zolles aus Treibstoffen für moto-
rische Zwecke entnommen werden (siehe dazu die Art. 44 und 56 Ziff. 2 mit den
entsprechenden Kommentaren), entstehen dem Bund keine zusätzlichen Ausga-
ben.

Die Kosten für nachträgliche Lärmschutzmassnahmen, d.h. Sanierungen, beim
bestehenden Strassennetz sind 1977 im Auftrag des Bundesamtes für Umwelt-
schutz abgeschätzt worden; ein entsprechender Bericht liegt vor. Die Untersu-
chung beschränkte sich auf den Verkehrslärm entlang von Nationalstrassen und
Innerortsstrecken in Agglomerationen und ländlichen Siedlungen. Ausser bei den
Nationalstrassen wurde vereinfachend angenommen, dass als einzige Massnahme
der Einbau von Schallschutzfenstern in Frage kommt. Die Schätzung bezüglich
Innerortsstrecken ergibt bei einem Alarmwert von 70 Dezibel rund 500 Millionen
Franken und bei 65 Dezibel etwa 1,75 Milliarden Franken; für die Sanierung der
Nationalstrassenabschnitte werden weitere 75-100 Millionen Franken benötigt.
Bei diesen Zahlen darf nicht übersehen werden, dass sie mit einem gewissen Unsi-
cherheitsfaktor verbunden sind. Dieser ist vor allem durch die vereinfachten Mo-
dellannahmen bei der Ermittlung der Problemkilometer und bei der Bestimmung
der durchschnittlichen Fensterzahlen pro Streckeneinheit sowie durch die Unge-
wisse Preisentwicklung bedingt. Geht man davon aus, dass für die Sanierung eine
Frist von rund zehn Jahren benötigt wird und die durchschnittlichen Bundesbei-
träge etwa einen Viertel ausmachen, ist aufgrund der genannten Totalbeträge mit
einer jährlichen Belastung der Treibstoffzollerträge von rund 15^40 Millionen
Franken zu rechnen.
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Für die Bürgschaften, die der Bund für den Bau zentraler Abfallverwertungs-
oder -beseitigungsanlagen übernehmen kann, wird kein besonderer Kredit bereit-
gestellt werden müssen.

Dem Bund werden durch das Umweltschutzgesetz schliesslich zusätzliche Kosten
in dem Ausmass erwachsen, als er selbst umweltbelastende Anlagen, Fahrzeuge
oder Maschinen betreibt und diese entweder sanieren oder ersetzen muss. In die-
sem Bereich ist der Bund den Privaten gleichgestellt und hat dieselben Kosten zu
tragen. Über die Grössenordnung dieser Kosten kann im jetzigen Zeitpunkt noch
nichts ausgesagt werden; wir erachten aber die damit verbundene finanzielle, Be-
lastung als für den Bund tragbar.

72 Richtlinien der Regierungspolitik

In den Richtlinien der Regierungspolitik für die Legislaturperiode -1975 bis 1979
haben wir die Umweltschutzgesetzgebung als Schwerpunkt bezeichnet; indessen
haben wir uns gegen eine alles umfassende und abschliessende Kodifikation des
Umweltschutzrechtes im ersten Anlauf ausgesprochen (vgl. BB1 7976 I 442,
Ziff. 361, und Schwerpunkte, Ziff. 28).

73 Benötigte Mittel von Kantonen und Gemeinden

Die zusätzliche Belastung durch den Vollzug des neuen Umweltschutzrechtes
wird bei den Kantonen und Gemeinden unterschiedlich hoch sein, da auch die
bisherigen Anstrengungen in den verschiedenen Kantonen und Gemeinden unter-
schiedlich waren. Weil das Gesetz grundsätzlich auf dem Verursacherprinzip auf-
baut und für den Vollzug nur in bescheidenem Ausmass neue Verwaltungsstellen
erforderlich sein werden, wird auch die Belastung der öffentlichen Hand in den
Kantonen und Gemeinden im Rahmen bleiben. Mit drei bis acht zusätzlichen
Stellen dürften unseres Erachtens die meisten Kantone in der Lage sein, das neue
Umweltschutzgesetz zu vollziehen.
Das Bundesrecht schreibt den Kantonen und Gemeinden nicht vor, Beiträge an
besondere Umweltschutzmassnahmen Dritter auszurichten. Die Ausrichtung von
Beiträgen ist somit den Kantonen und Gemeinden anheimgestellt ; entsprechende
Ausgabenschätzungen sind deshalb nicht möglich.
Soweit die Kantone und Gemeinden als Verursacher von umweltbelastenden Be-
trieben, Anlagen, Fahrzeugen, Maschinen und ähnlichem auftreten, unterliegen
auch sie, wie die Privaten, den Begrenzungsvorschriften des,Umweltschutzgeset-
zes. In diesem Umfang haben sie auch zusätzliche Kosten zu tragen. Für die
Kantone und Gemeinden dürfte dies von grösserer Bedeutung sein als für den
Bund, da vor allem die Gemeinden oft auch industrielle Betriebe führen. Die
Grössenordnung der Ausgaben kann im jetzigen Zeitpunkt allerdings noch nicht
abgeschätzt werden, doch dürfte die Sanierung von lärmigen Strassenabschnitten
den grössten Ausgabenposten bilden.
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74 Finanzielle Folgen für die Privaten

Oben ist festgestellt worden, dass die Aufwendungen für den Umweltschutz nur
mit grossen Schwierigkeiten abgeschätzt werden können. Wesentliche Quantifi-
zierungs- und Zurechnungsprobleme müssen gelöst werden, ehe entsprechende
Kostenstudien durchgeführt und veiiässliche Resultate erwartet werden können.
Wir arbeiten daraufhin, bei der Festlegung konkreter Werte für die Begrenzungs-
vorschriften in den Ausführungsverordnungen aussagekräftige und verlässliche
Zahlen vorlegen zu können.

Die zitierten ausländischen Studien geben immerhin gewisse Anhaltspunkte für
die Grössenordnung der zu erwartenden Kosten. Aufgrund dieser Anhaltspunkte
sowie grober Schätzungen für die Schweiz rechnen wir damit, dass die schweizeri-
sche Wirtschaft für die im Gesetz geregelten Teilbereiche Luftreinhaltung, Lärm-
bekämpfung, Abfallbeseitigung und umweltgefährdende Stoffe zusätzliche Um-
weltschutzausgaben in der Grössenordnung von jährlich 0,2 bis höchstens l Pro-
zent des Bruttosozialproduktes (320-1 600 Mio. Fr.) in Rechnung stellen muss.
Dieser Betrag kann als durchaus angemessen bezeichnet werden. Auch die Ver-
nehmlassung zum Entwurf des Umweltschutzgesetzes hat gezeigt, dass die mit
dem Gesetz den Privaten zugemuteten wirtschaftlichen Folgen als tragbar erach-
tet werden. Im weiteren ist daraufhinzuweisen, dass sich die Schweiz beim Erlass
von Begrenzungsvorschriften im Rahmen der Vorschriften ihrer wichtigsten euro-
päischen Handelspartner und -konkurrenten bewegen wird, so dass die Wettbe-
werbslage durch das Umweltschutzgesetz kaum beeinträchtigt werden wird.

8 Verfassungsmässigkeit

Der Entwurf stützt sich auf Artikel 24seplies BV, wonach der Bund Vorschriften
über den Schutz des Menschen und seiner natürlichen Umwelt gegen schädliche
und lästige Einwirkungen zu erlassen und insbesondere die Luftverunreinigungen
und den Lärm zu bekämpfen hat.
Die Verfassungsmässigkeit des Vorentwurfes aus dem Jahre 1973, der im Ver-
gleich zum vorliegenden Entwurf weitergehende Regelungen enthielt, wurde in ei-
nem ausführlichen Gutachten geprüft. Der vorliegende Entwurf beruht auf einer
eingehenden Analyse des Verfassungsauftrages und trägt den kritischen Bemer-
kungen des Gutachters Rechnung. Das Ergebnis dieser Arbeiten ist bereits im all-
gemeinen Teil der Botschaft unter Ziffer 21 zusammengefasst, so dass auf diese
Ausführungen verwiesen werden kann.
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Bundesgesetz Entwurf
über den Umweltschutz
(Umweltschutzgesetz [USG])

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf Artikel 24septles der Bundesverfassung,
nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 3I.Oktober 1979",

beschliesst:

Erster Titel: Grundsätze und allgemeine Bestimmungen

Erstes Kapitel: Grundsätze

Art. l Zweck
1 Dieses Gesetz soll Menschen, Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften
und Lebensräume gegen schädliche und lästige Einwirkungen schützen und die
Fruchtbarkeit des Bodens erhalten.
2 Es soll namentlich

a. Einwirkungen, die schädlich oder lästig werden könnten, im Sinne der Vor-
sorge soweit als möglich begrenzen;

b. schädliche Einwirkungen verhindern.

Art. 2 Verursacherprinzip

Der Verursacher trägt die Kosten für die nach diesem Gesetz erforderlichen
Massnahmen.

Art. 3 Verhältnis zu anderen Gesetzen

'Vorschriften betreffend die Umwelt aufgrund anderer Bundesgesetze müssen
dem Zweck (Art. 1), dem Verursacherprinzip (Art. 2), dem Grundsatz für Emis-
sionsbegrenzungen (Art. 9), den Immissionsgrenzwerten (Art, 11-13), Alarmwer-
ten (Art. 14) und Planungswerten (Art. 20-22) sowie den Grundsätzen über den
Umgang mit Stoffen (Art. 23-25) dieses Gesetzes entsprechen.
2 Für radioaktive Stoffe und ionisierende Strahlen gilt die Strahlenschutzgesetz-
gebung.
3 Soweit die Gesamtverteidigung es erfordert, regelt der Bundesrat auf dem Ver-
ordnungsweg die Ausnahmen von Bestimmungen dieses Gesetzes.

» BEI 1979 III 749

837



Umweltschutz

Art. 4 Information und Beratung
1 Die Umweltschutzfachstellen informieren die Öffentlichkeit über den Umwelt-
schutz und den Stand der Umweltbelastung.
2 Sie beraten Behörden und Private.
3 Sie empfehlen Massnahmen zur Verminderung der Umweltbelastung.

Zweites Kapitel : Allgemeine Bestimmungen

Art. 5 Legaldefinitionen'
1 Einwirkungen sind Luftverunreinigungen, Lärm, Erschütterungen, Strahlen so-
wie Verunreinigungen des Bodens, die durch den Betrieb von Anlagen oder den
Umgang mit Stoffen oder Abfällen erzeugt werden.
2 Luftverunreinigungen, Lärm, Erschütterungen und Strahlen werden beim Aus-
tritt aus Anlagen als Emissionen, am Ort ihres Einwirkens als Immissionen be-
zeichnet.
3 Luftverunreinigungen sind Veränderungen des natürlichen Zustandes der Luft,
namentlich durch Rauch, RUSS, Staub, Gase, Aerosole, Dämpfe, Geruch oder
Wärme.
4 Dem Lärm sind Infra- und Ultraschall gleichgestellt.
5 Stoffe sind chemische Elemente und Verbindungen, die direkt oder indirekt eine
biologische Wirkung hervorrufen. Ihnen gleichgestellt sind Gemische und Gegen-
stände, die solche Stoffe enthalten.
6 Abfälle sind bewegliche Sachen, deren sich der Besitzer entledigen will oder de-
ren Verwertung, Unschädlichmachung oder Beseitigung im öffentlichen Interesse
geboten ist.
7 Anlagen sind Bauten, Verkehrswege und andere ortsfeste Einrichtungen. Den
Anlagen sind Geräte, Maschinen, Fahrzeuge, Schiffe und Luftfahrzeuge gleichge-
stellt.

Art. 6 Beurteilung von Einwirkungen

Einwirkungen werden sowohl einzeln als auch gesamthaft und nach ihrem Zu-
sammenwirken beurteilt.

Art. 7 Umweltverträglichkeitsprüfung
1 Bevor eine Behörde über die Planung, Errichtung oder Änderung von ortsfesten
Anlagen, welche die Umwelt erheblich belasten können, entscheidet, prüft sie die
Umweltverträglichkeit; der Bundesrat bezeichnet diese Anlagen und regelt das
Verfahren.

838



Umweltschutz

2 Der Umweltverträglichkeitsprüfung liegt ein Bericht zugrunde über :
a. den Ausgangszustand;
b. das geplante Vorhaben einschliesslich der vorgesehenen Massnahmen zum

Schutz der Umwelt;
c. die voraussichtlich verbleibende Belastung der Umwelt;
d. Möglichkeiten zur weiteren Verminderung der Umweltbelastung.

3 Bei öffentlichen Anlagen enthält der Bericht überdies die Begründung des Vor-
habens.
4 Die Behörde kann Auskünfte oder ergänzende Abklärungen verlangen.

s Die Umweltschutzfachstellen (Art. 36) beurteilen die Berichte und beantragen
der für den Entscheid zuständigen Behörde die zu treffenden Massnahmen. Bei
Meinungsverschiedenheiten entscheidet diese aufgrund von Weisungen der ihnen
gemeinsam übergeordneten Behörde.

6 Bei der Beurteilung-von Raffinerien, Aluminiumhütten, thermischen Kraftwer-
ken, grossen Kühltürmen oder Deponien für gefährliche Abfälle sowie weiteren
vom Bundesrat zu bezeichnenden Anlagen hört die zum Entscheid zuständige Be-
hörde zudem das Bundesamt für Umweltschutz an.
^ Der Bericht und die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung können ein-
gesehen werden, soweit nicht überwiegende Interessen die Geheimhaltung erfor-
dern.

Art. 8 Katastrophenschutz
1 Wer Anlagen betreibt oder betreiben will oder Stoffe lagert, die bei ausseror-
dentlichen Ereignissen den Menschen und seine natürliche Umwelt schwer schä-
digen können, trifft die zum Schutz der Bevölkerung und der Umwelt notwendi-
gen Massnahmen. Insbesondere sind die geeigneten Standorte zu wählen, die er-
forderlichen Sicherheitsabstände einzuhalten, technische Sicherheitsvorkehren zu
treffen sowie die Überwachung des Betriebes und die Alarmorganisation zu ge-
währleisten.
2 Die Kantone koordinieren die Dienste für den Katastrophenschutz und bezeich-
nen eine Meldestelle.
3 Der Inhaber der Anlage oder des Lagers meldet ausserordentliche Ereignisse
unverzüglich der Meldestelle.
* Durch Verordnung des Bundesrates können bestimmte Produktionsverfahren
oder Lagerhaltungen verboten werden, wenn die Bevölkerung und die natürliche
Umwelt auf keine andere Weise ausreichend geschützt werden können.
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Zweiter Titel : Begrenzung der Umweltbelastung

Erstes Kapitel:
Luftverunreinigungen, Lärm, Erschütterungen und Strahlen

I.Abschnitt: Emissionen

Art. 9 Grundsatz
1 Luftverunreinigungen, Lärm, Erschütterungen und Strahlen werden durch
Massnahmen bei der. Quelle begrenzt (Emissionsbegrenzungen).
2 Unabhängig von der bestehenden Umweltbelastung sind Emissionen so weit zu
begrenzen, als dies technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar
ist.
3 Die Emissionsbegrenzungen werden verschärft, wenn feststeht oder zu erwarten
ist, dass die Einwirkungen schädlich oder lästig werden. Soweit möglich, werden
dafür Immissionsgrenzwerte festgelegt (Art. 11-13).

Art. 10 Emissionsbegrenzungen
1 Emissionen werden begrenzt durch:

a. Emissionsgrenzwerte;
b. technische Bau- und Ausrüstungsvorschriften ;
c. Betriebsvorschriften;
d. Vorschriften über die Wärmeisolation von Gebäuden;
e. Anforderungen an Brenn- und Treibstoffe.

2 Begrenzungen werden durch Verordnungen oder, soweit solche nicht vorliegen,
durch unmittelbar auf dieses Gesetz abgestützte Verfügungen vorgeschrieben.

2. Abschnitt: Immissionen

Art. 11 Immissionsgrenzwerte

Für die Beurteilung der schädlichen oder lästigen Einwirkungen legt der Bundes-
rat in Form von Verordnungen Immissionsgrenzwerte fest.

Art. 12 Immissionsgrenzwerte für Luftverunreinigungen

Die Immissionsgrenzwerte für Luftverunreinigungen sind so festzulegen, dass
nach dem Stand der Wissenschaft oder der Erfahrung Immissionen unterhalb die-
ser Werte

a. Menschen, Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften und Lebens-
räume nicht gefährden;

b. die Bevölkerung in ihrem Wohlbefinden nicht erheblich stören ;
c. Bauwerke nicht beschädigen;
d. die Fruchtbarkeit des Bodens und die Gewässer nicht beeinträchtigen.

840



Umweltschutz

Art. 13 Immissionsgrenzwerte für Lärm und Erschütterungen

Die Immissionsgrenzwerte für Lärm und Erschütterungen sind so festzulegen,
dass nach dem Stand der Wissenschaft oder der Erfahrung Immissionen unter-
halb dieser Werte die Bevölkerung in ihrem Wohlbefinden nicht erheblich stö-

3. Abschnitt : Sanierungen

Art. 14 Sanierungspflicht
1 Anlagen, die den Vorschriften dieses Gesetzes oder den Umweltvorschriften an-
derer Bundesgesetze nicht genügen, müssen saniert werden.
2 Der Bundesrat erlässt Vorschriften über die Anlagen, das Mass, die Fristen und
das Verfahren. Dabei kann er zur Beurteilung der Dringlichkeit von Sanierungen
für Lärmimmissionen Alarmwerte festlegen, die über den Immissionsgrenzwerten
liegen.
3 Bevor die Behörde erhebliche Sanierungsmassnahmen anordnet, holt sie vom
Inhaber der Anlage Sanierungsvorschläge ein.
4 In dringenden Fällen ordnen die Behörden die Sanierung vorsorglich an. Not-
falls können sie die Stillegung einer Anlage verfügen.

Art. 15 Schallschutz bei bestehenden Gebäuden
1 Lassen sich die Lärmimmissionen in der Umgebung von bestehenden Strassen,
Flughäfen, Eisenbahnanlagen oder anderen öffentlichen oder konzessionierten
ortsfesten Anlagen auf bestehende Gebäude durch Massnahmen bei der Quelle
nicht unter den Alarmwert (Art. 14 Abs. 2) herabsetzen, so werden die Eigentü-
mer der betroffenen Gebäude verpflichtet, Räume, die dem längeren Aufenthalt
von Personen dienen, mit Schallschutzfenstern zu versehen oder durch ähnliche
bauliche Massnahmen zu schützen.
2 Die Eigentümer der lärmverursachenden ortsfesten Anlagen tragen die Kosten
für die notwendigen Schallschutzmassnahmen, sofern sie nicht nachweisen, dass
zum Zeitpunkt der Baueingabe des betroffenen Gebäudes

a. die Immissionsgrenzwerte schon überschritten wurden, oder
b. die Anlageprojekte bereits öffentlich aufgelegt waren.

Art. 16 Erleichterungen im Einzelfall
1 Wäre eine Sanierung nach Artikel 14 Absatz 2 im Einzelfall unverhältnismässig,
gewähren die Behörden Erleichterungen.
2 Die Immissionsgrenzwerte für Luftverunreinigungen und Erschütterungen sowie
der Alarmwert für Lärmimmissionen dürfen jedoch nicht überschritten werden.
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Art. 17 Umbau und Erweiterung sanierungsbedürftiger Anlagen
1 Eine sanierungsbedürftige Anlage darf nur umgebaut oder erweitert werden,
wenn sie saniert wird.
2 Erleichterungen nach Artikel 16 können eingeschränkt oder aufgehoben wer-
den.

4. Abschnitt:
Zusätzliche Vorschriften für den Schutz vor Lärm und Erschütterungen

Art. 18 Schallschutz bei neuen Gebäuden
1 Wer ein Gebäude erstellen will, das dem längeren Aufenthalt von Personen die-
nen soll, muss einen angemessenen baulichen Schutz gegen Aussen- und Innen-
lärm sowie gegen Erschütterungen vorsehen.
2 Der Bundesrat bestimmt in einer Verordnung den Mindestschutz.

Art. 19 Baubewilligungen in lärmbelasteten Gebieten
1 Baubewilligungen für neue Gebäude werden nur erteilt, wenn die Immissions-
grenzwerte nicht überschritten werden.
2 Auf erschlossenen Grundstücken kann die Errichtung von Gebäuden, die ent-
sprechend ihrer Nutzung weniger schutzbedürftig sind, bewilligt werden, wenn
die Alarmwerte nicht überschritten werden.

Art. 20 Planungswerte
Für die Planung neuer Bauzonen und für den Schutz vor neuen lärmigen ortsfe-
sten Anlagen legt der Bundesrat Planungswerte für Lärm fest. Diese Planungs-
werte liegen unter den Immissionsgrenzwerten.

Art. 21 Planung neuer Bauzonen

Neue Bauzonen für Wohngebäude oder andere schutzbedürftige Gebäude dürfen
nur in Gebieten vorgesehen werden, in denen die bestehenden oder zu erwarten-
den Lärmimmissionen die Planungswerte nicht überschreiten.

Art. 22 Errichtung ortsfester Anlagen
1 Ortsfeste Anlagen dürfen nur errichtet werden, wenn, die durch diese Anlagen
allein erzeugten Lärmimmissionen die Planungswerte in der Umgebung nicht
überschreiten; die Bewilligungsbehörde kann eine Lärmprognose verlangen.
2 Besteht ein überwiegendes öffentliches Interesse an der Anlage und würde die
Einhaltung der Planungswerte zu einer unverhältnismässigen Belastung für das
Projekt führen, so können Erleichterungen gewährt werden. Dabei dürfen jedoch
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unter Vorbehalt von Absatz 3 die Immissionsgrenzwerte nicht überschritten wer-
den.
3 Können bei neuen Strassen, Flughäfen. Eisenbahnanlagen oder anderen öffent-
lichen oder konzessionierten ortsfesten Anlagen durch Massnahmen bei der
Quelle die Immissionsgrenzwerte nicht eingehalten werden, müssen auf Kosten
des Eigentümers der Anlage die vom Lärm betroffenen Gebäude durch Schall-
schutzfenster oder ähnliche bauliche Massnahmen geschützt werden.

Zweites Kapitel: Umweltgefährdende Stoffe

Art. 23 Selbstkontrolle
1 Stoffe dürfen nicht für Verwendungen in den Verkehr gebracht werden, bei de-
nen sie, ihre Folgeprodukte oder Abfälle bei vorschriftsgemässer Handhabung
den Menschen und seine natürliche Umwelt gefährden können.
2 Der Hersteller oder der Importeur führt zu diesem Zweck eine Selbstkontrolle
durch.

Art. 24 Gebrauchsanweisung
1 Wer Stoffe in den Verkehr bringt, versieht sie mit einer Gebrauchsanweisung,
sofern umweltgefährdende Verwendungen oder Beseitigungsarten zu erwarten
sind.
2 Die Gebrauchsanweisung enthält Angaben über:

a. die Umweltgefährlichkeit;
b. die für die gewünschte Wirkung erforderliche Menge;
c. die Beseitigung.

Art. 25 Umweltgerechte Verwendung
1 Stoffe dürfen nur so verwendet oder gelagert werden, dass sie, ihre Folgepro-
dukte oder Abfälle den Menschen und seine natürliche Umwelt nicht gefährden
können.
2 Liegt eine Gebrauchsanweisung vor. sind die darin enthaltenen Anweisungen
einzuhalten.

Art. 26 Vorschriften des Bundesrates
1 Der Bundesrat kann über Stoffe, die aufgrund ihrer Eigenschaften, Verwen-
dungsart oder Verbrauchsmenge die Umwelt oder mittelbar den Menschen in be-
sonderem Masse gefährden können, Vorschriften erlassen.
2 Diese Vorschriften betreffen namentlich

a. Stoffe, die gemäss ihrer Bestimmung in die Umwelt gelangen wie Stoffe zur •
Bekämpfung von Unkräutern und Schädlingen, einschliesslich Vorrats-
schutz-.und Holzschutzmittel, sowie Dünger, Streusalze und Treibgase:

b. Stoffe, die oder deren Folgeprodukte sich in der Umwelt anreichern können,
wie chlorhaltige organische Verbindungen und Schwermetalle.
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Drittes Kapitel: Abfälle

Art. 27 Pflicht zur Abfallverwertung, -Unschädlichmachung und -beseitigung
1 Wer Abfälle hat, muss sie nach den Vorschriften des Bundes und der Kantone
verwerten, unschädlich machen oder beseitigen.
2 Wer eine Deponie errichten oder betreiben will, braucht dazu eine Bewilligung
des Kantons; sie wird ihm nur erteilt, wenn er nachweist, dass die Deponie nötig
ist. In der Bewilligung werden die zur Ablagerung zugelassenen Abfallarten um-
schrieben.
3 Abfälle dürfen nur auf bewilligten Deponien abgelagert werden.

Art. 28 Aufgaben der Kantone
1 Die Kantone sorgen dafür, dass die Abfälle vorschriftsgemäss verwertet, un-
schädlich gemacht oder beseitigt werden.
2 Siedlungsabfälle und Abfälle, deren Verursacher nicht ermittelt werden kann
oder deren Verursacher die Pflicht nach Artikel 27 Absatz l wegen Zahlungsunfä-
higkeit nicht erfüllen kann, werden von den Kantonen verwertet, unschädlich ge-
macht oder beseitigt. Sie können diese Aufgaben auch den Gemeinden oder ande-
ren öffentlichen Körperschaften übertragen. Mit der Ausführung können private,
Unternehmungen beauftragt werden.
3 Die Kantone arbeiten zusammen und sorgen für die Zusammenarbeit der Ge-
meinden. Der Bundesrat kann Kantone verpflichten, geeignete Anlagen zur Ver-
wertung, Unschädlichmachung oder Beseitigung anderen Kantonen zur Verfü-
gung zu stellen. Nötigenfalls regelt er die Kostenverteilung.
4 Die Kantone ermitteln ihren künftigen Bedarf an Deponien und bestimmen die
dafür erforderlichen Standorte.

Art. 29 Vorschriften des Bundesrates

Der Bundesrat kann
a. vorschreiben, dass bestimmte Abfälle wie Gifte, Glas und Altpapier geson-

dert zur Verwertung, Unschädlichmachung oder Beseitigung übergeben wer-
den;

b. vorschreiben, dass bestimmte Abfälle, namentlich Gifte, unschädlich ge-
macht werden ;

c. vorschreiben, dass bestimmte Abfälle verwertet werden, wenn dies wirt-
schaftlich tragbar ist und die Umwelt weniger belastet als die Beseitigung;

d. die Verkäufer bestimmter Arten von Produkten, wie Flaschen oder Queck-
silberbatterien, verpflichten, solche, allenfalls gegen Rückerstattung eines
Pfandes, zurückzunehmen;

e. Verpackungen von Massengütern verbieten, wenn sie zu unverhältnismässi-
gen Abfallmengen führen oder die Verwertung der Abfälle erheblich er-
schweren ;
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f. vorschreiben, dass gefährliche Abfälle für die Weitergabe zu kennzeichnen
sind und nur mit einer Bewilligung des Bundes entgegengenommen oder ein-
geführt werden dürfen; die Bewilligung wird vom Kanton ausgestellt, in
.welchem die Unternehmung ihren Sitz hat;

g. die Verwendung von Stoffen verbieten, die in Siedluugsabfalle gelangen und
deren Beseitigung in den Abfallanlagen zu erheblichen Schwierigkeiten führt
oder die bei der Verwertung solcher Abfälle in der Landwirtschaft die
Fruchtbarkeit des Bodens oder die Gewässer beeinträchtigen können.

Dritter Titel: Vollzug, Förderung und Verfahren

Erstes Kapitel : Vollzug

1. Abschnitt: Vollzug durch die Kantone

Art. 30 Vollzugskompetenzen der Kantone

Unter Vorbehalt von Artikel 35 obliegt der Vollzug dieses Gesetzes den Kanto-

Art. 31 Ausführungsvorschriften der Kantone

Ausführungsvorschriften der Kantone über die Umweltverträglichkeitsprüfung
(Art. 7), den Katastrophenschutz (Art. 8), die Sanierung (Art. 14. 16 und 17), den
Schallschutz bei, Gebäuden (Art. 15 und 18) sowie die Abfalle (Art. 27-29) bedür-
fen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Bundesrates.

2. Abschnitt: Vollzug durch den Bund

Art. 32 Aufsicht und Koordination
1 Der Bund wacht über den Vollzug dieses Gesetzes.
2 Er koordiniert die Vollzugsmassnahmen der Kantone sowie seiner eigenen An-
stalten und Betriebe.
3 Der Bundesrat bestimmt, welche Prüf-. Mess- und Berechnungsmethoden anzu-
wenden sind.

Art. 33 Ausführungsvorschriften und zwischenstaatliche Vereinbarungen
1 Der Bundesrat erlässt die Ausführungsvorschriften.
2 Er kann zwischenstaatliche Vereinbarungen abschJiessen über:

a. technische Vorschriften;
b. Beseitigung von Abfällen;
c. Zusammenarbeit in grenznahen Gebieten:
d. Datensammlungen und Erhebungen;
e. Forschung und Ausbildung.
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3 Vor Erlass der Verordnungen und bei der Vorbereitung zwischenstaatlicher Ver-
einbarungen hört er die Kantone und die interessierten Kreise an.

Art. 34 Typenprüfungen
Der Bundesrat kann die Zulassung serienmässig hergestellter Anlagen, wie Bren-
ner und Kessel für Feuerungsanlagen, Baumaschinen und Rasenmäher, von einer
Typenprüfung des Bundes und einer Kennzeichnung abhängig machen.

Art. 35 Vollzugskompetenzen des Bundes
1 Der Bund vollzieht die Artikel 10 Absatz l Buchstabe e (Anforderungen an
Brenn- und Treibstoffe), 23 (Selbstkontrolle), 24 (Gebrauchsanweisung), 26 (Vor-
schriften des Bundesrates über Stoffe), 33 (Ausführungsvorschriften des Bundes
und zwischenstaatliche Vereinbarungen), 34 (Typenprüfungen) und 40 Absatz 3
(Angaben über Stoffe) ; er kann für bestimmte Teilaufgaben die Kantone beizie-
hen.
2 Soweit andere Bundesgesetze den Vollzug ganz oder teilweise den Bundesbehör-
den übertragen, sorgen diese im Rahmen ihrer sachlichen Zuständigkeit nach den
für sie geltenden Verfahrensvorschriften auch für den Vollzug dieses Gesetzes;
eignen sich diese Verfahrensvorschriften nicht, regelt der Bundesrat den Vollzug
und die Koordination.
3 Die Vollzugsbehörden des Bundes berücksichtigen die Umweltschutzmassnah-
men der Kantone.

3. Abschnitt: Besondere Bestimmungen über den Vollzug

Art. 36 Umweltschutzfachstellen
1 Die Kantone richten für die Beurteilung von Umweltschutzfragen eine lei-
stungsfähige Fachstelle ein oder bezeichnen hiefür geeignete bestehende Amtsstel-
len.
2 Das Bundesamt für Umweltschutz ist die Fachstelle des Bundes.

Art. 37 Zusammenarbeit
Die Vollzugsbehörden können öffentlich-rechtliche Körperschaften oder Private
mit Vollzugsaufgaben, insbesondere mit der Kontrolle und Überwachung, be-
trauen.

Art. 38 Erhebungen über die Umweltbelastung
1 Bund und Kantone führen Erhebungen über die Umweltbelastung durch.
2 Der Bundesrat koordiniert die eidgenössischen und kantonalen Erhebungen und
Datensammlungen.'
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Art. 39 Periodische Kontrollen
Der Bundesrat kann die regelmässige Kontrolle von Anlagen wie Ölfeuerungen,
Kehrichtverbrennungsanlagen und Baumaschinen anordnen.

Art. 40 Auskunftspflicht
1 Jedermann ist verpflichtet, den Behörden die für den Vollzug erforderlichen
Auskünfte zu erteilen, nötigenfalls Abklärungen durchzuführen oder zu dulden.
2 Der Bundesrat oder die Kantone können anordnen, dass Verzeichnisse über
Luftverunreinigungen, Lärm und Erschütterungen, über Abfälle xmd deren Besei-
tigung sowie über Art und Menge von Rohstoffen und Produkten geführt und
den Behörden auf Verlangen zugestellt werden.
3 Der Bundesrat kann anordnen, dass Angaben über Stoffe gemacht werden, für
die Anhaltspunkte bestehen, dass die zu erwartende Belastung umweltschädlich
ist, oder die erstmals in Verkehr gebracht werden sollen.

Art. 41 Schweigepflicht
1 Alle mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragten Personen sowie Experten
und Mitglieder von Kommissionen und Fachausschüssen unterstehen dem Amts-
geheimnis.
2 Die zuständigen Behörden können Auskünfte nach Artikel 40 sowie über Mess-
ergebnisse und Typenprüfungen nach Anhören der Betroffenen veröffentlichen,
wenn nicht überwiegende Interessen entgegenstehen; das Fabrikationsgeheimnis
bleibt gewahrt.

Art. 42 Gebühren
1 Für Bewilligungen, Kontrollen und besondere Dienstleistungen nach diesem
Gesetz wird eine Gebühr erhoben.
2 Im Bund bestimmt der Bundesrat, in den Kantonen die nach kantonalem Recht
zuständige Behörde die Ansätze.

Zweites Kapitel : Förderung

Art. 43 Ausbildung und Forschung
1 Der Bund fördert die Ausbildung der mit Aufgaben nach diesem Gesetz betrau-
ten Personen.
2 Er kann Forschungsarbeiten in Auftrag geben oder unterstützen.

Art. 44 Beiträge für Schallschutzmassnahmen bei Strassen
1 Im Rahmen der Verwendung des Reinertrages des Zolles auf Treibstoffen für
motorische Zwecke beteiligt sich der Bund an den Kosten für die an den Strassen
oder ersatzweise an den Gebäuden erforderlichen Schallschutzmassnahmen.
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2 Der Bundesbeitrag für Schallschutzmassnahmen an Nationalstrassen und mit
Bundeshilfe auszubauenden Hauptstrassen bemisst sich nach den für diese Stras-
sen geltenden Ansätzen.
3 Für Sanierungen am übrigen Strassennetz beträgt der Beitragssatz 10-35 Pro-
zent. Massgeblich für die Beitragsbemessung sind die Finanzkraft des Kantons
sowie die Kosten der Sanierung.
4 Die Bundesbeiträge werden den Kantonen ausbezahlt.

Art. 45 Kontroll- und Überwachungseinrichtungen

Der Bund kann Beiträge an die Kosten für den Bau und die Ausrüstung der zur
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Mess-, Kontroll- und Überwa-
chungseinrichtungen gewähren, soweit diese Einrichtungen mehreren Kantonen
dienen.

Art. 46 Zentrale Abfallanlagen

Der Bund kann für den Bau zentraler Anlagen zur.Abfallverwertung, -Unschäd-
lichmachung oder -beseitigung, die den Abfallerzeugern mehrerer Kantone die-
nen, Bürgschaften übernehmen, sofern die Finanzierung nicht anders sicherge-
stellt werden kann.

Art. 47 Rückerstattung
1 Zu Unrecht bezogene Bundesbeiträge können zurückgefordert werden. Die
Rückforderung ist auch zulässig, wenn eine Einrichtung ihrem Zweck entfremdet
wird.
2 Die Rückerstattungsansprüche des Bundes verjähren fünf Jahre nach ihrer Ent-
stehung. Wird jedoch der Anspruch aus einer strafbaren Handlung hergeleitet, für
die das Strafrecht eine längere Verjährungsfrist vorsieht, so gilt diese.

Drittes Kapitel: Verfahren

Art. 48 Rechtspflege
1 Das Beschwerdeverfahren richtet sich nach dem Bundesgesetz über das Verwal-
tungsverfahren1* und nach dem Bundesgesetz über die Organisation der Bundes-
rechtspflege2).
2 Vorbehalten bleiben abweichende Verfahrensvorschriften, die nach Artikel 35
Absatz 2 anwendbar sind.

» SR 172.021
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Art. 49 Verbandsbeschwerde
1 Soweit gegen kantonale Verfügungen oder gegen Verfügungen von Bundesbe-
hörden über die Planung, Errichtung oder Änderung von ortsfesten Anlagen, für
die eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach Artikel 7 erforderlich ist, die Ver-
waltungsbeschwerde oder die Verwaltungsgerichtsbeschwerde zulässig ist, steht
das Beschwerderecht auch den gesamtschweizerischen Umweltschutzorganisatio-
nen zu.
2 Der Bundesrat bezeichnet die zur Beschwerde berechtigten Organisationen.

Art. 50 Enteignung
1 Wenn die Aufgaben nach diesem Gesetz es erfordern, können die Kantonsregie-
rungen enteignen oder dieses Recht Dritten übertragen.
2 Die Kantone können in ihren Ausführungsvorschriften das Bundesgesetz über
die Enteignung D für anwendbar erklären. Sie sehen vor, dass

a. die Kantonsregierung über streitig gebliebene Einsprachen entscheidet;
b. der Präsident der eidgenössischen Schätzungskommission das abgekürzte

Verfahren bewilligen kann, wenn sich die von der Enteignung Betroffenen
genau bestimmen lassen.

3 Für Gemeinschaftswerke verschiedener Kantone und Werke, die das Gebiet
mehrerer Kantone beanspruchen, gilt das eidgenössische Enteignungsrecht. Das
Eidgenössische Departement des Innern entscheidet über die Enteignung.

Vierter Titel : Strafbestimmungen

Art. 51 Verletzung von Vorschriften über Anlagen, Stoffe und Abfälle
1 Wer vorsätzlich

a. die zur Verhinderung von Katastrophen verfügten Sicherheitsmassnahmen
unterlässt oder Prpduktionsverbote missachtet (Art. 8);

b. die aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Emissionsbegrenzungen verletzt
(Art. 10);

c. Sanierungsverfügungen nicht befolgt (Art. 14);
d. Stoffe, von denen er weiss oder annehmen muss, dass bestimmte Verwen-

dungen den Menschen oder seine natürliche Umwelt gefährden können, für
diese Verwendungen in den Verkehr bringt oder sie derart verwendet
(Art. 23-25) ;

; e. Vorschriften über Stoffe verletzt (Art. 26) ;
f. Abfälle vorschriftswidrig beseitigt (Art. 27).

wird mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Busse bestraft; werden da-
durch Menschen oder die Umwelt in schwere Gefahr gebracht, ist die Strafe Ge-
fängnis nicht unter sechs Monaten.
2 Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Busse bis zu 20 000 Franken.

D.SR711
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Art. 52 Anwendung des Verwaltungsstrafrechts

Die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes über das Verwaltungsstrafrecht1) gelten
für strafbare Handlungen nach diesem Gesetz.

Fünfter Titel: Schlussbestimmungen

Art. 53 Übergangsbestimmung für die Selbstkontrolle von Stoffen
1 Drei Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes dürfen Stoffe mit neuen Bestandtei-
len nur noch in Verkehr gebracht werden, wenn die Selbstkontrolle (Art. 23)
durchgeführt worden ist.
2 Für die übrigen Stoffe bestimmt der Bundesrat die Übergangsfrist.

Art. 54 Anpassung von Verordnungen des Bundes

Vorschriften betreffend die Umwelt aufgrund anderer Bundesgesetze, die den
Vorschriften dieses Gesetzes widersprechen oder nicht genügen, sind nach einem
vom Bundesrat festzulegenden Programm anzupassen oder zu ergänzen.

Art. 55 Umweltrecht der Kantone
1 Solange der Bundesrat von seiner Verordnungskompetenz nicht ausdrücklich
Gebrauch gemacht hat, können die Kantone im Rahmen dieses Gesetzes nach
Anhören des Eidgenössischen Departementes des Innern eigene Vorschriften er-
lassen.
2 Die Kantone dürfen keine neuen Immissionsgrenzwerte, Alarmwerte oder Pla-
nungswerte festlegen und keine neuen Bestimmungen über Typenprüfungen und
umweltgefährdende Stoffe erlassen. Bestehende kantonale Vorschriften bleiben in
Kraft, bis der Bundesrat entsprechende Vorschriften erlässt.

Art. 56 Änderung von Bundesgesetzen

1. Das Bundesgesetz vom 1. Juli 19662> über den Natur- und Heimatschutz wird
wie folgt geändert:

Art. 18 Abs. /bls und l1" (neu)

Schutz von lb ls Besonders zu schützen sind Uferbereiche, Riedgebiete und
pflanzenarten Moore, seltene Waldgesellschaften, Hecken, Feldgehölze, Trocken-

rasen und weitere Standorte, die eine ausgleichende Funktion im
Naturhaushalt erfüllen oder besonders günstige Voraussetzungen
für Lebensgemeinschaften aufweisen.

D SR 313.0
2) SR 451

850



Umweltschutz

llerLässt sich eine Beeinträchtigung schutzwürdiger Lebensräume
durch technische Eingriffe unter Abwägung aller Interessen nicht
vermeiden, so hat der Verursacher für besondere Massnahmen zu
deren bestmöglichem Schutz, für Wiederherstellung oder ansonst
für angemessenen Ersatz zu sorgen.

Art. 21
Ufer- Die Ufervegetation (Schilf- und Binsenbestände, Auenvegetationen
vege ation sowie andere natürliche Pflanzengesellschaften im Uferbereich) darf

weder gerodet noch überschüttet noch auf andere Weise zum Ab-
sterben gebracht werden.

Art. 24 Abs. l
1 Wer eine ihm auferlegte Bedingung nicht erfüllt, welche gemäss
Artikel 13 Absatz 2 an die Gewährung eines Bundesbeitrages ge-
knüpft wurde,

wer einer Vorschrift zuwiderhandelt, die der Bundesrat in Ausfüh-
rung der Artikel 16 und 18 Absätze 1. lbls, l l e r und 2 erlässt,
wer einem Verbot zuwiderhandelt, das die zuständige Behörde in
Anwendung der Artikel 19 und 20 erlässt,

wer unbefugt eine Handlung vornimmt, die nach den Artikeln 19,
22 und 23 bewilligungspflichtig ist. und wer eine Bewilligung über-
schreitet,
wird mit Haft oder Busse bestraft.

2. Der Bundesbeschluss vom 23. Dezember 1959') über die Verwendung des für
den Strassenbau bestimmten Anteils am Treibstoffzollertrag wird wie folgt geän-
dert :

Art. l Abs. l
1 Der Anteil des Strassenwesens am Reinertrag der Treibstoffzölle
wird nach Abzug der verfassungsmässigen Beiträge an die Kantone
Uri, Graubünden, Tessin und Wallis sowie des Beitrages zur Förde-
rung der Strassenbauforschung jährlich wie folgt verwendet:

a. Zu 65 Prozent für
1. den Anteil des Bundes an den Kosten der Nationalstras-

sen;
2. Beiträge an die Kosten des Ausbaues von Hauptstras-

sen;
3. Beiträge an die Aufhebung oder Sicherung von

Niveau-Übergängen ;

D SR 725.116.2
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4. Beiträge an die nach dem Umweltschutzgesetz1} im Rah-
men von Sanierungen erforderlichen Schallschutzmass-
nahmen bei Strassen ausserhalb derjenigen gemäss Zif-
fern 1-3 hievor.

b. Zu 35 Prozent für allgemeine Beiträge an die Kosten der dem.
Motorfahrzeug geöffneten Strassen und für den Finanzaus-
gleich im Strassenwesen.

Art. 4 Abs. l
1 Für die Berechnung des Bundesanteils an den Erstellungskosten
der Nationalstrassen werden berücksichtigt die Kosten der Projek-
tierung, einschliesslich notwendiger Bodenuntersuchungen, des
Landerwerbs mit den dem Strassenbau anzulastenden Kosten der
Landumlegungen, die Kosten der Bauausführung, einschliesslich
der erforderlichen Anpassungsarbeiten und der nach dem Umwelt-
schutzgesetz notwendigen Schallschutzmassnahmen, sowie die Ko-
sten der unmittelbaren Bauaufsicht. Nicht berücksichtigt werden
die Kosten der Nebenanlagen an Nationalstrassen sowie Liegen-
schaftsgewinnsteuern, Handänderungssteuern, Stempelsteuern oder
ähnliche Abgaben mit fiskalischem Charakter, soweit solche nach
kantonalem Recht geschuldet werden. Soweit Beträge in den Ver-
tragsunterlagen nicht ausgewiesen sind, werden sie ebenfalls nicht
berücksichtigt.

An. 10
Für die Berechnung des Bundesbeitrages an die Baukosten der
Hauptstrassen werden berücksichtigt die Kosten der Projektierung
und der Ausarbeitung des Kostenvoranschlages, einschliesslich der
nach dem Umweltschutzgesetz notwendigen Schallschutzmassnah-
men, sowie die Kosten der unmittelbaren Bauaufsicht. Dagegen
sind die Kosten irgendwelcher anderer Vorbereitungen, der Zeitver-
wendüng von Behörden und Kommissionen sowie der Beschaffung
und Verzinsung der Baukredite nicht anrechenbar.

Art. 15 Abs. l Bst. b
1 Die allgemeinen Beiträge an die Kosten der dem Motorfahrzeug
geöffneten Strassen und die Mittel für den Finanzausgleich im
Strassenwesen werden zugeteilt nach :

b. den Strassenlasten der Kantone einschliesslich der Kosten für
die nach dem Umweltschutzgesetz erforderlichen Schallschutz-
massnahmen ;

D AS
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3. Das Gewässerschutzgesetz vom 8. Oktober 1971 D wird wie folgt geändert:

Art. 27 Abs. 2

Aufgehoben

4. Das Giftgesetz vom 21.März 19692) wird wie folgt geändert:

Art. 16

Unschädlich- ' Wer Gifte hat, deren er sich entledigen will oder deren Beseitigung
mac ung jm öffentlichen Interesse geboten ist, sorgt dafür, dass sie unschäd-

lich gemacht werden.
2 Gifte, die als Publikumsprodukte im Kleinverkauf abgegeben wor-
den sind, sind vom Abgeber oder einer öffentlichen Sammelstelle
kostenlos entgegenzunehmen.
3 Die Unschädlichmachung der Gifte richtet sich nach der Umwelt-
schutzgesetzgebung bzw. nach der Gewässerschutzgesetzgebung.

5. Das Arbeitsgesetz3' wird wie folgt geändert:

An. 6 Abs. l
1 Der Arbeitgeber ist verpflichtet, zum Schutz von Leben und Ge-
sundheit der Arbeitnehmer alle Massnahmen zu treffen, die nach
der Erfahrung notwendig, nach dem Stand der Technik anwendbar
und den Verhältnissen des Betriebes angemessen sind.

Art. 57 Referendum und Inkrafttreten
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

6792
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